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Editorial

Im Schatten des Regenbogen

 Ein Editorial birgt immer eine Herausforderung. Da steht der Anspruch im Raum, ein paar nette Worte zur aktuellen Ausgabe zu ver-
lieren. Doch müssen sie so verloren werden, dass andere sie gerne aufheben, einige Artikel lesen. Zu welchen Beiträgen sollen Worte 
fallen? Zu allen, um diplomatisch vorzugehen? Erstens: Das ist zu viel. Zweitens: Wer nimmt mir schon ab, ich sei diplomatisch?

Also werde ich auch diesmal nicht auf alle Beiträge hinweisen. Sogar auf gar keinen. Das Inhaltsverzeichnis zeigt Ihnen, was diese Aus-
gabe enthält, unter welchen Aufsätzen Sie wählen können.

Das Inhaltsverzeichnis hat einen ungewohnten Aufbau, denn die Redaktion war mit der bisherigen Gestaltung einfach nicht zufrieden. 
Mini-Beiträge und grundlegende Ausführungen waren nicht zu unterscheiden, alles stand in gleicher Augenhöhe, erschien uns ungeord-
net. Die jetzige Form ist ein Versuch. Ob sie Bestand hat, ist auch Sache der Kunden: Ihre Sache.

Nun doch noch ein paar Worte zu den Artikeln. Bekannter Weise bin ich ja kein Freund von langen Aufsätzen, in dieser Ausgabe ist das 
aber ganz anders. Und: Mir zeigen die Beiträge wieder einmal: Statistik informiert konkret, sie benennt und quantifiziert Probleme. 
Statistik ist eben ein Teil der realen, der konkreten Welt, im Gegensatz zum virtuellen Bereich – also anders als ein Schatten des Regen-
bogen.

Martin Schlegel, Hagen
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Umwelt-Prozente mit 
Erfolgsgarantie
Martin Schlegel, Hagen

Bevor der Ernst beginnt

Am 9. März 2007 haben die EU-Regierungschefs weitreichende Beschlüsse zum Klimaschutz gefasst. 
Das geschah gegen erheblichen Widerstand etlicher Länder, dennoch aber wurden die Beschlüsse als 
verbindlich bezeichnet. Beispielsweise muss der Ausstoß von Treibhausgasen im Jahr 2020 um 20% 
unter dem von 1990 liegen. Doch gelten diese 20% nicht für jedes Land, sondern für die gesamte EU. 
Das eine Land kann weniger tun, das andere mehr.

In der EU-Kommission wurde anschließend lange darüber geredet, wie bei unterschiedlichen Pro
zentwerten ein geeigneter Wert ermittelt werde. Man einigte sich auf ein Verfahren, das Industriekom-
missar Verheugen als „Sukzessiv aufsteigender Mittelwert mit gleicher Gewichtung“ bezeichnete. 

Dabei wird im Jahr 2020  festgestellt, wie viel Prozent jeder Staat eingespart hat. Diese 27 Daten 
werden der Größe nach geordnet. Dann wird sukzessiv das arithmetische Mittel berechnet, also nicht 
in einem Schritt, sondern immer paarweise. Zuerst wird das Mittel der kleinsten zwei Werte berech-
net. Das Ergebnis wird mit dem nächstgrößeren Wert gemittelt usw. Das geschieht so lange, bis auch 
der 27. Wert eingeflossen ist. Liegt dieses Ergebnis oberhalb von 20%, wäre die EU wieder einmal 
ungemein erfolgreich. Die EU-Kommissare sind recht optimistisch. 

Die EU-Kommission hätte gerne den Brief von EUROSTAT behandelt, in dem energisch von dem 
Verfahren abgeraten wurde. Doch leider kam das Schreiben einen Tag zu spät. „Das liegt an uns“, 
bekannte der Chef der Hauspost - und wurde postwendend befördert.
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Das Projekt
Urban Audit ist eine europa-
weite Datensammlung zur 
städtischen Lebensqualität. 
Fast 300 Städte, darunter 40 
deutsche, beteiligen sich an 
diesem Projekt. Es werden 
340 statistische Merkmale 
aus allen Lebensbereichen auf 
Gesamtstadtebene erhoben; 
ergänzt werden sie durch An-
gaben für städtische Regionen 
und für Stadtteile. Einbezogen 
werden demografische, wirt-
schaftliche, soziale, kulturelle 
und umweltspezifische Aspek-
te. Aufgrund der wachsenden 
Bedeutung städtebezogener 
EU-Politik wurde Urban Audit 
zu einer ständigen Aufgabe 
im Europäischen Statistischen 
System erhoben. Die Date-
nerhebung findet alle 3 Jahre 
statt.

Für 2007 steht eine neue Da-
tenerhebung an. Sie wird, wie 
bereits 2004, um eine Bürger-
befragung in ausgewählten 
Städten, darunter sieben deut-
sche (Berlin, Hamburg, Mün-
chen, Essen, Dortmund, Frank-
furt (Oder), Leipzig), ergänzt. 
Dadurch wird es möglich, die 
quantitativen Daten den sub-
jektiven Angaben der Bürge-
rinnen und Bürger gegenüber-
zustellen. Aufgrund begrenzter 
finanzieller Mittel sind nicht 
alle Urban Audit Städte in die 
Befragung einbezogen.
Die Städtegemeinschaft Ur-
ban Audit und der Verband 
Deutscher Städtestatistiker 
haben aufgrund des großen 

Interesses an vergleichbaren 
Bürgerumfragen die „Arbeits-
gemeinschaft Koordinierte 
Umfragen zur Lebensqualität“ 
gegründet. Ziel der Arbeitsge-
meinschaft ist es, städteweit 
koordinierte Bürgerumfragen 
mit dem Fragenkatalog der 
EU durchzuführen. 15 Städte 
der Arbeitsgemeinschaft be-
auftragten Ende November 
2006 – parallel zur EU-Befra-
gung – das Markt- und Sozi-
alforschungsinstitut IFAK aus 
Traunstein mit der Durchfüh-
rung dieser Telefonumfrage. 
Die Umfragedaten liegen jetzt 
vor. Erste Ergebnisse wurden 
auf der Statistischen Frühjahrs-
tagung in Gera im März 2007 
dem Fachpublikum vorgestellt. 

Neben den Umfrageergebnis-
sen der deutschen Städte be-
steht erstmals auch die Mög-
lichkeit, aus der EU-Befragung 
Ergebnisse der anderen euro-
päischen Städte in die Analyse 
mit einzubeziehen.

Der EU-Fragen
katalog 
Insgesamt wurden 23 Fragen 
zu drei Themenkomplexen 
gestellt. Im ersten Komplex 
wurde die Zufriedenheit mit 
der städtischen Infrastruktur 
und den kommunalen Dienst-
leistungen abgefragt. Hierzu 
zählen zentrale Bereiche wie 
Verkehr, Schule, Gesundheits-
wesen oder auch der Freizeit-
bereich mit Grünflächenan-
gebot, Sportmöglichkeiten, 

kulturellen Einrichtungen und 
Internetangeboten. Im zweiten 
Komplex steht die persönliche 
Einschätzung der Befragten 
bezüglich des Arbeitsmarkt-
angebotes, der Wohnungsver-
sorgung und der Umweltpro-
blematik im Vordergrund. Es 
folgen Fragen zur Integration 
von Ausländern, zur bürgerna-
hen Verwaltung und dem ver-
antwortungsvollen Umgang 
mit öffentlichen Mitteln. Ferner 
wird nach der Zufriedenheit in 
der jeweiligen Stadt zu woh-
nen und deren Zukunftsaus-
sichten gefragt. Im dritten Fra-
genteil stehen Fragen zur eige-
nen finanziellen Situation und 
zum Sicherheitsempfinden im 
Mittelpunkt der persönlichen 
Bewertung. 

Ausgewählte 
Ergebnisse
Insgesamt wurden in den 15 
deutschen Städten die Meinun-
gen von 10.700 Bürgerinnen 
und Bürgern erfragt. Grafik 1 
zeigt die Gesamtzufriedenheit 
der Befragten mit ihrer Stadt 
im Überblick der beteiligten 
Städte, sortiert nach drei Grö-
ßenklassen. Hier zeigen sich 
kaum Unterschiede in der Be-
wertung – durchschnittlich 9 
von 10 Befragten leben gern in 
Ihrer Stadt. (Grafik 1)

Bei der Frage nach der Zu-
kunftsperspektive, also was die 
Bürgerinnen und Bürger in den 
nächsten fünf Jahren erwarten, 
sehen die Erwartungen weni-

Urban Audit und VDSt: 
Erste koordinierte Europa-Befragung 

Lebensqualität in 
europäischen Städten 
Ulrike Schönfeld-Nastoll, Oberhausen

Persönliche 
Einschätzungen

Zufriedenheit und 
Sicherheit

23 Fragen
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ger optimistisch aus: Ein Drit-
tel der Bewohner/innen geht 
davon aus, dass es keine po-
sitiven Veränderungen geben 
wird. Knapp die Hälfte glauben 
eher, dass es nicht angeneh-
mer werden wird und fast 15 
% wagen erst gar keine Prog-
nose für die nächsten 5 Jahre. 
Diese eher zurückhaltende Ein-
schätzung wird allerdings von 
den Befragten in drei Städten 
nicht geteilt. Bei den Großstäd-
ten über 450.000 Einwohner 
beurteilen die Dresdener die 
zukünftige Entwicklung ihrer 
Stadt deutlich positiver als dies 
bei den anderen Großstädten 
dieser Größenklasse der Fall 
ist. Bei den Städten zwischen 
150.000 und 450.000 Einwoh-
ner sind die Erwartungen der 
Braunschweiger deutlich op-
timistischer, was die Entwick-
lung ihrer Stadt anbelangt. Bei 
den Städten unter 150.000 
Einwohner sehen die Befrag-
ten aus Koblenz mehrheitlich 
positive Anzeichen für die Ent-
wicklung ihrer Stadt. (Grafik 2)

Zu den eher als kritisch beur-
teilten Lebensbedingungen 
gehört die Luftverschmutzung. 
Knapp die Hälfte aller Befrag-
ten stimmt zu, dass Luftver-
schmutzung ein großes Pro-
blem in ihrer Stadt ist. Dieses 
Ergebnis verwundert nicht, 
in Anbetracht der aktuellen 
Diskussionen in allen Medien 
über Maßnahmen zur Verringe-
rung der CO2 –Emissionen. Als 
besonders stark von diesem 
Problem betroffen, äußern sich 
die Bewohner/innen in den 
Städten Köln, Frankfurt a.M. 
und Stuttgart. In Bremen wird 
die Lebensqualität nach Ein-
schätzung der Bewohner/innen 
im Vergleich zu den anderen 
Großstädten deutlich weniger 
durch dieses Umweltproblem 
beeinträchtigt. Bei der Gruppe 
der Städte zwischen 150.000 
und 450.000 Einwohnern 

ist es insbesondere die Stadt 
Freiburg, die einen unterdurch-
schnittlichen Wert im Vergleich 
zu den Städten dieser Größen-
klasse aufzeigt. Bei den Städ-
ten unter 150.000 Einwohner 
fällt besonders Darmstadt mit 
einem sehr hohen Wert (ver-
gleichbar zu Frankfurt a.M.) 
bezüglich der Beurteilung der 
Luftverschmutzung als be-
sonderes Problem auf. Dies 
dürfte mit der Lage der Stadt 
im Rhein-Main-Gebiet zusam-
menhängen. (Grafik 3)

Für die Beurteilung des Ar-
beitsmarktes kann als ein Indi-
kator die Frage herangezogen 
werden, ob es leicht ist, in der 
jeweiligen Stadt eine Arbeits-
stelle zu finden. Auch dieser 
Lebensbereich gehört zu den 
als sehr kritisch eingeschätz-
ten Bereichen, denn nur ein 
knappes Viertel der Befragten 
stimmt dieser positiven Aus-
sage zu. Die Bürgerinnen und 
Bürger der beiden Großstädte 
Frankfurt a.M. und Stuttgart 
schätzen die Arbeitsmarkt-
situation in ihrer Stadt dage-
gen deutlich positiver ein. Hier 
gehen knapp die Hälfte der 
Befragten davon aus, dass es 
leicht ist, in ihrer Stadt einen 
Arbeitsplatz zu finden. Wie 
Grafik 4 zeigt, sind die Proble-
me am Arbeitsmarkt weniger 
ein Problem der Größe einer 
Stadt als vielmehr der jewei-
ligen Wirtschaftsstruktur. Ein 
Beispiel für eine stark vom 
Strukturwandel betroffene 
Stadt ist die Stadt Oberhau-
sen. Mit dem Niedergang der 
Montanindustrie hat die Stadt 
insgesamt 45.000 Arbeitsplät-
ze verloren, die nur teilweise 
durch den eingeleiteten Struk-
turwandel kompensiert wer-
den konnten. Fast 70 % der 
Bewohner/innen gehen davon 
aus, in dieser Stadt nicht pro-
blemlos eine Arbeitsstelle fin-
den zu können. 

Lebensqualität in europäischen Städten
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Bei der Fragestellung zur Ar-
beitsmarktsituation bietet es 
sich an, die subjektiven Ein-
schätzungen den objektiven 
Daten aus der Urban Audit 
Datensammlung gegenüberzu-
stellen. Beispielhaft wurden die 
Arbeitslosenquoten der abhän-
gigen zivilen Erwerbspersonen 
hinzugezogen. In Grafik 5 wur-
de diese Arbeitslosenquote in 
Kombination mit der Aussage 
„Stimme überhaupt nicht zu, 
dass es leicht ist in der Stadt 
eine Arbeitsstelle zu finden“ 
dargestellt. Mit Ausnahme 
der Städte Frankfurt a.M. und 
Stuttgart, für die ja eine deut-
lich positivere Einschätzung 
des Arbeitsmarktes abgege-
ben wurde, gibt es eine hohe 
Übereinstimmung zwischen 
der subjektiven Bewertung der 
Befragten und der amtlichen 
Arbeitslosenzahl.

Zur Zeit bereitet die „Arbeits-
gemeinschaft Koordinierte 
Bürgerumfrage zur Lebensqua-
lität“ eine gemeinsame Analy-
se der Gesamtergebnisse aller 
beteiligten Städte vor. In einem 
zweiten Schritt sollen auch die 
Ergebnisse der anderen euro-
päischen Städte mit einbezo-
gen werden.

Lebensqualität in europäischen Städten
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Auf der lokalen Ebene in 
Deutschland ist nach wie vor 
das Leitbild des ehrenamt-
lichen Feierabendpolitikers 
verankert. Aber insbesondere 
in Großstädten ist ein steti-
ger Anstieg der Komplexität 
der Aufgaben und des Zeit
aufwands der formal ehren-
amtlichen Ratsmitglieder zu 
beobachten. Studien in der 
kommunalwissenschaftlichen 
Forschung thematisieren be
reits seit den 1960er Jahren, 
dass der Zeitaufwand für die 
Ausübung eines Mandats in ei-
ner Großstadt bei 20 bis sogar 
60 Stunden pro Woche liegt. 
Aufgrund dessen wird in der 
Literatur bisher sehr pauschal 
und allgemein geschlussfol-
gert, dass ein Mandat in einer 
Großstadt nicht mehr ehren
amtlich auszuüben ist und sich 
die Kommunalparlamente mit 
ihren Mandatsträgern de fac-
to professionalisieren. Inwie-
fern diese Vermutung zutrifft, 
wurde im Rahmen der Arbeit 
„Zwischen Ehrenamt und Be-
rufspolitik“ (Reiser 2006; vgl. 
auch Reiser 2007) erstmalig 
systematisch untersucht. In der 
folgenden Analyse stehen die 
zwölf deutschen Großstädte 
mit mehr als 400.000 Einwoh-
nern im Fokus: Entwickeln sich 
die kommunalen Vertretungs-
körperschaften von Feiera-
bend- zu Berufsparlamenten? 
Wie hat sich die Professiona-
lisierung in den zwei Jahrzehn-
ten seit 1984 entwickelt und 
wie hoch ist der Professionali
sierungsgrad in den deutschen 
Großstädten aktuell? 

Stadträte in Großstädten – Zeitaufwand und Kosten

Berufs- statt Feierabend
parlamente? 
Marion Reiser, Halle

Unter Professionalisierung 
wird hier im Sinne Max Webers 
die Verberuflichung, also der 
Wandel vom Leben „für“ zum 
Leben auch „von der Politik“ 
(Weber 1994) verstanden. Ein 
Amt in einem (Kommunal-)Par
lament ist demnach dann als 
professionalisiert zu betrach-
ten, wenn es ein konkurrenz-
fähiges Einkommen bietet und 
aufgrund der zeitlichen Belas-
tung eine andere berufliche 
Tätigkeit ausschließt bzw. stark 
einschränkt. Eine professiona
lisierte Institution zeichnet 
sich durch einen hohen Anteil 
hauptberuflicher Mitglieder 
(Mandatsträger und Mitarbei-
ter), zeitaufwendige Verfahren 
und durch ein im Vergleich zu 
Amateurinstitutionen höhe-
res Budget aus. Anlehnend 
an die amerikanische Pro-
fessionalisierungsforschung 
wurden zur Untersuchung des 
Professionalisierungsgrades 
von Amt und Institution drei 
Indikatoren entwickelt: 
1.	 der Zeitaufwand für die 

Ratsarbeit und die zeitliche 
Lage der Sitzungen,

2.	 die Aufwandsentschädi-
gung der Stadträte und 

3.	 die Kosten für das Kommu-
nalparlament pro Stadtrat 
und damit zusammenhän-
gend die personellen und 
sachlichen Ressourcen der 
Fraktionen.

Diese drei Indikatoren ste-
hen jedoch nicht unabhängig 
nebeneinander, sondern sind 
vielmehr aufeinander bezogen 
und bedingen sich gegenseitig: 

So können die Stadträte durch 
den hohen Zeitaufwand, den 
ein Mandat in einer Großstadt 
erfordert, kaum oder nur sehr 
schwer das Mandat mit ihrem 
eigentlichen Beruf vereinba-
ren. Dadurch entsteht ein Pro-
fessionalisierungsdruck, dem 
grundsätzlich auf zwei Arten 
begegnet werden kann: Ent-
weder der einzelne Stadtrat er-
hält ein Einkommen und damit 
die Befreiung vom eigentlichen 
Beruf und gleichzeitig Zeit für 
das Mandat oder das einzelne 
Ratsmitglied wird in der Man-
datsarbeit von Mitarbeitern 
unterstützt und dadurch zeit-
lich entlastet. 

Im Folgenden werden der Pro-
fessionalisierungsprozess und 
der Professionalisierungsgrad 
der Kommunalparlamente 
anhand der entwickelten In-
dikatoren „Zeitaufwand und 
zeitliche Lage der Sitzungen“, 
„Entschädigung“ und „Kosten 
für das Kommunalparlament“ 
untersucht. Als Referenzfall, 
zur Einordnung der Höhe des 
Professionalisierungsgrads 
dient die Bürgerschaft des 
Stadtstaats Hamburg, die seit 
1995 formal ein teilprofessio-
nalisiertes Parlament ist.

Zeitaufwand für 
die Ratsarbeit
Die Analyse zum Zeitauf­
wand zeigt, dass die Stadt-
räte für die Vorbereitung 
und Teilnahme an Sitzun-
gen sowie für Repräsenta
tionstermine durchschnittlich 

Leitbild: 
Politik als Ehrenamt

Überprüfung der 
Professionalisierung

3 Indikatoren
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25 bis 35 Stunden, die Frak
tionsvorsitzenden sogar 40 bis 
60 Stunden pro Woche benöti-
gen. Dabei zeigt sich, dass es 
bei dem Zeitaufwand für die 
Teilnahme an Sitzungen in 
erster Linie Unterschiede zwi­
schen den Städten gibt, die 
sich vor allem durch die unter-
schiedliche Sitzungshäufigkeit 
der Ratsversammlungen und 
Ausschusssitzungen erklären. 
Die Stuttgarter Stadträte ha-
ben dabei den höchsten und 
die Leipziger und Dresdner 
Stadträte den niedrigsten wö-
chentlichen Zeitaufwand für 
Sitzungen. Hinsichtlich der Re­
präsentationstermine und 
der Vorbereitung zu den 
Sitzungen gibt es hingegen 
durchschnittlich kaum Unter-
schiede zwischen den Städten, 
sondern vor allem innerhalb 
der Städte. Diese individuellen 
Differenzen lassen sich über-
wiegend auf das verfügbare 
Zeitbudget zurückführen: Per-
sonen mit einem höheren frei-
en Zeitbudget wenden signifi-
kant mehr Zeit für ihr Mandat 
auf als Vollzeitbeschäftigte.

Aber neben dem reinen Zeit-
aufwand ist die zeitliche Or-
ganisation der Ratsarbeit ein 
sehr entscheidendes Kriterium, 
ob sich ein Mandat in einer 
Großstadt ehrenamtlich aus-
üben lässt: Die Ratssitzungen 
beginnen in allen Großstädten 
in der Regel um 14 bzw. 15 
Uhr. Große Unterschiede zei-
gen sich jedoch bei den Aus-
schusssitzungen: In den nord-, 
west- und ostdeutschen Städ-
ten fangen diese in der Regel 
nach 15 Uhr an, während die 
Ausschusssitzungen in den 
drei süddeutschen Städten 
München, Nürnberg und Stutt-
gart bereits um 9 Uhr am Mor-
gen oder um 13 Uhr am frü-
hen Nachmittag beginnen und 
damit während der üblichen 
Arbeitszeit stattfinden. Dies er-

schwert die Vereinbarkeit von 
Beruf und Mandat und erhöht 
den Professionalisierungsdruck 
für die Stadträte.

Insgesamt betrachtet, lässt 
sich somit für die deutschen 
Großstädte zusammenfassen, 
dass der Zeitaufwand bereits 
mindestens eine Halbtagsbe-
schäftigung erreicht hat und 
es insbesondere in den süd-
deutschen Städten aufgrund 
der zeitlichen Lage der Sitzun-
gen sehr schwierig erscheint, 
das Mandat ehrenamtlich 
auszuüben.

Aufwandsent
schädigung der 
Stadträte
Der zweite Indikator ist die 
Entschädigung der Rats-
mitglieder (siehe Tabelle 1). 
Dieser Indikator kann Aussa-
gen darüber machen, wie pro-
fessionalisiert das Amt ist und 
ob das Ratsmitglied zumindest 
teilweise davon leben kann. 
Als monatliches Einkommen 
der Mandatsträger werden 
die Aufwandsentschädigun-
gen und die Sitzungsgelder zu 
Grunde gelegt. Durchschnitt-
lich erhält ein Ratsmitglied 
in einer deutschen Großstadt 
monatlich 1.001 Euro. Aller-
dings zeigen sich bei den Auf

wandsentschädigungen sehr 
große Unterschiede zwischen 
den deutschen Großstädten: 
Die Hannoveraner Ratsherren 
und -frauen erhalten mit 466 
Euro die geringste Aufwand-
sentschädigung. Die höchsten 
Aufwandsentschädigungen 
bekommen die Stadträte in 
München mit 2 100 Euro und 
jene in Stuttgart mit sogar 
monatlich 2 460 Euro. Damit 
liegen die Stuttgarter sogar 
über den Diäten der Hambur-
ger Bürgerschaft, die eine Diät 
von 2 303 Euro erhalten (so-
fern man die Kostenpauscha-
le unberücksichtigt lässt). Die 
Fraktionsvorsitzenden erhal-
ten in der Regel eine erhöhte 
Entschädigung, die in Nürn-
berg bei knapp 3 000 Euro 
und in Stuttgart bei ca. 3 600 
bis 3 800 Euro liegt, während 
sie in Dresden mit 700 Euro, 
Leipzig mit 920 Euro und Han-
nover mit 931 Euro eher nied-
rig ausfällt. Neben der reinen 
Höhe der Aufwandsentschä-
digung differiert aber auch 
ihre Entwicklung im Zeitraum 
zwischen 1984 und 2006 sehr 
stark zwischen den deutschen 
Großstädten: Durchschnittlich 
stiegen die Entschädigungen 
um 30% an. Hannover ist die 
einzige Großstadt, in der die 
Entschädigung inflationsberei-
nigt gesunken ist. In allen an-

Tabelle 1: Entschädigung der 
Ratsmitglider

Berufs- statt Feierabendparlamente?

2 500 Euro pro Monat
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deren deutschen Großstädten 
stieg die Entschädigung an, al-
lerdings unterschiedlich stark: 
Am stärksten zeigt sich der 
Professionalisierungsprozess 
in München, wo die Entschädi-
gung um 52% anstieg, und vor 
allem in Stuttgart, wo sich die 
Aufwandsentschädigung infla-
tionsbereinigt sogar verdop-
pelt hat. Insgesamt betrachtet, 
haben sich die Entschädigun-
gen in den deutschen Groß-
städten im Zeitraum zwischen 
1984 und 2006 nicht aneinan-
der angeglichen, vielmehr sind 
die Unterschiede zwischen den 
Städten im Jahr 2006 noch 
größer als im Vergleichsjahr 
1984.

Im Ergebnis kann festgehalten 
werden, dass die Entschädi-
gungen in den Großstädten 
eine sehr große Spannbreite 
aufweisen: Die Höhe der Auf-
wandsentschädigung in Städ-
ten wie Hannover und Leipzig 
spricht dafür, dass es sich dabei 
tatsächlich um eine Entschädi-
gung für die Aufwendungen 
handelt – so wie es in den 
Gemeindeordnungen der Bun-
desländer festgeschrieben ist. 
In Städten wie Stuttgart und 
München haben die Entschä-
digungen hingegen eine Höhe 
erreicht, die sehr eindeutig auf 
eine Verberuflichung schließen 
lässt, da die Ratsmitglieder zu-
mindest teilweise davon leben 
können. 

Kosten der Kom-
munalparlamente
Neben den Aufwandsentschä-
digungen für die Stadträte er-
halten die Fraktionen in den 
Stadtparlamenten zur Ausü-
bung der Fraktionsgeschäfte 
und zur Unterstützung der 
Ratsmitglieder Zuwendungen 
(siehe Tabelle 2). Diese Kos­
ten der Kommunalparla­
mente pro Jahr pro Ratsmit-
glied sind der dritte Indikator 
zur Analyse des Professiona-
lisierungsgrads. Insgesamt 
betrachtet, zeigt sich auch 
bei den Aufwendungen für 
die Fraktionsgeschäftsstellen 
eine breite Streuung zwischen 
den deutschen Großstädten. 
Die Frankfurter und Kölner 
Fraktionen erhalten mit mehr 
als 30 000 Euro pro Jahr pro 
Ratsmitglied sogar höhere Auf-
wendungen als die Fraktionen 
in der Bürgerschaft Hamburg. 
Nürnberg auf der anderen Sei-
te hat lediglich ein Budget von 
weniger als 6 000 Euro pro 
Ratsmitglied. Im Zeitraum zwi-
schen 1984 und 2006 stiegen 
die Fraktionszuwendungen in 
den zwölf Großstädten durch-
schnittlich um 48% an. Ebenso 
wie bei den Aufwandsentschä-
digungen haben sie sich in den 
einzelnen Städten jedoch sehr 
unterschiedlich entwickelt. 
Während die Zuwendungen in 
Hannover inflationsbereinigt 
um über 27% zurückgingen, 
professionalisierten sich ein-
zelne Städte besonders stark: 
So stiegen die Zuwendungen 
in Frankfurt um knapp 78% 
und in Düsseldorf um mehr als 
115% an. Am stärksten ist der 
Zuwachs in Stuttgart, wo sich 
das Budget um fast 205% er-
höhte.

Die Höhe der Aufwendungen 
hat auch einen Einfluss auf die 
personelle und sachliche 
Ausstattung der Fraktions-
geschäftsstellen. Die beiden 

Extrempositionen bei der per-
sonellen Ausstattung nehmen 
Frankfurt am Main und Nürn-
berg ein: So hat beispielsweise 
die CDU-Fraktion in Frankfurt 
(36 Mitglieder) 13 Fraktions-
mitarbeiter beschäftigt, wäh-
rend die CSU-Fraktion in Nürn-
berg (32 Mitglieder) lediglich 
2,5 Stellen in der Fraktionsge-
schäftsstelle hat. Neben der 
reinen Anzahl unterscheidet 
sich vor allem aber die Qua-
lität der Mitarbeiter zwischen 
den Städten. Die Studie zeigt, 
dass sich aufgrund dieser unter
schiedlichen Ausstattung der 
Fraktionsgeschäftsstellen zwei 
verschiedene Unterstützungs
arten herausgebildet haben: 
In Städten wie in Nürnberg 
und in Stuttgart können die 
Ratsmitglieder von den Frak-
tionsmitarbeitern aufgrund 
der geringeren personellen 
Ausstattung lediglich in orga-
nisatorischen Dingen unter-
stützt werden. Im Gegensatz 
dazu haben die Fraktionen 
in Frankfurt, Hannover und 
auch in Leipzig relativ große 
Fraktionsgeschäftsstellen, so 
dass die Mitarbeiter nicht nur 
organisatorisch, sondern vor 
allem inhaltlich zuarbeiten kön
nen. Dabei sind die Fraktionen 
in diesen Städten ähnlich wie 
die Fraktionen in den Land
tagen und im Bundestag nach 
dem Arbeitsgruppenprinzip 
organisiert. Über Art und Um-
fang der personellen Unter
stützung hinaus zeigt sich bei 
den Fraktionsgeschäftsstellen 
in Frankfurt, Leipzig und auch 
Nürnberg ein Muster, das sich 
auch bereits bei Professiona-
lisierungsprozessen auf den 
höheren Ebenen des politi-
schen Systems gezeigt hat: Es 
gibt häufig Stadträte, die in 
ihren eigenen Fraktionen als 
Fraktionsgeschäftsführer oder 
-mitarbeiter angestellt und 
damit hauptberuflich für ihre 
Fraktion tätig sind.

Tabelle 2: Kosten der Kommu-
nalparlamente

Berufs- statt Feierabendparlamente?

Die Unterschiede 
wachsen

Verberuflichung
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Betrachtet man die drei unter-
suchten Indikatoren in einer 
Gesamtschau, zeigt sich ers-
tens (vgl. Abbildung 1), dass 
der Professionalisierungsgrad 
in den einzelnen Städten sehr 
unterschiedlich hoch ist: Dres-
den hat das am niedrigsten 
professionalisierte Kommunal-
parlament in Deutschland. Die 
Kommunalparlamente in Leip-
zig, Hannover und in den nor-
drhein-westfälischen Städten 
Duisburg und Dortmund sind 
ebenfalls eher niedrig profes-
sionalisiert. Stuttgart hingegen 
hat das am höchsten profes-
sionalisierte Stadtparlament 
Deutschlands, gefolgt von 
den Kommunalparlamenten in 
München, Frankfurt und Köln. 
Mit Ausnahme von Hannover 
stieg der Professionalisierungs-
grad in den deutschen Groß-
städten im Zeitraum zwischen 
1984 und 2006 inflationsberei-
nigt an. 
Somit zeigt die Analyse, dass in 
den deutschen Großstädten ein 
Professionalisierungsprozess 
in den vergangenen zwei Jahr-
zehnten stattgefunden hat. 
Zweitens ist zu konstatieren, 
dass sich in den deutschen 
Großstädten zwei unterschied-
liche Professionalisierungs
arten herausgebildet haben: 
Zum einen die mitglieder­
basierte Professionalisie­
rung, die sich dadurch aus-
zeichnet, dass in erster Linie 
die politischen Ämter professi-
onalisiert sind. Beispiele hierfür 
sind Nürnberg und Stuttgart. 
Zum anderen die ressourcen­
basierte Professionalisie­
rung, bei der die Institution 
vor allem durch professionelle 
Mitarbeiterstäbe und weitere 
Ressourcen professionalisiert 
ist. Diese Professionalisierungs-
art findet sich beispielsweise in 
Hannover und Frankfurt.

Bei diesen beiden unterschied-
lichen Professionalisierungs
arten handelt es sich zumin-
dest teilweise um funktionale 
Äquivalente: Während das Ziel 
beider Professionalisierungs-
arten jeweils das gleiche ist, 
ist die konkrete Ausgestal-
tung der Zielerreichung un-
terschiedlich: So haben sich 
unterschiedliche Wege heraus-
gebildet, um die Ratsaufgaben 
zu erfüllen. In den süddeut-
schen Städten findet sich die 
mitgliederbasierte und in den 
Städten Nordrhein-Westfalens 
und Niedersachsens die res-
sourcenbasierte Professionali
sierung. Der Vergleich der Jah-
re 1984 und 2006 zeigt zudem, 
dass diese unterschiedlichen 
Professionalisierungsarten 
bereits seit mindestens zwei 
Jahrzehnten vorhanden sind 
und sich seither nicht anein-
ander angeglichen haben. Bei 
den beiden ostdeutschen Städ-
ten Leipzig und Dresden ist 
hingegen interessanterweise 
(bisher noch) keine eindeutige 
Tendenz zu erkennen. 
Insgesamt zeigt die Analyse zu 
Ausmaß und Entwicklung der 
Professionalisierung der Kom-
munalparlamente, dass der 
Professionalisierungsgrad der 
Stadtparlamente relativ hoch 
ist und zum Teil sogar an den 
Grad der semiprofessionellen 
Bürgerschaft in Hamburg he-
ranreicht. Dabei sind jedoch 
nicht nur sehr große Differen-
zen im Grad und in der Ent-
wicklung der Professionalisie-
rung, sondern vor allem auch 
unterschiedliche Professionali
sierungsarten in den verschie-
denen Bundesländern zu erken-
nen. Die Kommunalparlamente 
in den deutschen Großstädten 
befinden sich also in einer Si-
tuation zwischen Feierabend- 
und Berufsparlament. 
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Abbildung 1: Professionalisie-
rungsgrad und -arten in den 
deutschen Großstädten

Berufs- statt Feierabendparlamente?

Über Statistik:
Statistik ist eine 
Medizin gegen die 
Geschwätzigkeit der 
Politiker.
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Seit Jahrzehnten versuchen 
Raum- und Kommunalpla-
ner, durch mehr oder weniger 
umfangreiche, retrospektive 
Indikatorensysteme die gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen, 
ökologischen oder kulturellen 
Situationen und Entwicklungen 
ihrer Gebiete zu beschreiben 
und zu analysieren. Seit eini-
gen Jahre gewinnen zusätzlich 
perspektivische Betrachtungen 
an Bedeutung. Nicht der ana-
lytische Indikator steht nun 
im Vordergrund sondern der 
„strategische“. Gewählte Re-
präsentanten oder ernannte 
Entscheidungsträger wünschen 
Zielgrößen und Benchmarks, 
an denen sie den Erfolg ihres 
Handels messen können. Das 
heißt, nicht der statistische In-
dikatorenwert ist der alleinig 
relevante, sondern ein zu errei-
chender Wert. 

Heidelberg hat sich im Rahmen 
ihrer Lokalen Agenda einer-
seits ein statistisches Berichts-
system und andererseits ein 
quantitatives Controllingsys-
tem aufgebaut, das es den Be-
teiligten (Stadtrat und Verwal-
tung) erlaubt, kritische Hand-
lungsfelder und dringenden 
Handlungsbedarf schnell zu 
erkennen. Im Folgenden wird 
dieses System, das kürzlich im 
Heidelberger Gemeinderat ein-
stimmig verabschiedet wurde, 
auszugsweise vorgestellt.  

Seit 1997 orientiert sich Hei-
delbergs Kommunalpolitik an 
den Zielen und Leitlinien des 

Indikatorensystem zur Überprüfung des Stadtentwick-
lungsplans 20101

Heidelberger Nachhaltigkeits-
bericht 
Bruno Schmaus, Heidelberg

Stadtentwicklungsplans Hei-
delberg 2010 (STEP), der mit 
großer Mehrheit beschlossen 
worden war. Er ist zugleich 
Heidelbergs Lokale Agenda. 
Mit dem STEP wurde auf Initia-
tive von Frau Oberbürgermeis-
terin Beate Weber auch ein 
Berichts- und Beobachtungs-
system mitbeschlossen, um 
den Umsetzungserfolg regel-
mäßig zu überprüfen. Die Fe-
derführung für die Evaluation 
und das Controlling (Nachhal-
tigkeitsmonitoring) wurde dem 
Amt für Stadtentwicklung und 
Statistik übertragen. Der ers-
te umfassende Bericht wurde 
Ende 2001 vorgelegt und nach 
intensiver Beratung Mitte 2002 
verabschiedet. 

Durch den Umsetzungsbericht 
unter dem Titel „Wo stehen 
wir, was haben wir erreicht?“ 
wurde deutlich, dass die Ver-
wirklichung der meisten Ziele, 
die einer nachhaltigen Stadt-
entwicklung dienen, auch bei 
einer erfolgsverwöhnten Stadt 
wie Heidelberg eine Dauer-
aufgabe ist. Man muss auch 
in Heidelberg stets um den 
Erfolg ringen und darf sich 
durch Rückschläge nicht vom 
Weg abbringen lassen . Es ist 
deshalb wichtig, sich die Zie-
le immer wieder vor Augen 
zu führen und das Erreichte 
zu bilanzieren. Besonders im 
Interesse einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung ist eine res-
sourcenbewusste Steuerung 
städtischer Entwicklung und 
Erfolgssicherung erforderlich. 

Mit dem zweiten Umsetzungs-
bericht unter dem Titel „Nach-
haltigkeitsbericht 2004“ ist 
die Stadt einen neuen Weg 
gegangen. Beruhte die erste 
Untersuchung noch auf einer 
detaillierten Beschreibung 
von Erfolg und Lücken – die 
Langfassung umfasst knapp 
200, die Kurzfassung rund 40 
Seiten – so wurde die aktuelle 
einer deutlichen Schlankheits-
kur zugunsten der Transparenz 
und leichten Lesbarkeit unter-
zogen. 

Der zweite Bericht basiert auf 
einem Katalog von 77 Indika-
toren zu den neun Themenfel-
dern des Stadtentwicklungs-
plans, ergänzt um Kennziffern 
zum „Demographischen Wan-
del“. Dieser Zielbereich soll bei 
der anstehenden Fortschrei-
bung des STEP darin zusätzlich 
aufgenommen werden.2 Im 
Mittel wurde für die Bewertung 
eines Zielbereiches eine Seite 
benötigt. Das Ergebnis aus der 
Einzelindikatoren-Bewertung 
wurde in einem knappen Re-
sümee und in einer Notenskala 
am Ende des jeweiligen Indi-
katorenblattes festgehalten.

Der Zielerfüllungsgrad bzw. 
die eingeschlagene Zielum-
setzungsrichtung wird in Form 
der Ampel-Farben (Rot, Gelb, 
Grün) und mit Plus und Minus 
abgebildet. Bei Grün ist alles 
im Lot oder es zeichnet sich 
ein positiver Trend ab, bei Rot 
ist der Verlauf kritisch, mög-
licherweise sogar den Zielen 

Strategischer Indikator

Statistik und Controlling
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entgegengesetzt. Hier ist dann 
ein Entgegensteuern gefragt, 
soweit dies in den Händen der 
Stadt liegt. Der Bericht um-
fasst den Zeitraum 2000–2003 
und schließt an den Vorgän-
gerbericht, der den Zeitraum 
1997–2000 abdeckt, an. Auf 
Basis dieses Vorschlages soll 
zukünftig alle zwei Jahre ein 
Nachhaltigkeitsbericht erstellt 
und dem Gemeinderat vorge-
legt werden.

Warum Indika
torensysteme?
Was Indikatoren sind, ist hier 
nicht näher zu erklären.3 War-
um man aber Indikatoren zur 
Evaluation nicht nur aus dem 
Eigeninteresse der Statistik 
– sie leistet ja schließlich den 
größten Beitrag bei den Re-
cherchen und der Fortschrei-
bung – in das Alltagshandeln 
von Kommunen einführen soll-
te, bedarf schon eher einer Er-
örterung. Zahlreiche Städte ha-
ben in den letzten Jahren damit 
begonnen, in unterschiedlicher 
Tiefe und Ausrichtung ein Con-
trolling auf Indikatorenbasis 
zur Stadtentwicklung aufzu-
bauen. Dies kommt nicht von 
ungefähr, da die Vergabe von 
Fördermitteln immer mehr an 
eine entsprechende Erfolgs-
kontrolle gekoppelt ist. „Kon-
tinuierlich gepflegte Monito-
ringsysteme sind ein Gewinn 
für die kommunale Steuerung 
des Ressourceneinsatzes“, so 
der Städtebaubericht 2004 der 
Bundesregierung.4 Nicht nur 
die lokalen Entscheidungsträ-
ger bekommen Steuerungsin-
formationen, sondern die För-
dermittelgeber erhalten Maß-
stäbe für Erfolge von Förder-
programmen und Kriterien für 
die Mittelvergabe und Prioritä-
tensetzung. Gerade wegen der 
dauerhaft knappen Ressourcen 
zahlt sich die Investition in eine 
Evaluation aus. „Nur durch da-
tengestützte Erfolgskontrollen 

im Rahmen eines programm-
bezogenen Monitoring kann 
ein zukunftsfähiger Einsatz 
immer knapper werdender öf-
fentlicher Mittel sicher gestellt 
werden. In zunehmendem 
Maße werden Förderzusagen 
mit einer datengestützten Be-
richterstattung verbunden. 
Immer mehr Förderprogramme 
setzen bereits bei Antragstel-
lung ein zuverlässiges Monito-
ring voraus.“5 

Heidelberger Indi-
katorenkatalog
Ziel des Heidelberger Indikato-
renkatalog ist es, für alle Ziel-
bereiche (Handlungsfelder) des 
Stadtentwicklungsplans Aus-
sagen zu treffen. Dabei dienen 
die für die Prüfung der Nach-
haltigkeit von Gemeinderats-
vorlagen bereits zusammenge-
stellten 85 Kurzziele als Grund-
lage. Nicht jedes Ziel konnte 
mit einem Indikator hinterlegt 

Heidelberger Nachhaltigkeitsbericht

Grafik 1
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werden, da eine Reihe von Zie-
len nicht oder nur schwierig 
in ihrem Umsetzungserfolg zu 
messen sind. 

Ausgewählt wurden solche In-
dikatoren, die für die Zielüber-
prüfung wichtig, aussagekräf-
tig, verständlich, allgemeingül-
tig, von geringer Komplexität 
sowie nachvollziehbar sind. 
Indikatoren, die mit einem zu 
hohem Erhebungsaufwand ver-
bunden gewesen wären, deren 
periodische Erfassung nicht 
gesichert war, wurden nicht in 
den Katalog aufgenommen. 
Desgleichen wurde im ersten 
Schritt auf eine Einbindung 
weicher, subjektiver Bewertun-
gen aus Umfragen verzichtet, 
obwohl sie für wichtig ange-
sehen werden. Desgleichen 
wurde auch darauf geachtet, 
dass die Indikatoren soweit 
als möglich kommunal beein-
flussbare Tatbestände wieder-
geben. 

Operationalisie-
rungs- und Mess-
probleme…
…ergeben sich etwa dann, 
wenn ein Ziel kaum quanti-
fizierbar ist, der Erhebungs-
aufwand unverhältnismäßig 
hoch ist, eine Maßzahl nur 
eine geringe Aussagekraft hat 
oder wenn die Akteure sich 
untereinander über den Indi-
kator nicht einigen können. 
Im Kulturbereich, bei dem 
eine Erfolgskontrolle, vor al-
lem wenn es um qualitative 
Aspekte geht, schwierig und 
umstritten ist, wurde deshalb 
hilfsweise auf Kennziffern aus 
dem Rechenschaftsbericht zu-
rück gegriffen. Auch im Zielbe-
reich „Regionale Kooperation“ 
stößt das Indikatorensystem 
an seine Grenzen, ebenso bei 
der Überprüfung der Fortschrit-
te im Bereich Selbsthilfe/Bür-

gerschaftliches Engagement. 
Schwer zu qualifizieren sind 
auch die Ziele des „Städtebau-
lichen Leitbildes“. So wurden 
etwa mit dem Antrag um Auf-
nahme in das Weltkulturerbe 
(UNESCO) oder mit der Erhal-
tungs- und Gestaltungssat-
zung Handschuhsheim wich-
tige Fortschritte zur „Bewah-
rung der Einzigartigkeit von 
Stadt- und Landschaftsraum 
sowie des historischen Erbes 
der Stadtteile“ erarbeitet. Die-
se Hinweise schränken jedoch 
die grundsätzliche Sinnhaftig-
keit der Indikatorensysteme 
nicht ein.

Von verschiedenen namhaften 
Institutionen (u.a. auch der 
BBR, FEST, KGSt, Lfu etc.) ist 
gemeinsam ein Katalog von 
Kernindikatoren für ein kom-
munales Berichtssystem entwi-
ckelt worden. Diese 20 Indika-
toren bilden die große Band-
breite nachhaltiger Entwick-
lung ab. Analog gilt dies für die 
24 vom Statistischen Landes-
amt Baden-Württemberg ent-
wickelten Nachhaltigkeitsindi-
katoren. Sie sind in mehreren 
Projekten praxiserprobt und 
wurden für den kommunalen 
Alltag empfohlen.6 Sie wurden 
nahezu zur Gänze in den Hei-
delberger Indikatorenkatalog 
aufgenommen.

Strategisches   
Controllingsystem
Entscheidend für die Auswahl 
der Indikatoren war für die 
Verwaltung deren Treffsicher-
heit, rasche Verfügbarkeit und 
Transparenz. Die Berichterstat-
tung in geringen Zeitabständen 
hatte Vorrang vor einer vertie-
fenden Betrachtung. Der Hei-
delberger Indikatorenkatalog 
und die gewählte Berichtsform 
befinden sich jedoch in einem 
beständigen Weiterentwick-

lungsprozess. Das zeigt schon 
die gegenwärtige Debatte im 
Gemeinderat. So fand die jet-
zige knappe Berichtsform, die 
Bewertung auf der Basis ei-
ner schmalen Zeitreihe ohne 
Langfristbetrachtung (Eva-
luation auf der Basis von nur 
zwei Zeitpunkten) sowie die 
bewusst wegen ihrer Strittig-
keit (vorerst) ausgeklammerte 
Gewichtung der Indikatoren 
in der Vorlage nicht bei allen 
Gemeinderäten Gefallen. Hier-
zu wurden von der Verwaltung 
bereits Nachbesserungen an-
gekündigt. Für maximal drei 
Handlungsfelder – so der Vor-
schlag der Verwaltung nach 
Anregungen aus dem Rat – die 
eine Schlüsselfunktion für die 
künftige Stadtentwicklung 
oder eine kritische Entwick-
lung aufweisen, wird in Ergän-
zung zum deskriptiv knappen 
Indikatorenbericht eine aus-
führlichere, ebenfalls auf Indi-
katoren zurückgreifende Ana-
lyse erstellt werden. Bei seiner 
Zustimmung zu der knappen 
Berichtsform hat der Gemein-
derat eine ergänzende Vertie-
fung für die Bereiche Arbeit, 
Soziales und Demographischer 
Wandel vorgeschlagen. Eine 
entsprechende Ausarbeitung 
für den Zielbereich „Arbeiten“ 
lag dem Gemeinderat bei sei-
nem Beschluss bereits vor, die 
Analyse für den Demographi-
sche Wandel ist in Bearbei-
tung.

Aus der Erfahrung mit der Imp-
lementierung des Heidelberger 
Indikatorenkatalogs und den 
Berichten aus anderen Städten 
ist eine bessere institutionelle 
Einbindung von Indikatoren-
systemen in Verwaltungsab-
läufe und politische Entschei-
dungsprozesse zu fordern. Die 
inhaltliche Weiterentwicklung 
ist nur durch die Beteiligung 
aller Akteure zu erreichen. 

Heidelberger Nachhaltigkeitsbericht

Indikatorenwahl

20 Kernindikatoren

Treffsicherheit, 
Verfügbarkeit, 

Transparenz
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Mit der Evaluation ist eine 
politische Handlungsrelevanz 
verbunden, die nicht im Nach-
hinein schon in der Verwaltung 
scheitern darf. 

Grundsätzlich stellt sich bei 
der Entscheidung, welcher 
Indikator herangezogen wird, 
um Nachhaltigkeit valide zu 
messen, die Frage nach dem 
„Nachhaltigkeitsverständnis“. 
Dass es so viele Spielräume 
in der Operationalisierung 
von Indikatoren gibt, ist vor 
allem auf das teilweise vage 
Nachhaltigkeitsverständnis 
einzelner Akteure zurückzu-
führen. Ohne Schulung, Sen-
sibilisierung und beständige 
Beschäftigung mit dem Thema 
„Nachhaltigkeit“ ist keine Än-
derung zu erwarten. 7

Noch haben auch in Heidel-
berg die Nachhaltigkeitsindi-
katoren keine zentrale Steu-
erungsfunktion. Sie bewirken 
jedoch die verwaltungsinterne 
permanente Beschäftigung 
mit dem Thema. „Das Grund-
problem ist hierbei, dass das 
Nachhaltigkeitscontrolling als 
übergreifendes System kon-
zipiert werden muss, das das 
Finanz- und Verwaltungscont-
rolling aufnimmt und zu einem 
strategischen Nachhaltigkeits-
controlling integriert.“8 Dies 
macht das Denken in Manage-
mentprozessen erforderlich, 
das keine Trennung zwischen 
klassischem Finanz- und Ver-
waltungscontrolling und Nach-
haltigkeitscontrolling mehr zu-
lässt. Heidelberg ist möglicher-
weise hier doch einen kleinen 
Schritt weiter, da eine solide 
Haushaltswirtschaft zu den 
Hauptquerschnittsanliegen des 
Heidelberger Stadtentwick-
lungsplans gehört und das Amt 
für Stadtentwicklung in diesen 
Teil des Strategischen Control-
lings miteingebunden ist.

Zentrale Ergebnis-
se des Nachhaltig-
keitsberichts
Der Bericht zeigt, dass in allen 
Zielbereichen Verbesserungen 
erzielt werden konnten und 

nur in wenigen Rückschritte 
auszumachen sind. 

Die Umsetzung der Ziele im 
Sozialbereich lässt vor allem 
große Fortschritte im infra-
strukturellen Bereich erkennen. 

Heidelberger Nachhaltigkeitsbericht

Grafik 2
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Die Armutsbekämpfung bedarf 
noch weiterer Anstrengungen. 
Die Wirtschaftsleistung stabili-
siert sich auf hohem Niveau, 
lässt in ihrer Dynamik seit 
2002 jedoch nach. Hierdurch 
steigt die Zahl der Arbeitslosen 
wieder deutlich. Die Gefahr 
von sozialen Ungleichgewich-
ten ist damit gestiegen. 

Im Umweltbereich fallen vor 
allem die großen Fortschrit-
te bei der CO2-Reduktion und 
Energieeinsparung im kommu-
nalen Bereich auf. Kritisch ist 
dagegen die gesamtstädtische 
Entwicklung. Auch die Ab-
fallvermeidung erreichte eine 
enorme Verbesserung und die 
Biotopvernetzungsflächen ver-
größerten sich. Hier zeigt sich, 
dass die beschlossenen Pro-
gramme und Konzepte grei-
fen. Handlungsbedarf besteht 
allerdings weiterhin beim Kli-
maschutz, da gesamtstädtisch 
noch keine Erfolge bei der CO2-
Minderung und der Stromein-
sparung zu verzeichnen sind.

Insgesamt ist ein sparsamer 
Umgang mit Bauland fest-
zustellen. Der Anteil an Sied-
lungs- und Verkehrsfläche ist 
nur minimal gestiegen. Der 
Zuwachs zwischen 2000 und 
2003 betrug absolut 21 ha, 
das wären im Schnitt 7 ha pro 
Jahr bei einem gleichzeitigen 
Zuwachs von mehreren Tau-
send Einwohnern. Vergleicht 
man diese mit den Vorgaben 
des baden-württembergischen 
Nachhaltigkeitsbeirats, der 
umgerechnet für Heidelberg 
bis 2010 einen Verbrauch von 
maximal 8,9 ha zulässt, so ha-
ben wir diese Vorgabe bereits 
heute erreicht. 

Die Flächeneffizienz liegt mit 
rund 7.000 Einwohner/innen 
und versicherungspflichtigen 
Beschäftigten je km2 Siedlungs- 
und Verkehrsfläche auf hohem 

Niveau. Man hat in Heidelberg 
das Bild einer überschauba-
ren Großstadt mit kurzen We-
gen und einem menschlichen 
Maßstab vor Augen. Dies gilt 
– so meine Prognose – auch 
im Jahr 2020. Im Verkehrsbe-
reich fällt auf, dass das Fahr-
gastaufkommen im ÖPNV nach 
den starken Zuwächsen in den 
90er Jahren entgegen dem 
Bundestrend auch im Zeitraum 
2000-2003 weiter gesteigert 
werden konnte. 

Auf verschiedenen Ebenen hat 
sich in der Region in den letz-
ten Jahren die interregionale 
Zusammenarbeit verbessert 
und eine ganz neue Qualität 
erreicht (z. B. Einführung der S-
Bahn, Anerkennung als Metro-
polregion). Diese ist allerdings 
schwer in Indikatoren abbild-
bar. Hier zeigen sich deutlich 
die Grenzen der Indikatoren-
berichterstattung. Deutlich 
wird jedoch, wie sich die regi-
onale Verflechtung in den letz-
ten Jahren intensiviert hat. Das 
immer noch wachsende Pend-
lervolumen zeigt, dass eine 
bessere räumliche Zuordnung 
von Wohnungsangeboten und 
Arbeitsplatzstandorten gerade 
unter regionalem Blickwinkel 
verstärkter Anstrengungen be-
darf.

In dem insgesamt positiven 
Bild gibt es jedoch eine Reihe 
von nachteiligen Entwicklun-
gen. Im Zielbereich Wohnen 
zeigt sich insgesamt noch der 
größte Handlungsbedarf. Die 
Zahl der fertiggestellten Woh-
nungen blieb im ganzen Be-
richtszeitraum hinter den be-
nötigten 600 Wohnungen pro 
Jahr zurück. So ist es nicht ver-
wunderlich, dass das negative 
Wanderungssaldo zum Um-
land, vor allem bei jungenden 
Familien bestehen blieb. 
Unter den Querschnittsanlie-
gen fällt hier insbesondere die 

schlechtere Haushaltssituati-
on auf, die das gegenwärtige 
kommunalpolitische Handeln 
bereits entsprechend bestimmt. 
Hier steht Heidelberg im Ver-
gleich zu anderen Großstädten 
durch seine konsequente, je-
doch stets abgewogene Spar-
politik noch relativ gut da.
Der überproportionale Anteil 
von ausländischen Kindern an 
Heidelbergs Hauptschulen ver-
langt nach weiteren Integrati-
onsmaßnahmen. Viele wurden 
bereits eingeleitet, sie auf ihre 
Wirksamkeit hin zu überprü-
fen, wird wichtig werden. Be-
denklich stimmt die Zunahme 
derjenigen, die die Hauptschu-
le ohne Abschluss verlassen, 
auch wenn es insgesamt 2004 
nur 19 Jugendliche waren. 

Auch, wenn es wie die eben 
erläuterten Beispiele zeigen, 
Bereiche gibt, in denen Hand-
lungsbedarf besteht, und der 
Indikatorenkatalog noch nicht 
voll ausgereift ist, ist Heidel-
berg doch insgesamt wieder 
ein Stück weitergekommen 
auf dem Weg zu einer nach-
haltigen Stadt und beim Auf-
bau eines entsprechenden 
Monitoringssystems. Die hohe 
Zustimmung im Gemeinderat 
beweist den breiten Konsens, 
den man für ein kontinuierli-
ches Controlling einer nach-
haltigen Stadtentwicklung in 
Heidelberg erreicht hat. 

Anmerkungen:
1	 Der Artikel wurde mit freundlicher 

Genehmigung des Statistischen 
Landesamtes Baden-Württemberg 
aus dem Statistischen Monatsheft 
Baden-Württemberg 9/2005 über-
nommen. 

2	 Neun Handlungsfelder, nach dem 
aktuellen Stand Zahl der Unterzie-
le in Klammern: 1. Querschnitts-
ziele (8, u. a. Solide Haushalts-
wirtschaft, Bürgerbeteiligung, 
Gleichstellung von Männern und 
Frauen), 2. Städtebauliches Leit-
bildbild (13) 3. Regionale Koope-
ration und Regionalentwicklung 
(2), 4. Arbeiten (15), 5. Wohnen 

Heidelberger Nachhaltigkeitsbericht

Armutsbekämpfung

Handlungsbedarf 
beim Wohnen
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(10), 6. Umwelt (9), 7. Mobilität 
(7), 8. Soziales (14), 9. Kultur (7)

3	 Als Indikatoren werden Mess-
größen bezeichnet, die Aussagen 
über einen bestimmten Sachver-
halt ermöglichen, der zu komplex 
ist, um direkt gemessen werden 
zu können. Das eigentliche Inter-
esse gilt dabei dem angezeigten 
Zustand bzw. der Zustandsver-
änderung. Sie sind Hilfsgrößen, 
die die Wirklichkeit nur begrenzt 
und ausschnittsweise abbilden, 

Haushaltskonstellation, Familienstand, Migration, 
Bildung, Erwerbsquote, Mobilität

Frauen in Wiesbaden
Barbara Lettko, Wiesbaden

Untersuchungen, die die ge-
sellschaftliche Benachteiligung 
von Frauen thematisieren und 
skandalisieren, sind - wie die 
Frauenbewegung selbst - weit-
gehend aus aktuellen öffentli-
chen und politischen Debatten 
verschwunden. Obwohl die 
Frauenfrage nicht mehr auf 
der Tagesordnung zu stehen 
scheint, allenfalls noch im Ge-
wand von Gender Mainstrea-
ming daher kommt, wurde in 
Wiesbaden von der Abteilung 
Stadtforschung der Internati-
onale Frauentag am 8. März 
2006 zum Anlass genommen, 
über die Lebensbedingungen 
der weiblichen Bewohnerschaft 
in der hessischen Landeshaupt-
stadt zu informieren. Grundla-
ge bildeten die vorhandenen 
Daten der Bevölkerungs- und 
Arbeitsmarktstatistik sowie 
weiteres statistisches Material. 
Anliegen dieser Betrachtung ist 
es, einen aktuellen Sachstand 
über verschiedene Aspekte 
der Lebenslage von Frauen in 
Wiesbaden zu geben. 

Dass die Hälfte der Mensch-
heit weiblich ist, gilt in Wies-
baden nicht ganz. Mit 52 % 

sind aber unverzichtbar, wenn 
es darum geht, Entwicklungen 
transparent zu machen. Sie sind 
„Zustandsanzeiger“ und können 
Schwachstellen identifizieren und 
Stärken akzentuieren. Aus den Er-
gebnissen lässt sich für Politik und 
Verwaltung weiterer Handlungs- 
bzw. Korrekturbedarf ermitteln.

4	 Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen (Hrsg.) 
Nachhaltige Stadtentwicklung 
– ein Gemeinschaftswerk; Städ-

tebaulicher Bericht der Bundesre-
gierung 2004, Berlin 2005, S. 43 f

5	 Städtebaubericht 2004, a.a.O. 
S. 44

6	 siehe unter www.staedte-der-zu-
kunft.de/pdf/GINKO.pdf 

7	 Vgl. hierzu Georg Müller-Christ, 
Kai-Olaf Bastenhorst, Adele Berry, 
Nachhaltigkeit unter Beobach-
tung. Ein innovatives Monitoring-
konzept für Kommunen, München 
2005

8	 ebd., S. 24

ist der Anteil der Frauen an 
den rund 274.000 Einwoh-
nern/innen größer als der der 
Männer. Diese Bevölkerungs-
verteilung resultiert aus der 
höheren Lebenserwartung von 
Frauen und den immer noch 
spürbaren Auswirkungen der 
kriegsbedingten Verluste unter 
der männlichen Bevölkerung. 
Dies ist aber bekanntermaßen 
kein wiesbadenspezifisches 
Phänomen, sondern Kennzei-
chen der bundesdeutschen 
Bevölkerungsstruktur. Die Be-
völkerungsprognose weist für 
Wiesbaden bis zum Jahr 2020 
insofern eine Angleichung 
des Geschlechterverhältnis-
ses aus, als die allgemeine 
Bevölkerungszunahme in den 
kommenden Jahren vor allem 
durch einen überdurchschnittli-
chen Zuwachs der männlichen 
Altenbevölkerung bedingt sein 
wird.

Hinsichtlich des Familien-
standes lassen sich ebenfalls 
geschlechtsspezifische Un-
terschiede feststellen. Im Ver-
gleich zu den Männern sind 
Frauen seltener verheiratet und 
ledig, aber häufiger geschie-

Frauen in Wiesbaden
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den und vor allem verwitwet. 
Aufschlussreicher in Bezug auf 
die Lebenslage ist jedoch die 
Haushaltskonstellation, in der 
gelebt wird. Frauen leben häu-
figer in Einpersonen- und in 
Alleinerziehenden-Haushalten 
sowie in so genannten Wohn-
gemeinschaften, während 
Männer häufiger dem Haus-
haltstyp Ehepaar mit und ohne 
Kinder und der erweiterten 
Kernfamilie angehören.

Unterschiede bei der Haus-
haltsform lassen sich nicht nur 
zwischen den Geschlechtern 
ausmachen; auch innerhalb der 
weiblichen Bevölkerung zeigen 
sich erhebliche Abweichungen, 
wenn nach Migrationshinter-
grund differenziert wird. 29 % 
der Wiesbadener Frauen haben 
einen Migrationshintergrund, 

gehen Teilzeittätigkeiten nach; 
der entsprechende Anteil bei 
den männlichen Beschäftigten 
beträgt 6 %.

Wiesbadener Frauen sind in 
geringerem Maße von Arbeits-
losigkeit betroffen; ihr Anteil 
an den Arbeitslosen beträgt ca. 
45 %; die Arbeitslosenquote 
der Frauen liegt bei 12,5 %, die 
der Männer beträgt 14,9 %.

Schließlich bestätigt auch ein 
Blick auf das Mobilitäts- und 
das Verkehrsverhalten der 
Wiesbadener Bevölkerung die 
mehr oder weniger bekannten 
Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern: Frauen sind 
etwas immobiler als Männer, 
sie besitzen häufiger keinen 
Führerschein, können seltener 
über ein Auto verfügen, fahren 
seltener Fahrrad und legen ihre 
Wege öfter zu Fuß und mit öf-
fentlichen Verkehrsmitteln zu-
rück. (Bild 3)

Alles in allem führt der Be-
richt über Frauen in Wiesba-
den – trotz des Rückgriffs auf 
aktuelle Daten und Fakten 
– nicht zu wirklich neuen Er-
kenntnissen, sondern bestätigt 
nur, was eigentlich alle wissen: 
die Lebenslagen von Frauen 
weichen nicht unerheblich von 
denen der Männer ab. Und ge-
rade aus diesem Grund ist eine 
geschlechtsspezifische Be-
trachtungsweise der Lebens-
bedingungen der Bevölkerung 
unverzichtbar.

sie sind Ausländerinnen der 1. 
sowie der 2. und 3. Generation, 
Eingebürgerte und Spätaus-
siedlerinnen. Während Frauen 
mit Migrationshintergrund 
häufiger den Haushaltstypen 
erweiterte Kernfamilie und 
Ehepaar mit Kindern angehö-
ren, leben Frauen ohne Migra-
tionshintergrund häufiger mit 
dem Ehepartner zusammen 
oder allein in einem Haushalt. 
Dementsprechend variiert das 
Zusammenwohnen mit Kindern 
bei Migrantinnen und deut-
schen Frauen deutlich. 39 % 
der Migrantenfrauen leben mit 
Kindern in einem Haushalt, bei 
den deutschen Frauen ist die-
ser Anteil mit 21 % gerade mal 
halb so groß. (Bild 1)

Die Schulabschlüsse von Mäd-
chen und jungen Frauen und 
die Teilnahme von Frauen an 
der Erwachsenenbildung zei-
gen, dass Schulabgängerinnen 
häufiger mit einem Abiturzeug-
nis in der Tasche die Schule 
verlassen und Angeboten der 
VHS überwiegend von Frauen 
genutzt werden. (Bild 2)

Die höhere Formalbildung von 
Frauen findet aber keinen ent-
sprechenden Niederschlag bei 
der Erwerbsbeteiligung. Die 
Erwerbsquote von Frauen liegt 
in Wiesbaden mit 48 % deut-
lich unter der der Männer von 
54 %. Knapp die Hälfte (48 %) 
der etwa 90.000 sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftig-
ten in Wiesbaden sind Frau-
en. Sie sind zu über 90 % in 
Dienstleistungsberufen tätig, 
vor allem in Organisations-, 
Verwaltungs-, Büro- und Ge-
sundheitsberufen. Das Berufs-
spektrum der Männer ist dem-
gegenüber ausdifferenzierter 
und erstreckt sich in nennens-
wertem Umfang auch auf Fer-
tigungs- und Technische Be-
rufe. 30 % der versicherungs-
pflichtig beschäftigten Frauen 

Frauen in Wiesbaden
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Neben der Bevölkerungszahl 
ist die Zahl der Privathaushal-
te eine wesentliche Größe, die 
von vielen Bereichen wie z. B. 
Wohnungsbedarf, soziale Ab-
sicherung tangiert wird. Haus-
halte können unterschiedlich 
definiert werden. In der amt-
lichen Statistik versteht man 
darunter eine Gemeinschaft, 
die miteinander wohnt und 
wirtschaftet. 
Die Haushalte werden auf 
Basis des Mikrozensus ermit-
telt. Diese Stichprobenerhe-
bung wurde bis 2004 einmal 
jährlich in einer bestimmten 
Kalenderwoche erhoben. Seit 
2005 erfolgt die Erhebung in 
Teilgruppen vier Mal im Jahr, 
um saisonale Schwankungen 
besser zu erfassen. 

In Deutschland gibt es seit 
mehreren Jahren eine Tendenz 
zur Singularisierung. Dies wird 
auch im Vergleich der Jah-
re 2003 und 2004 belegt. In 
Deutschland und den meisten 
betrachteten Teilbereichen 

Der Erstabdruck erfolgte 
im Statistischen Quar-
talsbericht der Stadt 
Leipzig, Ausgabe 4/2006 

Der Trend zur Singularisierung bleibt / 
Berlin: Jeder zweite Haushalt zählt nur eine Person

Entwicklung der Haushalte
Josef Fischer, Leipzig

hat sich die durchschnittliche 
Haushaltgröße verringert, der 
Anteil der Einpersonenhaushal-
te erhöht. In Ostdeutschland 
ist die Singularisierung we-
sentlich stärker ausgeprägt als 
in Westdeutschland, was nicht 
nur durch die Geburtenein-
brüche nach 1990 begründet 
ist. Dass Sachsen unter den 
Flächenländern die geringste 
durchschnittliche Haushalts
größe aufweist, hängt auch mit 
dem hohen Altersdurchschnitt 
zusammen, der mit durch eine 
große Anzahl jüngerer Abge-
wanderter bedingt ist. 

Die Tabelle zeigt weiterhin, 
dass die Haushaltsstrukturen 
in ländlichen Gebieten aus 
demografischer Sicht noch 
etwas gesünder sind als 
in verstädterten Räumen 
und erst recht als in Agglo
merationsräumen. Von den 15 
größten deutschen Städten 
wiesen 2004 nur Duisburg 
und Dortmund durchschnittli-
che Haushaltsgrößen von über 

zwei Personen auf. Die nied-
rigsten Werte verzeichneten 
München, Frankfurt a.M. und 
Berlin. 

Bei längerfristiger Betrach-
tung der Entwicklung in Leip-
zig wird die fortschreitende 
Singularisierung noch deutli-
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cher. Gab es 1999 nur knapp 
100 000 Einpersonenhaushalte 
und über 65 000 Haushalte mit 
drei und mehr Personen, waren 
es 2004 bereits knapp 126 000 
Einpersonenhaushalte und nur 
55 000 Haushalte mit drei und 
mehr Personen. 

Die durchschnittliche Haus-
haltsgröße sank in Leipzig 
2005 gegenüber 2004 von 
1,83 auf nur noch 1,75. Offen-
bar wurden in Folge der neu-
en Sozialgesetzgebung 2005 
in Leipzig viele Wohngemein
schaften aufgelöst.

Bei einem Einwohnerzuwachs 
von rund 3 000 stieg die Zahl 
der Einpersonenhaushalte um 
über 16 000, die der Haus
halte insgesamt um 10 000. 
Diese Entwicklung dürfte in 
Deutschland nicht auf Leipzig 
beschränkt sein. 

Der Erstabdruck erfolgte 
im Statistischen Quar-

talsbericht der Stadt 
Leipzig, Ausgabe 4/2006 

Tübingen mit höchster Dichte, Berlin liegt absolut vorne

Studierende in Deutschland
Heidrun Schellbach, Leipzig

45 000 Studierenden Münster 
und Frankfurt a.M. Mit Dres-
den, Leipzig, Jena und Pots-
dam konnten sich vier Städte 
der neuen Bundesländer in der 
Reihe der Städte mit mehr als 
20 000 Studierenden positio-
nieren.
Es waren aber mehr die klei-
neren dieser Städte, in denen 
bedingt durch den sehr hohen 
Anteil der Studenten an der 
Wohnbevölkerung das Stadt-
bild und die Infrastruktur 
maßgeblich geprägt wurden. 
Die Städte mit den höchsten 
Quoten und somit die typi-
schen Studentenstädte waren 
Tübingen mit 2 735 Studenten 
je 10 000 Einwohner, Jena mit 
2 412, Heidelberg mit 2 215, 
Göttingen mit 2 085 und 
Darmstadt mit 2 076.

In Deutschland studierten 
948 818 Frauen. 7,2 % davon 
waren an Berliner Hochschulen 
eingeschrieben. Der Anteil der 
studierenden Frauen an der 
Gesamtzahl der Studierenden 
betrug in Deutschland 47,8 
%. Der Frauenanteil der Stu-
dierenden war entsprechend 
der Hochschulart bzw. dem 
Angebot an Fächergruppen 

in den einzelnen Hochschulen 
und somit auch als Summe in 
den Städten sehr unterschied-
lich, so reichte die Spanne von 
29 % Studentinnen in Darm-
stadt (bedingt durch den ho-
hen Männeranteil in der TU 
Darmstadt) bis zum höchsten 
Anteil von fast 60 % in Heidel-
berg. 

2005/06 studierten in Deutsch-
land 248 357 Ausländer. Deren 
Anteil an der Gesamtzahl der 
Studierenden blieb gegenüber 
dem Wintersemester des Vor-
jahres mit 12,5 % unverändert. 
In den vergangenen Jahren 
setzte sich die Zahl der auslän-
dischen Studierenden zu cirka 
drei Viertel aus Bildungsaus-
ländern (direkt aus dem Aus-
land zum Studium Kommende) 
und zu rund einem Viertel aus 
Bildungsinländern (in Deutsch
land Aufgewachsene mit dem 
auch hier erworbenen erfor-
derlichen Bildungsabschluss) 
zusammen. Die absolut meis-
ten Ausländer studierten in 
Berlin (20 422), gefolgt von 
München (13 876). Wie auch 
schon im Vorjahr hatten 21 
Städte einen Ausländeranteil 
an den Studierenden von mehr 

Studierende in Deutschland

1 986 106 Personen studierten 
im Wintersemester 2005/06 an 
deutschen Hochschulen, fast 
23 000 mehr als im Vorjahr. 
Die deutschen Hochschulen 
bzw. deren Abteilungsstandor-
te befanden sich in 253 ver-
schiedenen Städten. 

Die größten Hoch-
schulstädte 
In die folgende Auswertung 
wurden 32 Städte einbezogen. 
Es handelt sich dabei um jene, 
die eine Anzahl von mehr als 
20 000 Studierenden zu ver-
zeichnen hatten. Von diesen 
hatten 14 Städte zwischen 
20 000 bis 30 000 Studierende, 
in 18 Städten studierten sogar 
über 30 000 Personen. Insge-
samt waren 62 % der Studie-
renden in diesen 32 Städten 
eingeschrieben, während sich 
die übrigen 38 % auf weitere 
221 Städte verteilten.
Berlin lag im Wintersemester 
2005/06 mit 136 717 Studie-
renden an 23 Hochschulen, 
was einem Anteil an der Ge-
samtstudentenzahl von fast 
7 % entsprach, mit weitem Ab-
stand an der Spitze. Es folgen 
München, Köln und mit über 

Berlin: 23 Hochschulen, 
140 000 Studierende
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als 10 %. In der Rangfolge 
der Städte mit höchster Aus-
länderquote der Studierenden 
führte Stuttgart mit fast 22 %, 
gefolgt von Frankfurt a.M. und 
Darmstadt mit je fast 20 %. 
An den Leipziger Hochschulen 
betrug der Anteil 7,9 % wo-
mit Leipzig den 30. Platz und 
damit drittletzten Platz beleg-
te. Auch die drei anderen in 
diesen Vergleich einbezogenen 
Städte aus den neuen Bundes-
ländern hatten eher eine un-
ter dem Durchschnitt liegende 
Quote. Das war teilweise auf 
den hohen Bekanntheitsgrad 
bestimmter Hochschulen in 
Städten der alten Bundesländer 
und zum anderen aber auch 
auf den überdurchschnittlich 
hohen Ausländeranteil an der 
Einwohnerzahl vieler Städ-
te (z. B. Stuttgart mit 24 % 

und Frankfurt a.M. mit 22 %) 
zurückzuführen. Die Annahme, 
dass in Städten mit hohem 
Ausländeranteil auch viele 
„Bildungsinländer“ studierten, 
ist berechtigt. Die bundesweit 
immer mehr an Bedeutung 
gewinnenden Bachelor- und 
Masterstudiengänge, die bis 
2010 flächendeckend einen 
großen Teil der bisherigen Stu
diengänge ersetzen sollen, 
wurden besonders von aus
ländischen Studierenden sehr 
angenommen.

Die Zahl der Neuimmatrikulier-
ten im Herbst 2005 betrug fast 
300 000 Personen. Ihr Anteil 
an der Zahl aller Studierenden 
betrug 15 %. 

An 29 Hochschulen Deutsch-
lands studierten jeweils mehr 

als 20 000 Personen. Die größ-
ten deutschen Hochschulen 
waren die Universität zu Köln 
mit fast 46 700 und die Lud-
wig-Maximilian-Universität 
München mit über 44 000 
Studierenden. Mit über 38 000 
Studierenden folgen die Univer-
sitäten Hamburg und Münster. 
An weiteren acht Universitäten 
waren über 30 000 Studieren-
de eingeschrieben. Die mit fast 
600 Jahren ununterbrochenem 
Lehrbetrieb zweitälteste Univer
sität Deutschlands in Leipzig 
belegte mit über 29 000 Stu-
dierenden den 15. Platz. 

Die meisten der großen Univer-
sitäten konnten beim Vergleich 
der Studentenzahl im Winter- 
semester 2005/06 zum Vorjahr 
noch zulegen. Auffallend war 
der Rückgang der Studieren-

Studierende in Deutschland

Uni Köln: 
47 000 Studierende
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den an den drei großen Berli-
ner Universitäten. (Ihm folgte 
jedoch bei Erstsemestern ein 
deutlicher Anstieg im Winter-
semester 2006/07). 
Die Ursachen dieser unter-
schiedlichen Entwicklung 
können hier nicht umfassend 
beleuchtet werden. Eine Rol-
le spielen beispielsweise die 

voneinander abweichenden 
Bestimmungen zu Studienge-
bühren, zum Numerus Clausus, 
das unterschiedliche Angebot 
an Studiengängen (klassisches 
Studium mit Staatsexamen 
oder Bachelor- und Masterstu-
dium) und auch der Immatri
kulationstermin an den Hoch-
schulen. 

Hochschuldaten 
2006/07 

Im Wintersemester 2006/07 
studieren nach vorläufigen An-
gaben 1 979 102 Personen an 
Hochschulen in Deutschland. 
Somit ist hier zum Vorjahr ein 
Rückgang der Studierenden in 
Höhe von 7 000 bzw. um 0,4 % 

Studierende in Deutschland
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zu verzeichnen. Besonders 
hoch ist der Rückgang der Stu-
dierenden in den Bundeslän-
dern Niedersachsen, Bremen, 
Berlin, Nordrhein-Westfalen 
und Sachsen. Hingegen nimmt 
die Zahl der Studierenden be-
sonders in Bayern und Baden-
Württemberg stark zu. 

Im Herbst 2006 wurden 
292 558 Personen neuimmat-
rikuliert, was einen Rückgang 
zum vorigen Wintersemes-
ter um 7 280 Studierende im 
Erstsemester bzw. um fast 
2,5 % bedeutet. Der Rückgang 
der Neuimmatrikulierten be-
trifft besonders den Freistaat 
Sachsen, wo er mit 8,3 % am 
höchsten ist. Weiterhin betrof-
fen sind Bremen, Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen und 
trotz gestiegener Studenten-
zahl auch Baden-Württemberg.  

In Berlin nimmt die Zahl der 
Studierenden um 3 % ab, ob-
wohl die Erstsemester um 
10,6 % höher liegen als im 
Wintersemester des Vorjah-
res. Nach Meinung der Hoch-
schulrektorenkonferenz liegt 
die Ursache für die gestiegene 
Studienanfängerzahl in Berlin 
an dem zunehmenden Ange-
bot zulassungsfreier Studien-
gänge. Die Ursachen für die 
rückläufige Zahl der Studenten 
könnte die bessere Einhaltung 
der Regelstudienzeiten oder 
die verstärkte Akzeptanz der 
neuen kürzeren Studiengänge, 
wie das Bachelor- oder Mas-
terstudium sein. Durch diese 
Studiengänge soll, neben an-
deren Vorzügen, die schnellere 
Verfügbarkeit der Absolventen 
auf dem Arbeitsmarkt erreicht 
werden.

Auch im Wintersemester 
2006/07 gibt es zwischen den 
Bundesländern wieder größere 
Unterschiede hinsichtlich der 
Studierenden bezogen auf die 
Einwohnerzahl (Bezugsgröße 
ist hierbei die Zahl der Ein-
wohner per 31.12.2005). Die 
Spannweite reicht von 165 in 
Brandenburg und Schleswig-
Holstein bis 465 Studierende je 
10 000 Einwohner in Bremen. 
Die drei Stadtstaaten liegen, 
wie auch schon in den Vorjah-
ren, mit großem Abstand vorn. 
Unter den Flächenländern liegt 
Hessen vor Nordrhein-Westfa-
len und Rheinland-Pfalz. Sach-
sen belegt mit 247 Studieren-
den je 10 000 Einwohner Platz 
sieben, unter den Flächen-
ländern Platz vier. Unter den 
ostdeutschen Flächenländern 
rangiert Sachsen vor Thüringen 
und Sachsen-Anhalt.

Studierende in Deutschland

Berlin: -3%

Weniger 
Studienanfänger

Über Statistik:
Es gibt Leute, die 
lehnen jede Art von 
Statistik energisch 
ab, diskutieren dann 
aber ausführlich 
über die Preissteige­
rungsrate.
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Die Region Hannover kann 
ihre Position als Standort der 
Informations- und Kommuni-
kationswirtschaft (IuK) unter 
den Großstadtregionen in 
Deutschland in etwa halten, 
in Teilbereichen sogar verbes-
sern. Auch wenn die Region 
mit ihren rund 23.400 Be-
schäftigten in diesem Wirt-
schaftszweig (2005) noch 
immer nicht zu den größten 
IT-Standorten zählt, ist ihre 
Wirtschaft dennoch über-
durchschnittlich durch IuK 
geprägt.

Der Erstabdruck des 
Artikels erfolgte in 

RegioVision 1-2007, 
Newsletter der NORD-
LB Regionalwirtschaft 

www.nordlb.de/regio-
nalwirtschaft 

IuK-Wirtschaft: Kenntnis des Spezialisierungsgrades ist 
wichtig

Standortanalyse der 
IuK-Wirtschaft
Manfred Steincke, Hannover

München führt
Bei der Verteilung der sozi-
alversicherungspflichtig Be-
schäftigten der IuK-Wirtschaft 
belegt die Region Hannover 
einen mittleren Rang 12 un-
ter den 20 Verdichtungs-
räumen in Deutschland (s. 
Abbildung 1). Die absoluten 
Schwerpunkte liegen erwar-
tungsgemäß in den besonders 
großen Verdichtungsräumen 
München, Rhein-Main, Berlin 
und Hamburg sowie Stuttgart 
und Köln-Bonn. Die einzelnen 
Großstadtregionen haben da-
bei unterschiedliche Stärken: 

Auf den ersten Blick fällt auf, 
dass der Verdichtungsraum 
Stuttgart absolut besonders 
viele Beschäftigte im Bereich 
IuK-Technik, also Hardware-
Produktion, aufweist, dass 
München ein besonders gro-
ßes Zentrum für IuK-Dienstleis-
tungen (Software, IT-Services, 
Datenbanken) ist, dass an den 
Medienstandorten Hamburg, 
München, Köln-Bonn und Ber-
lin die Inhalte-Produzenten 
(Verlage, TV, Radio, Film, Wer-
bung) stark vertreten sind und 
dass der Verdichtungsraum 
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Berlin das größte Zentrum im 
Bereich Telekommunikations-
dienstleistungen ist. Um aber 
die Bedeutung der IuK-Wirt-
schaft und ihrer Teilbranchen 
für die regionalen Wirtschafts-
strukturen einschätzen und 
vergleichen zu können, muss 
die unterschiedliche Größe 
der Regionen berücksichtigt 
werden. 

Um diese räumlichen Unter-
schiede in der Wirtschafts-
struktur zu analysieren, wird 
in der Regionalforschung der 
Lokalisationskoeffizient gebil-
det. Der Lokalisationskoeffizi-
ent vergleicht den Beschäftig-
tenanteil der IuK-Wirtschaft 
an der Gesamtbeschäftigung 
in einer Region mit dem bun-
desdurchschnittlichen Anteil 
der IuK-Wirtschaft an der Ge-
samtbeschäftigung. Wäre die 
IuK-Wirtschaft in der ganzen 
Bundesrepublik vollkommen 
homogen verteilt, so würde 
der Lokalisationskoeffizient in 
allen Regionen bei 1 liegen. Ein 
höherer Wert zeigt an, dass die 
IuK-Wirtschaft in einer Region 
ein relativ größeres Gewicht 
aufweist. So bedeutet ein Wert 
von 2, dass der Prozentanteil 
der IuK-Beschäftigung in der 
Region doppelt so hoch ist wie 
im Bundesdurchschnitt, diese 
Region also besonders stark 
auf die IuK-Wirtschaft spezia-
lisiert ist.

Unterschiedliche 
Spezialisierungs-
grade
Nach wie vor die mit Abstand 
größte räumliche Speziali-
sierung in der IuK-Wirtschaft 
besitzt der Verdichtungsraum 
München. Der Anteil der IuK-
Wirtschaft an der Gesamt-
beschäftigung lag 2005 in 
München fast um das Zweiein-
halbfache über dem bundes-

deutschen Durchschnitt (Lo-
kalisationskoeffizient = 2,4). 
Die nächsthöchsten Speziali-
sierungsgrade in der IuK-Wirt-
schaft weisen die Großstadt-
regionen Karlsruhe, Stuttgart, 
Dresden, Hamburg und Köln-
Bonn auf. Danach folgt bereits 
die Region Hannover, die aller-
dings ihren fünften Rang aus 
dem Jahr 2003 verloren hat 
und von Dresden und Köln-
Bonn überholt wurde. Trotzdem 
weist die Region Hannover 
eine im Bundesvergleich klar 
überdurchschnittliche Spezia-
lisierung in der IuK-Wirtschaft 
auf (Lokalisationskoeffizient = 
1,4), und diese fällt auch hoher 
aus als in den Verdichtungs-
räumen Rhein-Neckar, Rhein-
Main, Düsseldorf, Nürnberg, 
Berlin und Leipzig. Die übrigen 
Großstadtregionen Ruhrgebiet, 
Aachen, Saarbrücken, Bielefeld, 
Bremen, Wuppertal und Chem-
nitz sind im Bundesvergleich 
sogar nur unterdurchschnitt-
lich auf die IuK-Wirtschaft spe-
zialisiert. 

Die besonderen Potenziale der 
einzelnen Verdichtungsräume 
in Bezug auf die IuK-Wirtschaft 
zeigen sich bei einer Analyse 
der regionalen Spezialisierung 
in den vier IuK-Teilbranchen. 
Die Region Hannover verfügt 
demnach über besonders be-
deutende Potenziale im Be-
reich der IuK-Dienstleistungen 
(s. Abbildung 2). Dazu gehören 
wichtige Unternehmen wie die 
FinanzIT, Höft & Wessel und 
TUI InfoTec. Bei der Spezialisie-
rung in diesem bedeutenden 
Teilsektor belegte die Region 
Hannover 2005, wie bereits 
im Jahr 2003, den sehr güns-
tigen Rang 4 unter den Ver-
dichtungsräumen hinter Rhein-
Neckar, München und Karls-
ruhe. Einen deutlichen Sprung 
nach vorne konnte die Region 
Hannover sogar beim Vergleich 
der räumlichen Spezialisie-

rung im Bereich IuK-Technik 
machen. Gegenüber 2003 hat 
Hannover die Verdichtungs-
räume Aachen, Nürnberg und 
Düsseldorf überholt und damit 
seine Position um immerhin 
drei Plätze auf Rang 5 verbes-
sert. Spitzenreiter ist hier mit 
Abstand Dresden vor Stuttgart, 
München und Karlsruhe. Bei 
der räumlichen Spezialisierung 
in der IuK-Teilbranche Telekom-
munikationsdienstleistungen 
dominieren die ostdeutschen 
Großstadtregionen. Die Region 
Hannover muss in diesem Feld 
jedoch ihren sechsten Rang 
von 2003 abgeben, wurde von 
Köln-Bonn und Rhein-Main 
überholt und belegt nun Rang 
8. Bei der relativen Bedeutung 
der Beschäftigung im IuK-Be-
reich der Inhalte-Produzenten 
liegen nach wie vor die Me-
dienzentren München, Ham-
burg und Köln-Bonn auf den 
vorderen Rängen. Die Region 
Hannover kann bei den Inhal-
te-Produzenten ihren mittleren 
Rang 11 behaupten. 

Die Kenntnis über die unter-
schiedliche Spezialisierung 
der Regionen ist eine wichti-
ge Voraussetzung für regio-
nalwirtschaftliche Strategien, 
die sich auf die Stärkung der 
regionalen Stärken beziehen. 
Auch wenn eine Region eine 
in absoluten Dimensionen 
vergleichsweise mittlere Be-
deutung in der IuK-Wirtschaft 
aufweist, können dort sehr 
wohl wachstumsträchtige 
Cluster existieren. So verfügt 
der Verdichtungsraum Dresden 
über besondere Potenziale vor 
allem im Bereich IuK-Technik. 
Die Region Hannover behaup-
tet sich speziell bei IuK-Dienst-
leistungen und zunehmend 
auch bei IuK-Technik. Gerade 
hier liegen die besonderen und 
profilbildenden Entwicklungs- 
und Wettbewerbspotenziale 
für den IT-Standort Hannover.

Standortanalyse der IuK-Wirtschaft

Lokalisationskoeffizient

Wachstumsträchtige 
Cluster
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Standortanalyse der IuK-Wirtschaft

Abb. 2: Räumliche Spezialisierung der Verdichtungsräume in den Teilbranchen der luK-Wirtschaft 2005
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Aus der vom Bundesinnenmi-
nister vorgestellten Polizeili-
chen Kriminalstatistik 2006 
geht hervor, dass im Jahr 2006 
in Deutschland insgesamt 
6 304 223 Straftaten polizei-
lich registriert wurden. Dies be-
deutet gegenüber dem Vorjahr 
einen Rückgang um 1,4 %. Im 
Bundesgebiet wurden im ver-
gangenen Jahr 55,4 % aller 
Straftaten (Jahr 2005: 55,0 %) 
aufgeklärt. Die Gesamtaufklä-
rungsquote erreichte damit 
den höchsten Wert seit Einfüh-
rung der gesamtdeutschen po-
lizeilichen Kriminalstatistik im 
Jahr 1993.

In Leipzig wurden im letzten 
Jahr insgesamt 60 961 Straf-
taten registriert. Der Rückgang 
der Zahl der Straftaten im Ver-
gleich zum Jahr 2005 fällt mit 
5,0 % größer aus als in den 
meisten der anderen größten 
deutschen Städte, von denen 
einige auch einen Anstieg 
der Zahl der Straftaten im 
Vergleich zum Vorjahr zu ver-
zeichnen haben. Im Freistaat 
Sachsen wurden im Jahr 2006 
insgesamt 307 841 Strafta-
ten erfasst, gegenüber dem 
Jahr 2005 bedeutet dies einen 
Rückgang um 3,2 %.

Beim Vergleich der einzelnen 
Städte ist zu beachten, dass 
sich das Anzeigeverhalten 
und die Deliktstruktur in den 
Städten unterscheiden kann. 
In die Berechnung der Häu-
figkeitszahlen (= Fälle pro 

Frankfurt, Hannover und Düsseldorf sind die 
gefährlichsten Städte

Städtevergleich Kriminalität 
2006
Peter Dütthorn, Leipzig

100 000 Einwohner) geht nur 
die amtlich ermittelte Bevöl-
kerungszahl ein, alle anderen 
Personen, z.B. Pendler oder 
Touristen, werden dabei nicht 
berücksichtigt. Mit 12 128 
Straftaten je 100 00 Einwohner 
liegt die Stadt Leipzig im Mit-
telfeld der größten deutschen 
Städte. Auch bedingt durch 
den Anstieg der Bevölkerungs-
zahl ging die Häufigkeitszahl 
in Leipzig um 5,8 % zurück. 

Wie bereits in den Vorjahren 
dominierten bei den einzel-
nen Kriminalitätsbereichen die 
Diebstahlsdelikte mit insge-
samt 41,3 % aller angezeig-
ten Straftaten in Deutschland, 
dabei jeweils etwa zu Hälfte 
leichte (ohne erschwerende 
Umstände) bzw. schwere Dieb-
stähle (mit erschwerenden 
Umständen). Im Vergleich zum 
Vorjahr hat sich die Zahl der 
Diebstähle insgesamt verrin-
gert. Bei der zweitgrößten De-
liktgruppe, den Betrugsfällen, 
ist ein Anstieg zum Vorjahr zu 
verzeichnen. Die Zahl der an-
gezeigten Betrugsfälle erreich-
te im Jahr 2006 in Deutschland 
einen neuen Höchststand.

Die Aufklärungsquote der an-
gezeigten Straftaten insge-
samt differiert zwischen den 
größten deutschen Städten mit 
einer Spannweite von 39,4 % 
in Köln bis zu 66,1 % in Nürn-
berg recht deutlich. In der 
Stadt Leipzig wurde die Hälfte 
aller Straftaten aufgeklärt.

Im Jahr 2006 hat sich in 
Deutschland insgesamt die 
Zahl der ermittelten Tatver-
dächtigen auf 2 283 127 Per-
sonen reduziert. Dabei sank 
die Zahl der deutschen Tat-
verdächtigen um 0,8 % auf 
1 780 090 Personen, während 
die Zahl der nichtdeutschen 
Tatverdächtigen um 3,2 % auf 
503 037 zurückging. Bezogen 
auf die Gesamtzahl der Tat-
verdächtigen reduzierte sich 
der Anteil der nichtdeutschen 
Verdächtigen seit 1993 konti-
nuierlich von 33,6 % auf jetzt 
22,0 %.
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In der Stadt Leipzig 
waren im vergangenen 
Jahr 11,6 % der ermit-
telten Tatverdächtigen 
Nichtdeutsche. Der An-
teil der nichtdeutschen 
Tatverdächtigen an al-
len ermittelten Tatver-
dächtigen reichte bei 
den 15 ausgewählten 
Städten von 11,4 % in 
Dresden bis zu 57,0 % 
in Frankfurt am Main. 

In Deutschland ins-
gesamt waren 4,4 % 
aller ermittelten Tat-
verdächtigen Kinder im 
Alter bis unter 14 Jah-
ren. Wie die meisten 
der größten deutschen 
Städte lag Leipzig mit 
3,0 % deutlich unter 
dem Durchschnitt. 
Auch beim Anteil der 
Jugendlichen (14 bis 
unter 18 Jahre) ist in 
Leipzig (10,7 % Anteil) 
ebenso wie in meisten 
der anderen Großstäd-
te ein niedrigerer Anteil 
als im Bundesdurch-
schnitt (12,2 %) zu ver-
zeichnen. Beim Anteil 
der Heranwachsenden 
(18 bis unter 21 Jahre) 
liegt die Stadt Leipzig 
mit 10,8 % wie die 
Mehrheit der größten 
Städte über dem deut-
schen Durchschnitt von 
10,6 %. In Leipzig war 
der Anteil der Erwach-
senen (ab 21 Jahre) an 
den Tatverdächtigen  
mit 75,5 % deutlich 
höher als im Bundesge-
biet mit 72,8 % – wie 
auch bei den meisten 
anderen deutschen 
Großstädten.

Städtevergleich Kriminalität 2006
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Im Jahr 2001 sind mit dem 
Rückbau von 120 Wohnungen 
am Brombeerweg (Wiesen-
hügel) die ersten Häuser in 
Erfurter Plattenbaustadtteilen 
abgerissen worden. Dem vor-
ausgegangen war der Freizug 
der Objekte. Bei einem Überan-
gebot an Wohnraum entsteht 
durch Fortzüge und Zuzüge 
(normale Fluktuation), die vom 
Mieter ausgehen, eher zufäl-
lig und auf eine Vielzahl von 
Objekten verteilter Leerstand. 
Konzentrierter Leerstand kann 
nur durch Einflussnahme der 
Eigentümer durch planmäßi-
gen Freizug der Objekte bei 
Unterstützung der Betroffenen 
beim Umzug entstehen. Für 
diesen Prozess ist der Begriff 
Umzugsmanagement geprägt 
worden. Nachstehend werden 
Aspekte des Umzugsmanage-
ments in den Plattenbaustadt-
teilen für den Zeitraum 2001 
bis 2005, in welchem ein 
Rückbau von fast 4.500 Woh-
nungen1 erfolgte, auf der Basis 
der Bewegungsdaten aus dem 
Einwohnermelderegister näher 
analysiert. 

Ermittlung der 
Rückbauobjekte
Bei einem geschätzten Leer-
stand von etwa 15.000 Woh-
nungen in Erfurt im Jahr 2001, 
der sich zu einem erheblichen 
Teil im Plattenbaubestand lo-
kalisierte, bestand die Notwen-
digkeit von Gegenmaßnahmen. 
Eine erfolgversprechende Maß-
nahme war die Konzentration 
des Leerstands in ausgewähl-
ten Objekten mit anschlie-
ßendem Rückbau dieser nicht 

15 000 leere Wohnungen verlangen wohldosiertes Handeln 

Erfurter Umzugsmanagement
Norman Bulenda, Eberhard Schubert, Erfurt

mehr benötigten Objekte. Ein 
wesentliches Kriterium bei der 
Auswahl solcher Objekte wa-
ren auf der Basis natürlicher 
Fluktuation entstandene über-
proportionale Leerstände, die 
als Indiz für nicht mehr vom 
Wohnungsmarkt angenom-
mene Objekte dienten. Damit 
setzt das Umzugsmanagement 
in der Regel auf die durch nor-
male Fluktuation entstandene 
Leerstandssituation auf.

Dem Umzugsmanagement 
zugeordnet werden stets die 
Bewegungsdaten aus dem 
Jahr und aus dem Vorjahr 
des Freizugs. In Fällen, in de-
nen im Freizugsjahr nur noch 
eine sehr geringe Restbele-
gung festgestellt wurde, wur-
de zusätzlich auch noch ein 
weiteres Vorjahr in der Unter-
suchung berücksichtigt. Mit 
dieser Verfahrensweise wird 
weitestgehend die tatsächli-
che Situation nachgebildet, da 
im Betrachtungszeitraum re-
gelmäßig Jahrespläne für den 
Wohnungsrückbau des folgen-
den bzw. des nächsten folgen-
den Jahres aufgestellt wurden. 
Insgesamt wurden mit diesem 
Ansatz fast 5.000 Personen 
ermittelt, die vom Umzugsma-
nagement betroffen sein dürf-
ten. Bei einer mittleren Haus-
haltsquote im Plattenbau von 
1,58 Personen2  entspricht das 
etwa 3.050 frei zu ziehenden 
Wohnungen. Daraus ergibt 
sich, dass in diesen Objekten 
bereits vor Einsetzen des Um-
zugsmanagements ein Leer-
stand um 30 Prozent bestan-
den hat. 

Alter der betroffe-
nen Personen
Die Altersverteilung der vom 
Umzugsmanagement Betroffe-
nen wird in der Abbildung 1 
dargestellt. Zur besseren Veran-
schaulichung der wesentlichen 
Aussagen wurde eine jeweils 
über 5 Altersjahrgänge geglät-
tete Darstellung gewählt. Von 
den Betroffenen waren 69,6 
Prozent im Alter von 18 bis 
65 Jahren. 13,5 Prozent waren 
minderjährig und 16,9 Prozent 
waren älter als 65 Jahre. Hoch-
betagte3 über 75 Jahre waren 
immerhin mit knapp 7 Prozent 
betroffen. 
Hervorgehoben sind jedoch 
insbesondere die Altersjahr-
gänge um die 21-Jährigen und 
um die 48-Jährigen. Innerhalb 
einer Spannweite von 7 Jahren 
um diese Jahrgänge sind über 
36 Prozent aller Betroffenen 
einzuordnen.

Der deutliche Rückgang der 
Fallzahlen bei den über 65-
Jährigen täuscht darüber 
hinweg, dass diese Personen-
gruppe im Vergleich mit der 
Gesamtbelegung in der Sied-
lungsstruktur Plattenbau vom 
Umzugsmanagement über-
proportional betroffen war. 
Während jüngere Bewohner  
eher flexibel auf bevorstehen-
de Veränderungen reagiert 
haben, bestand bei den über 
65-Jährigen ein deutliches 
Beharrungsvermögen. Im Be-
trachtungszeitraum haben da-
bei sowohl die bei den Woh-
nungsunternehmen mit dem 
Umzugsmanagement betrau-
ten Mitarbeiter als auch be-

Abriss von 
Plattenbauten

5 000 Betroffene
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troffene Mieter besser mit dem 
Prozess umzugehen gelernt. 

Analyse von 
Zielaspekten 
Bei der Analyse des normalen 
Umzugsgeschehens war als 
eine wesentliche Erkenntnis 
abzu-leiten, dass viele Umzüge 
im Nahbereich zur bisherigen 
Wohnung stattfinden. Wäh-
rend sich Umzüge im gleichen 
Haus melderechtlich nicht dar-
stellen lassen, ist ein sehr häu-
figes Ziel die bisherige Straße 
oder der bisherige Stadtteil. 

Unter den Bedingungen des 
Umzugsmanagements haben 

zunächst Schnellentschlos-
sene die besten Chancen auf 
den Nahbereich. Weil jedoch 
zeitgleich nicht alle Zielwoh-
nungen in unmittelbarer Nach-
barschaft angeboten werden 
können oder eben auch von 
den Betroffenen gar nicht er-
wünscht sind, ergeben sich 
durchaus auch längere Um-
zugswege. Dies wird nachfol-
gend untersucht. Zur besseren 
Veranschaulichung der we-
sentlichen Aussagen wurde 
eine Zusammenfassung zu den 
Teilgebieten Plattenbau Nord  
sowie Plattenbau Süd  durch-
geführt, wobei die Fallzahlen 
sowohl für die vom Umzugs-
management Betroffenen als 

auch für die rückgebauten 
Wohnungen für beide Teilge-
biete nahezu gleich groß sind.

Gleichwohl fallen Unterschiede 
bei der Verteilung der Umzugs-
entfernung im Nahbereich auf. 
Ein wesentlicher Grund für den 
Unterschied dürfte einerseits 
eine noch engere Bindung der 
Bewohner im Plattenbau Süd 
an ihr Gebiet sein, als das im 
Norden der Fall ist, und ande-
rer-seits eine erhebliche Zahl 
von Umzügen, die vom Roten 
Berg zum Moskauer Platz ge-
führt hat (mittlere Umzugs-
entfernung 1,9 km). Die Un-
terschiede verwischen jedoch 
ab einer Umzugs-entfernung 
über 2 Kilometer. Für die Medi-
anentfernung aller Umzüge er-
gibt sich eine Größe von 1.125 
Metern.

Dennoch verblieben etwa 43 
Prozent der vom Umzugsma-
nagement Betroffenen im bis-
herigen Stadtteil, etwa 55 Pro-
zent zogen in einen anderen 
Stadtteil und der Rest zog aus 
Erfurt fort (knapp 2 Prozent). 
Insofern war das Umzugsma-
nagement, welches auch zum 
Ziel hat, Mieter in den Bestän-
den des Anbieters zu halten, 
erfolgreich. Dies wird noch 
deutlicher, wenn die Ziele nach 
der Siedlungsstruktur aufge-
schlüsselt werden. Danach 
zogen über 75 Prozent wieder 
in den Plattenbau, knapp 19 
Prozent zogen in die städtische 
Siedlungsstruktur und weniger 
als 4 Prozent zogen in die dörf-
liche Siedlungsstruktur.

Anmerkungen:
1	 Landeshauptstadt Erfurt, Stadt-

verwaltung, Kommunalstatis-
tisches Heft 54, Gebäude- und 
Wohnungsbestand 2005, S. 18

2	 ebenda, S. 20
3	 Die Altersgrenzen werden in der 

Literatur nicht einheitlich benutzt. 
Älter als 80 Jahre waren etwa drei 
Prozent der Betroffenen.

Erfurter Umzugsmanagement

Abbildung 1

Abbildung 2
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Der erste Beitrag zur Situation 
der Wohnraumversorgung und 
Wohnungspolitik in El Salva-
dor (Heft 1/2006) analysierte 
die wichtigsten sektoralen 
Akteure und Finanzierungsin-
strumente in El Salvador. Ein 
Resümee war, dass de facto 
keine im Sinne einer für alle 
relevanten Akteure verbindli-
che nationale Wohnungspolitik 
existiert und einzelne Akteure 
ohne Koordination untereinan-
der auf den Wohnungsmärkten 
agieren. Internationale Ge-
ber- und Hilfsorganisationen 
versuchen ihrerseits Ansätze 
einer sozialen, bedarfsorien-
tierten Wohnraumversorgung 
zu entwickeln und in die na-
tionale Politik zu vermitteln. 
Erschwerend kommt jedoch 
hinzu, dass zahlreiche Natur-
katastrophen ad hoc-Reaktio-
nen auf plötzlich eintretende 
massive Wohnungsnotstände 
erfordern, welche die finanzi-
ellen und technischen Ressour-
cen über Jahre binden und das 
politische Denken und Handeln 
bestimmen. 

Dieser Beitrag geht auf die 
Frage ein, welche Handlungs-
spielräume für eine bedarfori-
entierte Politik bestehen und 
mit welchen Problemen sie 
konfrontiert werden. Ein ab-
schließender Exkurs skizziert 
ein erfolgreiches Projekt zur Si-
cherung von Wohnraum durch 
Maßnahmen der integralen 
Wohnumfeldverbesserung, das 
einen anerkannten Modellcha-
rakter für ähnliche Vorhaben in 
Mittelamerika besitzt.  

Verfassung und Baurecht bleiben Theorie/ Politikberatung

Wohnen in El Salvador: 
Bittere Wirklichkeit
Thorsten Heitkamp, Dortmund

erläutert das Regierungspro-
gramm nicht; sie kann letztlich 
nur als ein „Auftrag“ an inter-
nationale Geber- und Hilfsor-
ganisationen verstanden wer-
den. Die Erschließung neuer 
Finanzierungsquellen, wie z. B. 
der Grundsteuer – die mit Aus-
nahme von El Salvador in ganz 
Lateinamerika existiert –, ist 
seit Jahren in der Diskussion, 
ohne dass greifbare Fortschrit-
te erzielt werden.  

Kein Primat der 
Politik 
Für den Aufbau einer nachhal-
tigen, auf einen sozialen Aus-
gleich ausgerichtete nationale 
Wohnungspolitik ist – in einem 
sozioökonomisch derart pola-
risierten Land wie El Salvador 
– die Stärkung der staatlichen 
Steuerungsfunktion von grund-
legender Bedeutung. Beginnen 
könnte sie mit einer besseren 
Koordinierung vorhandener 
Ressourcen, auch die der inter-
nationalen Geber- und Hilfsor-
ganisationen. Das setzt eine 
vorherige politische Verständi-

Ländliches Wohnen

Wohnraum und 
Verfassung 
Die salvadorianische Ver-
fassung stellt in Art. 119 als 
ein Staatsziel fest, dass eine 
ausreichende Wohnraumver-
sorgung und die Erreichung 
einer hohen Eigentümerquote 
von sozialem Interesse seien1. 
Gleichwohl verpflichtet die 
Verfassung den Staat nicht zu 
einer ausreichenden Bereitstel-
lung von Wohnraum, d. h. adä-
quater Wohnraum ist durch die 
Bevölkerung nicht unmittelbar 
einklagbar. Und der formelle 
Wohnungsbau (über anerkann-
te Bauträger und/oder Bau-
genehmigung) ist weit davon 
entfernt, eine ausreichende 
Wohnraumversorgung für alle 
Bevölkerungsteile sicherzustel-
len, da er arme Bevölkerungs-
schichten kaum erreicht (vgl. 
Heft 1/2006). Die Folge sind in-
formell errichtete Siedlungen, 
die keiner Planung unterliegen 
und deren Eigentümerstatus 
oft nicht geklärt ist. 

Das Regierungsprogramm der 
rechtskonservativen ARENA-
Partei sieht für die laufen-
de Legislaturperiode (2004 
– 2009) vor, auch die informell 
(d. h. ohne gültigen Arbeits-
vertrag) beschäftigte Bevöl-
kerung, die nach Schätzungen 
ca. 70% der Bevölkerung im 
arbeitsfähigen Alter (offiziell 
ab 10 Jahren) umfasst, in die 
staatlichen Förderprogramme 
zur Wohnraumversorgung ein-
zubeziehen. Wie diese Zielset-
zung finanziert werden soll, 
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gung über Leitlinien und Ziele 
einer nationalen Wohnungspo-
litik voraus. Sie ist bis heute 
nicht erfolgt, auch weil die po-
litischen Parteien – und damit 
die nationale Politik – eng mit 
der nationalen Wirtschaft ver-
woben sind, sodass ein Primat 
der Politik nie existierte. 
El Salvador weist gegenwärtig 
eines der weltweit neoliberals-
ten Wirtschaftssysteme auf, in 
dem es für eine regulierende, 
auf Chancengleichheit und so-
zialen Ausgleich ausgerichtete 
staatliche Steuerungsfunktion 
keinen Platz gibt. Nicht pro-
fitträchtige oder mit zu hohen 
finanziellen Risiken behaftete 
Handlungsfelder werden kon-
sequent ausgeblendet bzw. der 
internationalen Gemeinschaft 
überlassen. Der Wohnraum 
der in Armut lebenden Bevöl-
kerungsteile wird größtenteils 
von ausländischen Geber- und 
Hilfsorganisationen finanziert. 
 

Geringe politische 
Bedeutung
Ein Ausdruck der weiterhin ge-
ringen politischen Bedeutung 
der Wohnungsfrage ist die 
Tatsache, dass dem zuständi-
gen Vize-Ministerium ein Jah-
resbudget von ca. 3-4 Millio-
nen US-Dollar zur Verfügung 
steht; eine Summe, die keinen 
Spielraum für eine quantitati-
ve und/oder qualitative Beein-
flussung der Wohnraumversor-
gung bietet. Im Rahmen der 

ihm übertragenden Funktionen 
ist es jedoch möglich, über die 
Genehmigung und Kontrolle 
von Flächennutzungs- und Be-
bauungsplänen Ansiedlungen 
in Gebieten, die durch Geori-
siken (insbesondere Erdrutsche 
oder Überschwemmungen) 
gefährdet sind, zu verhindern 
und damit die vielfältigen Ri-
siken des Wohnens in El Sal-
vador einzuschränken2. Aber 
selbst wenn vorhandenes Per-
sonal und Geld für diese Auf-
gaben genügen würden, wäre 
das Problem, dass informelle 
Siedler (und nicht nur sie) Bau-
genehmigungen nicht beantra-
gen, weiterhin ungelöst. 

Bau- und 
Planungsrecht
Eine strikte Anwendung des 
durchaus vorhandenen Bau- 
und Planungsrechts und eine 
rigorose Sanktionierung von 
Verstößen würden große Teile 
der Bevölkerung aufgrund zu 
hoher Immobilienkosten von 
jeglichem Zugang zu den Woh-
nungsmärkten ausschließen. 
Demnach muss eine staatliche 
Wohnungspolitik sich auch 
zum Ziel setzen, den formellen 
Wohnungsbau auf die armen 
Bevölkerungsschichten aus-
zudehnen. Das bedeutet u. a. 
die Bereitstellung adäquater 
finanzieller Förderinstrumente, 
insbesondere flexibel ausge-
stalteter Kleinkredite zu (rela-
tiv) niedrigen Zinssätzen, die 
über die am Markt operieren-
den Kreditinstitute i. d. R. nicht 
erhältlich sind. Aber Haushalte, 
die kein Einkommen aufweisen 
bzw. von weniger als einem 
US-Dollar/Tag pro Person le-
ben, werden selbst Kleinkre-
dite nicht aufnehmen können. 
Und ein breit angelegtes Pro-
gramm staatlicher Subventi-
onen für eine ausreichende 
Wohnraumversorgung ist u. a. 
wegen der Dimension des Pro-

blems weder finanzierbar noch 
politisch gewollt. 

Integrierte 
Armutspolitik 
Die Verbesserung der Wohn-
raumversorgung der armen 
Bevölkerungsteile kann insbe-
sondere über eine so genannte 
pro poor growth – Politik, 
über eine integrierte Politik der 
Armutsbekämpfung erreicht 
werden. Einzelne staatliche In-
stitutionen sind mit der Dimen-
sion der Aufgabe überfordert. 
Unter den Rahmenbedingun-
gen größter Armut und Pers-
pektivlosigkeit weiter Bevölke-
rungsteile bieten strikt sektoral 
ausgerichtete Strategien kaum 
der Dimension des Problems 
angemessene Lösungsansätze. 
Oft sind die weiteren Mängel 
im Wohnumfeld (insbesondere 
ein unzureichender Zugang zu 
den Arbeitsmärkten) zu gra-
vierend, um durch eine aus-
schließliche Verbesserung der 
Wohnraumversorgung das ei-
gentliche strukturelle Problem 
des jeweiligen Haushaltes ent-
scheidend zu beeinflussen: Ein 
Leben in absoluter Armut, das 
viele Haushalte zwingt an ei-
nen anderen Ort zu ziehen, der 
vermeintlich bessere Überle-
benschancen bietet. Es bedarf 
der koordinierten Zusammen-
arbeit vieler staatlicher und 
nicht-staatlicher Institutionen 
und Organisationen, um paral-
lel zur Verbesserung der Wohn-
raumversorgung konkrete 
Perspektiven für eine Verbesse-
rung der allgemeinen Lebens-
bedingungen aller Bewohner 
zu schaffen.   

Effektive 
Politikberatung
Die Umsetzung dieser Erkennt-
nis in die politische Praxis er-
folgt auch in El Salvador nur 
äußerst zögerlich. Externe 
Impulse können diesen Pro-

Übergabe einer 
Wohnung, die eine 
spanische Sparkasse 
finanziert hat

Wohnen in El Salvador: bittere Wirklichkeit

Informelle Siedler
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zess beschleunigen. Eine aus-
schließliche Politikberatung 
wird die der nationalen Politik 
hinterwohnenden gewinnori-
entierten Entscheidungsme-
chanismen jedoch nicht beein-
flussen. Aussichtsreicher und 
effektiver ist es, in Zusammen-
arbeit mit einer erfahrenen, 
verantwortungsvollen nationa-
len Nichtregierungsorganisati-
on direkt in genau definierte 
Projekte zu investieren, die mit 
allen wichtigen Akteuren, d. 
h. auch mit der Bevölkerung, 
abgestimmt und durchgeführt 
werden. Damit wird know 
how vergleichsweise verlust-
frei vermittelt und die Basis 
nationaler Experten beträcht-
lich erweitert. Derartige „best 
practices“ stellen zudem eine 
effektive Form der Politikbera-
tung dar, u. a. auch weil sie 
den weiteren mittel- und un-
mittelbaren wirtschaftlichen 
Nutzen, z. B. die Verbesserung 
des Investitionsklimas oder der 
Standortqualität, erkennen las-
sen. Quintessenz ist, dass – in 
vielen Fällen – nationale und 
internationale Nichtregierungs-
organisationen sowie interna-
tionale Geber- und Hilfsorgani-
sationen wesentliche Innovati-
onsträger sind und ihre Arbeit 
trotz oder gerade wegen der 
schwierigen Rahmenbedin-
gungen unverzichtbar bleibt, 
was der nachfolgende knappe 
Exkurs aufzeigen will. 

Exkurs: 
Wohnumfeld als 
„best practice“
Ein Beispiel für Investitionen in 
das Wohnumfeld mit dem Ziel 
der Sicherung vorhandenen 
Wohnraumes ist das Projekt 
„Las Palmas“ der Kreditan-
stalt für Wiederaufbau (KfW), 
die für die Bundesrepublik das 
Instrument der finanziellen Zu-
sammenarbeit ist. In den ver-
gangenen Jahren investierte 

sie in die Stadterneuerung der 
illegal errichteten Siedlung Las 
Palmas, einem innerstädtischen 
Gebiet der Landeshauptstadt 
San Salvador, ca. 6,9 Millionen 
Euro, umgerechnet fast 10.000 
US-Dollar je angetroffner 
Wohneinheit. Technische und 
soziale Infrastrukturen (Schu-
le, Bürgertreff, Sportplatz, etc.) 
wurden komplett neu erstellt, 
die angetroffene Gebäudesub-
stanz jedoch nicht verändert. 
Vorrangig  war die Legalisie-
rung der Wohnsituation der 
Bewohner, d. h. die Grundbuch-
eintragung als Eigentümer der 
Immobilie, deren Kosten von 
der KfW übernommen wurden. 
Auch andere Methoden und 
Verfahren waren neu, z.  B. die 
Beteiligung der Bevölkerung an 
den Entscheidungsprozessen 
einzelner Durchführungspha-
sen, um das Demokratiever-
ständnis unter der Bewohner-
schaft zu stärken. Einfachere 
Arbeiten wurden zur Stärkung 
der Mitverantwortung der Be-
wohner für ihren Wohnort in 
Selbsthilfe durchgeführt. Diese 
Verfahren waren – und sind 
– für die Nachhaltigkeit des 
gesamten Stadterneuerungs-
prozesses von großer Bedeu-
tung. Personen, die über keine 
beruflichen Qualifikationen 
verfügten, wurden Grundla-
gen ausgewählter Gewerke 
vermittelt, was ihnen z. T. den 
Einstieg in den Arbeitsmarkt 
ermöglichte, in jedem Fall aber 
ihre Selbstachtung stärkte. Der 
Erfolg des Projektes ist dazu 
augenscheinlich: Im gesam-
ten Quartier sind kaum Ban-
den-Graffiti zu sehen, der öf-
fentliche wie private Raum ist 
gepflegt und sauber. Aber ein 
anderes Faktum ist von beson-
derem Interesse: Eine im Auf-
trag der KfW von einer salva-
dorianischen NGO im Quartier 
durchgeführte repräsentative 
Umfrage ergab, dass der Stad-
terneuerungsprozess in fast je-

der Wohneinheit private Inves-
titionen von mehreren Hundert 
US-Dollar auslöste. Hier wurde 
(in El Salvador zum ersten Mal 
empirisch belegt) erreicht, was 
von einer auf Nachhaltigkeit 
ausgerichteten (öffentlichen) 
Investition verlangt wird: Die 
Steigerung ihrer Effizienz durch 
eine möglichst starke Mobili-
sierung privater Investitionen 
(Kredite, Rücklagen). Heute gilt 
der Stadterneuerungsprozess 
von Las Palmas als ein aner-
kanntes Vorbild für ähnliche 
Vorhaben in ganz Mittelame-
rika, was in El Salvador bereits 
dazu führte, dass weitere Stad-
terneuerungsprozesse, die auf 
den Erfahrungen von „Las Pal-
mas“ aufbauen, initiiert wur-
den (u. a. „Los Manantiales“ 
in San Salvador, finanziert u. a. 
von der KfW). 

Die Fotos stammen vom Autor.

Anmerkungen:
1 	 Der staatliche Wunsch einer ho-

hen Eigentümerquote treibt in 
Mittelamerika seltsame Blüten: In 
Guatemala, einem Nachbarland 
von El Salvador, werden Mietwoh-
nungen zum quantitativen Woh-
nungsdefizit gezählt. 

2 	 Der Aufgabenbereich des Vize-
Ministeriums umfasst auch die 
Stadt- und Regionalentwicklung 
inklusive der Erteilung von Bau-
genehmigungen außerhalb der 
Metropolregion von San Salvador. 
Dort ist für die Erteilung der Bau-
genehmigungen die Oficina de 
Planificación del Área Metropoli-
tana de San Salvador (OPAMSS) 
zuständig.

Las Palmas

Wohnen in El Salvador: bittere Wirklichkeit

Sekundärwirkung der 
Stadterneuerung

NGO-Umfrage
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Sie kennen unser Dezimalsys-
tem. Sie wissen auch, dass 
es andere Zahlsysteme gibt. 
Computer arbeiten intern mit 
einem Binärsystem, weil dieser 
nur die Zustände Strom an = 1  
und Strom aus = 0 kennt. Viel-
leicht wissen Sie auch, dass 
das Volk der Maya ein Zahlen-
system auf der Basis 20 hatte.
Die spanischen Eroberer ha-
ben nicht nur fast sämtliche 
einheimischen Schriften, son-
dern auch die Menschen ver-
brannt, die das alte Wissen 
bewahrten. Deshalb kann nur 
mühsam rekonstruiert wer-
den, was es einst gegeben 
hat. Inzwischen ist das meiste 
entziffert. Wir wissen, dass die 
Maya eindrucksvolle Berech-
nungen vorgenommen haben. 
Sie erstellten Zahlentafeln, aus 
denen sich die Umläufe des 
Planeten Venus ergeben und 
sie besaßen einen Kalender, 
der dem damaligen europä-
ischen Kalender überlegen, 
nämlich genauer  war. Was Sie 
wahrscheinlich nicht wissen 
ist, dass die Zahlen selbst ei-
nen anderen Charakter hatten 
als unsere Zahlen. Sie konnten 
Quantitäten angeben. Sicher. 
Darüber hinaus besaßen sie 
aber eine Eigenschaft, die wir 
Zahlen nicht beilegen würden: 
Sie galten als übernatürliche 
Wesen. 

Die Zahlen der Maya wurden 
mit nur drei Zeichen wieder-
gegeben: einem Punkt für 1, 
einem Strich für 5 und dem 
Abbild einer Muschel für 0.  So 
ergeben drei Striche und zwei  
Punkte die Zahl 17. Das Zah-
lensystem der Maya arbeitet, 

Als der Herr Fünf die Dame Juli trug

Zahlen als Götter
Jürgen Seitz, Bonn

wie unseres, mit Stellenwer-
ten. Ein Punkt oben und drei 
Punkte darunter ergeben 23. 
Neben der Darstellungsform 
mit Punkten und Strichen gibt 
es für die Zahlen bis zwanzig 
auch eine, die unterschiedliche 
Köpfe zeigt und gelegentlich 
kommen auch ganze menschli-
che Figuren vor, die für Zahlen 
stehen. 

Es gibt Hinweise darauf, dass 
diese Figuren (und Köpfe) Ab-
bilder vergöttlichter Zahlen 
sind. Es ist nicht einfach, die-
se Götter und Zahlen direkt 
zuzuordnen. Offenbar haben 
die Maya ihre Götter nicht 
statisch gesehen. Die Götter 
wurden geboren, wurden alt 
und sie starben – um wieder 
aufzustehen. Und mehrere ein-
zelne Götter konnten auf einer 
höheren Ebene zu einer Gott-
heit auf einer anderen Ebene 
verschmelzen. Als sicher wird 
heute angenommen, dass es 
zumindest einige Götter gab, 
die auch mit Zahlen identifi-
ziert wurden. Insbesondere 
werden die Götter der Zahlen 
vier, neun und dreizehn (Oxla-
hun Ti Ku) genannt. Der Son-
nengott gehört zur Zahl 4, der 
Maisgott ist mit der Zahl 8 ver-
bunden, der Tod steht für die 
Zahl 10 und der Regengott ist 
Patron der Zahl 13. Damit sind 
die Zahlen lebendig und haben 
Eigenschaften. Sie können gut 

und schlecht, jung oder alt, 
männlich oder weiblich sein 
oder auch launisch oder groß-
zügig.

Möglicherweise gab es die 
Vorstellung von Göttern, die 
die Zeit als Bündel trugen. So 
könnte man sich einen Rast-
platz dieser Götter vorstellen, 
den Ort der Null. Es gab nicht 
nur eine Verknüpfung von Göt-
tern und Zahlen, sondern auch 
eine Verbindung mit  Zeitperi-
oden, mit Tagen und mit Zy-
klen, wie in unserer Kultur mit 
Wochen und Monaten. Diese 
Götter sind Träger von Kalen-
dereinheiten. Auf diese Art 
wurde ein Datum dargestellt, 
so als würde der Herr Fünf die 
Dame Juli tragen, um den 5. 
Juli zu bezeichnen. Allerdings 
besaßen die Maya einen Ka-
lender, der nicht mit Wochen 
und Monaten agierte, sondern 
mit Einheiten von dreizehn 
und von zwanzig Tagen. Diese 
Einheiten ergeben fortlaufen-
de Zyklen von 260 Tagen (13 
x 20; Tzolkin) und wurden mit 
Zyklen von 18 x 20 Tagen (360) 
+ 5 Tagen (1 Jahr; Haab) ver-
bunden um Einheiten von 52 
Jahren zu formen. 

Hinter Zahlen als Wesen ste-
cken Vorstellungen, die über 
ein Zählen deutlich hinaus ge-
hen. Das hat eher etwas mit 
Wahrsagerei zu tun. Wenn ich 
Wesen kenne, die den jewei-
ligen Tag regieren, dann kann 
ich über die Eigenschaften der 
Regenten eine Prognose über 
die Qualität des Tages abge-
ben, die diesen für ein Unter-
fangen günstig oder ungünstig 

Die Götter der 
Zahlen 1 bis 10
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werden lässt. Und ich kann 
auch Einfluss nehmen, indem 
ich die Regenten durch Gebete, 
Bitten oder kleine Geschenke 
geneigt mache oder sie auch 
zu bestechen versuche oder sie 
sogar bedrohe. 

Die Maya haben, wie wir, mit 
ihrem Kalender Ereignisse 
zeitlich fixiert. Und sie haben 
Zahlen sicher auch zum Zäh-
len, also auch für Statistiken 
verwendet. Viel bedeutender 
war aber offenbar die manti-
sche Funktion, also die Mög-
lichkeit mit seiner Hilfe günsti-
ge und ungünstige Zeitpunkte 
festzustellen. Eine besondere 
Bedeutung hatte für eine agra-
rische Bevölkerung die Fest-
legung von Zeitpunkten, die 
mit Feldarbeiten verbunden 
waren. Und damit hatte sie 
eine durchaus auch nach un-
seren Vorstellungen notwendi-
ge Funktion. Da auch Gestirne 
als göttlich angesehen wur-
den und damit einen Einfluss 
auf das Leben der Menschen 
hatten, wurde es wichtig, den 
Lauf der Gestirne vorherzusa-
gen. Die Maya haben hier be-
deutendes geleistet. 

Zahlen als Götter und Wahrsa-
gerei, das klingt jetzt vielleicht 
sehr weit weg. Für uns haben 
Zahlen nur eine Eigenschaft, 
nämlich ihren Zahlwert. Der 
kann im Zusammenhang mit 
dem, was wir zählen, gut oder 
schlecht sein. Mehr Geld ist 
uns meist lieber als weniger.  
Aber: Wir könnten uns doch 
auch Eigenschaften von Zah-
len vorstellen, die über ihren 
numerischen Wert hinaus ge-
hen – aber natürlich mit ihm 
zusammenhängen. Sie wären 
in der Regel von der Reihenfol-
ge abgeleitet. Die 1 hat als ers-
te Zahl eine prominente Stel-
lung und könnte einen Beginn 
bezeichnet aber auch etwas 
Geringwertiges. Die Null hat 
andere Eigenschaften. Sie ist 
einerseits leer, besitzt also kei-
nen eigenen Wert, beeinflusst 
den Wert einer anderen Zahl 
aber ganz gewaltig. Dann gibt 
es die Möglichkeit der Übertra-
gung. So könnte auf die 9 eine 

Eigenschaft „Fruchtbarkeit“ 
übertragen werden, weil die 
menschliche Schwangerschaft 
9 Monate lang dauert. Damit 
bekommen Zahlen auch man-
tische Qualitäten. Letztlich 
sind auch unserer Kultur sol-
che Spekulationen nicht völlig 
fremd. Sind wir doch mal ehr-
lich. Sehen Sie vielleicht nicht 
doch die 13 und damit alles 
was mit 13 zu tun hat, als un-
günstig an? Wie bei den Maya 
wurden auch bei uns Zahlen 
dazu benutzt, etwas herauszu-
finden, das der rationale Ver-
stand nicht wissen kann, z.B. 
zukünftige Ereignisse. Solche 
Vorstellungen lagen oder lie-
gen z.B. der Wahrsagerei mit 
Spielkarten zugrunde.

Zahlen als Götter
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Fortzüge ins Ausland – Transnationale Mobilität trifft 
Deutschland

Exodus der hochqualifizierten 
Deutschen?
Michael Haußmann, Stuttgart

Dass Deutsche ins Ausland zie-
hen, haben namhafte Maga-
zine als vermeintlich hochbri-
santes Thema in die öffentliche 
Diskussion eingebracht. Bei-
spiele sind das Manager-Ma-
gazin mit  „Wir bluten aus“, 
die Zeit mit „Nix wie weg!“ 
oder die FAZ mit „Brain drain: 
Kluge Köpfe auf der Walz“. 
Selbst die Presse im Ausland 
nimmt Notiz: „Die Deutschen 
kommen“ titelte die Neue Zü-
richer Zeitung, „Goodbye fa-
therland“ war im Economist zu 
lesen.

Doch wie sehen die Fakten 
aus? Sind nur ausblutende 
Räume mit hoher Arbeitslosig-
keit betroffen oder ist der ange-
deutete Trend deutschlandweit 

Jahr abermals eine deutliche 
Steigerung um 15 Prozent zu 
verzeichnen.

Warum ist das Thema erst in 
den letzten Jahren in die öf-
fentliche Diskussion gelangt, 
obwohl der Trend schon lan-
ge ablesbar ist? Das liegt un-
ter anderem daran, dass die 
Zahl der Fortzüge nach dem 
Fall der eisernen Mauer von 
den (Spät‑)Aussiedlerzuzügen 
überdeckt wurde. Erst nach-
dem letztere in den vergan-
genen Jahren deutlich zurück-
gegangen sind, wurde der 
schleichende Schwund wieder 
deutlicher sichtbar. Der Wan-
derungssaldo der Deutschen 
ist dadurch im Bundesgebiet 
erst seit 2005 negativ, in Stutt-
gart seit 2002. Ein schärferes 
Bild ergibt sich dann, wenn 
man die Zuzüge von (Spät-
)Aussiedlern herausrechnet. 
Dann ist Netto in Deutschland 
seit mehr als 30 Jahren ein ne-
gativer Wanderungssaldo und 
damit ein schon lang anhal-
tender, schleichender Abfluss 
zu konstatieren (siehe Abb. 2). 
Die dargestellten Zahlen dürf-
ten die Situation sogar leicht 
unterschätzten, da in einigen 
Fällen, insbesondere bei kurz-
fristigen Auslandsaufenthalten, 
ein Wohnsitz in Deutschland 
beibehalten wird. Ein zweiter 
Unschärfefaktor ist die Tatsa-
che, dass gerade bei Fortzügen 
ins Ausland teilweise Abmel-
dungen unterlassen werden.

beobachtbar? Ist das Thema 
auch für eine wirtschaftskräf-
tige Stadt wie Stuttgart rele-
vant? In der Befragung „Pers-
pektive Deutschland“ liegt die 
Schwabenmetropole in punkto 
Lebensqualität immerhin ganz 
oben, zahlreiche Rankings at-
testieren eine hohe Attraktivi-
tät und Zukunftsfähigkeit.

Die öffentliche Berichterstat-
tung in den Medien erfolgt 
meist anekdotisch in Form von 
Erfahrungsberichten, eine syn-
thetische Betrachtung der Zah-
len und Zusammenhänge fehlt. 
Eine objektive Einschätzung 
der Situation ist eine wichtige 
Aufgabe für die Statistik. Die-
ser Beitrag soll Licht in das 
Thema bringen.

Mehr Fortzüge – 
Negativer Saldo
Nimmt man sich als erstes die 
prominent durch die Presse 
gewanderte Zahl der Fortzüge 
von Deutschen ins Ausland vor, 
so ist ein deutlicher Anstieg 
nicht zu leugnen (siehe Abbil-
dung 1). Seit 1976 hat sich die 
Zahl bezogen auf die deutsche 
Bevölkerung mehr als verdop-
pelt. Interessanterweise liegen 
die Werte in Stuttgart zum ei-
nen höher, zum anderen steigt 
die Kurve steiler an als im Bun-
desgebiet. Ein Ende ist nicht 
abzusehen: Aus Stuttgart liegt 
als „Frühindikator“ bereits die 
aktuellste Zahl für das Jahr 
2006 vor. Hier war im letzten 

Abbildung 1
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Wer zieht ins 
Ausland?
Wie nicht anders zu erwarten, 
hängt die Mobilität stark vom 
Alter und der Lebensphase ab 
(siehe Abbildung 3). Am mo-
bilsten sind die 20- bis 30-Jäh-
rigen, darunter Studenten und 
Berufsanfänger. Interessant 
ist die Betrachtung der Alters-
gruppe der 30- bis 40-Jährigen: 
Hier ist der Einwohnerverlust 
per Saldo am höchsten, d.h. es 
ziehen deutlich mehr Personen 
ins Ausland, als von dort der-
zeit wieder zurückkehren. Wie 
man an der Zahl von Kindern 
und Jugendlichen sehen kann, 
sind auch viele Familien unter 
den Fernwanderern. Die Zahlen 
legen nahe, dass eher Familien 
mit kleinen Kindern fortziehen, 
hier sind Verluste zu verzeich-
nen. Familien mit schulpflichti-
gen Kindern gehören dagegen 
eher zu den Rückkehrern. Die 
viel zitierte steigende Alters-
ruhesitzwanderung von Deut-
schen ins Ausland kann nur 
in geringem Maße abgelesen 
werden. Hier könnte mit hin-
einspielen, dass viele Senioren, 

die einen Wohnsitz im Ausland 
begründen, eine Wohnung in 
Deutschland beibehalten und 
somit statistisch nicht erfasst 
werden.

Wie sind die Fort-
ziehenden qualifi-
ziert? 
Dazu kann die amtliche und die 
kommunale Statistik keine hin-
reichenden Antworten liefern, 
die Sozialforschung jedoch 
schon: Eine Untersuchung auf 
Basis des Sozio-Ökonomischen 
Panels (SOEP)1 zeigt, dass die 
Fortziehenden im Vergleich 
zur Gesamtbevölkerung eher 
erwerbstätig und eher jünger 
sind. Die Abwanderung aus 
Deutschland scheint also nicht 
in erster Linie eine Chance für 
Arbeitslose zu sein. Signifikant 
sind die hohen Anteile von 
Fortziehenden mit Uni-/FH-Ab-
schluss sowie von Berufstäti-
gen im Management und von 
Selbständigen. Die Daten des 
European Labour Force Sur-
veys2 bestätigen dies und ge-
ben darüber hinaus Aufschluss 

Abbildung 2 Abbildung 3

darüber, dass sich die Trends 
verstärken. Insbesondere die 
Fortzüge der Jüngeren und 
Qualifizierteren nehmen dem-
nach zu.

Wo wohnten die 
Fortziehenden?
Karte 1 zeichnet ein erstaunli-
ches Bild: In dunklem Ton sind 
die Gebiete eingefärbt, aus 
denen überproportional abge-
wandert wird. Es sind dabei 
keineswegs wirtschaftsschwa-
che Regionen. Im Gegenteil, es 
sind die derzeit prosperieren-
den wirtschaftlichen Kernräu-
me, außerdem die Grenzregi-
onen zur Schweiz, nach Öster-
reich und Frankreich.

Wohin wird 
abgewandert?
In die Schweiz besteht derzeit 
ein deutliches Abwanderungs-
gefälle. Deutlich dahinter fol-
gen Österreich, die USA sowie 
Großbritannien. In Stuttgart 
hat sich bereits China unter 
den stärksten Abwanderungs-
magneten platziert. Daneben 

Exodus der hochqualifizierten Deutschen?

Gebildete Berufstätige 
ziehen weg
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existieren rege, aber größten-
teils ausgeglichene Wande-
rungsbeziehungen mit Polen, 
Frankreich, Italien und Spanien 
(siehe Tabelle 1). Insbesondere 
mit Polen sind intensive Pen-
delwanderungsverflechtungen 
bekannt.

Betrachtet man den derzeit 
stärksten Magneten Schweiz 
näher, so fällt deutlich auf, 
dass sich der Wanderungs-
verlust dorthin innerhalb von 
sechs Jahren mehr als verdop-
pelt hat (siehe Abbildung 4). 
Seit 2000 beträgt der Schwund 
insgesamt knapp 40 000 Per-
sonen. Dies ist nicht zuletzt 
mit den Auswirkungen der 
Personenfreizügigkeit im Rah-
men der Bilateralen Verträgen 
zu erklären. Alleine ein Drittel 
des Wanderungsverlusts in 
Richtung Schweiz geht auf das 
Konto Baden-Württembergs. 
Dies liegt unter anderem dar-
an, dass viele deutsche Grenz-
gänger ihren Wohnsitz in die 
Schweiz verlegen konnten. Ein 
Ende der Entwicklung ist nicht 
abzusehen, insbesondere weil 
die derzeit geltenden und voll 
ausgeschöpften Mengenbe-
schränkungen nach Ablauf der 

fünfjährigen Übergangsfrist 
ab dem 1.6.2007 aufgehoben 
werden. Die Verluste nach Ös-
terreich verlaufen noch dyna-
mischer: Die Werte haben sich 
innerhalb von sechs Jahren 
verdreifacht, die Verluste nach 
Großbritannien sogar vervier-
facht.

Erklärungsansätze
Als ein Mosaikstein zur Erklä-
rung der skizzierten Entwick-
lung ist die steigende Zahl 
deutscher Auslandsstudenten 
zu nennen. Deren Zahl hat sich 
zuletzt um jährlich etwa 3000 
erhöht. Beliebte Studienorte 
sind vor allem Großbritan-
nien, die USA sowie unsere 
Nachbarländer Niederlande, 
Schweiz, Österreich und Frank-
reich. Das Anwachsen der Zahl 
der Auslandsstudenten ergibt 
zwar per se einen negativen 
Wanderungssaldo, sie kann 
aber in der Höhe die Verluste 
nur zu einem Bruchteil erklä-
ren (siehe Abbildung 5).

Weit wichtiger scheint die be-
ruflich bedingte Mobilität auf-
grund der internationalen Ver-
flechtungen von Unternehmen 
im Rahmen der Globalisierung 

Exodus der hochqualifizierten Deutschen?

Abbildung 4 Abbildung 5

Tabelle 1
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zu sein. Ein wichtiger Indikator 
ist dabei der Anteil der Direk-
tinvestitionen im Ausland am 
Bruttoinlandsprodukt. Diese 
werden nicht nur getätigt, 
um auf billigere Arbeitskräfte 
zurückgreifen zu können, son-
dern insbesondere, um strate-
gisch wichtige Märkte zu er-
schließen. Die Höhe der Direk-
tinvestitionen von deutschen 
Firmen im Ausland sowie von 
ausländischen Unternehmen in 
Deutschland ist seit Mitte der 
90er Jahre deutlich gestiegen 
(siehe Abbildung 6). Mit der 
steigenden Zahl von interna-
tionalen Unternehmenstätig-
keiten steigt gleichzeitig die 
Wahrscheinlichkeit, dass deut-
sche Arbeitskräfte in Zentralen 
oder Tochterfirmen im Ausland 
eingesetzt werden. Internatio-
nal verflochten sind dabei vor 
allem Unternehmen mit einem 
hohen Exportanteil sowie Fir-
men im Bereich unternehmen-
sorientierte Dienstleistungen 
und Finanzen. Vergleicht man 
die wirtschaftlichen Kernräu-
me dieser Bereiche mit den 
Räumen, aus denen überdurch-
schnittlich häufig fortgezogen 
wird, so fällt die hohe Überein-
stimmung auf (siehe Karte 1 in 
Verbindung mit Karte 2). Auch 
aus der räumlichen Verteilung 
wird somit ein deutlicher Zu-
sammenhang zwischen der 
Globalisierung der Wirtschaft 
und der steigenden Mobilität 
deutlich.

Was der temporären wie der 
längerfristigen Abwanderung 
im privaten Bereich entge-
genkommt, ist der sinkende 
Anfangswiderstand. Informa-
tionen, Ansprechpartner und 
Erfahrungsberichte aus der 
Praxis sind heute im Internet in 
Minutenschnelle recherchier-
bar, und internationale Arbeits-
vermittlungen wie die ZAV 
oder EURES vermelden ständig 
steigende Vermittlungszah-

len. Die „Markttransparenz“ 
macht ökonomisch vernünfti-
ges Handeln möglich. Auch ist 
die Welt durch e-mail und sin-
kende Telekommunikations-
kosten enger zusammenge-
rückt, sodass soziale Kontakte 
zur Familie und zu Freunden 
und Bekannten auch über 
weite Strecken aufrecht erhal-
ten werden können.

Dass es sich bei den Wande-
rungsmotiven um ein ganzes 
Bündel handelt, wird aus den 
Ergebnissen der (über den 
Fokus Deutschland hinausge-
henden) empirischen Untersu-
chung der Mobilität innerhalb 
der EU im Rahmen des PIO-
NEUR-Projekts3 deutlich. Von 
5000 befragten EU-Bürgern 
aus Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien, Italien und 
Spanien, die in den genannten 
Ländern als Ausländer lebten, 
bezeichnete rund ein Viertel 
„Arbeit“ als Wanderungs-
grund, von den Männern sogar 
ein Drittel. 30 Prozent gaben 
„Familie / Liebe“ an, insbeson-
dere Frauen mit 37 Prozent. 
Für ein weiteres Viertel war 

„Lebensqualität“ die Motiva-
tion, für 7 Prozent „Studium“, 
und 13 Prozent gaben mehrere 
bzw. andere Gründe an. Inte-
ressant ist insbesondere die 
Tatsache, dass die Hälfte der 
Befragten bereits Auslandsauf-
enthalte in anderen Ländern 
vorzuweisen hatte.

Exodus der hochqualifizierten Deutschen?

Karte 1

Karte 2
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Eine kurzfristige 
Mode?
Nach Berechnungen der OECD4 
leben heute knapp 3 Millionen 
in Deutschland Geborene in 
anderen OECD-Ländern. Die-
se werden im internationalen 
Jargon „Expatriates“ genannt. 
Im Vergleich mit den anderen 
EU-Staaten ist nur die Zahl 
der Expatriates aus England 
höher, die klassischen Gastar-
beiterländer Südeuropas lie-
gen zahlenmäßig darunter. Der 
Anteil der hochqualifizierten 
Expatriates aus Deutschland 
ist mit knapp 30% zwar nicht 
gering, aber im internationalen 
Vergleich auch nicht Besorgnis 
erregend hoch: Sowohl Frank-
reich als auch Großbritannien 
haben höhere Quoten vorzu-
weisen.

Fazit
Wer beim Thema „Zunahme 
der Fortzüge von Deutschen ins 
Ausland“ nur „fahnenflüchti-
ge“ Hochqualifizierte, Ausstei-
ger oder Ruhestandswanderer 
vor Augen hat, der greift zu 
kurz. Wie der Beitrag gezeigt 

Anmerkungen
	 Der Beitrag ist eine kurze Zusam-

menfassung zweier Vorträge im 
„Forum Demografischer Wan-
del“ des Wirtschaftsministeriums 
Baden-Württemberg bzw. im 
Rahmen des Arbeitskreises Ar-
beitsmarkt- und Sozialpolitik der 
Wirtschaftsministerkonferenz der 
Länder im Dezember 2006 bzw. 
Januar 2007, jeweils in Stuttgart.
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hat, spielt insbesondere die 
gestiegene transnationale Ar-
beitsmobilität im Rahmen der 
Globalisierung eine wesentli-
che Rolle. Deutschland als Ex-
portnation mit zahlreichen su-
pranationalen wirtschaftlichen 
Verflechtungen ist von dieser 
Entwicklung in besonderem 
Maße betroffen, aber nicht 
alleine auf der Welt. Dabei ist 
nicht nur ein „neutraler“ Aus-
tauschprozess zu beobachten: 
Der Trend geht dahin, dass der 
Wanderungssaldo der Deut-
schen dauerhaft negativ bleibt, 
wenn auch in einem Bereich, 
der volkswirtschaftlich (noch) 
nicht relevant ist. 

Aus welchen Beweggründen 
fortgezogen wird und ob es 
sich um kurz- oder langfristige 
Aufenthalte handelt, muss auf 
Basis der derzeit vorhandenen 
Datenlage weitgehend im Ne-
bel bleiben. Es bleibt festzuhal-
ten, dass der aufgezeigte Trend 
keinerlei Sättigungseffekte 
zeigt, sodass weiterer empiri-
scher Forschungsbedarf besteht 
und ein weiteres statistisches 
Monitoring notwendig ist.

Eine Zahl – mehr nicht!

Eine der unsinnigsten Summen, 
die ich kenne, ist nun wirklich 
2026,985583, die Summe von 
1,985583, 2010, 4, 8 und 3. 
Bei diesem Quintett handelt 
es sich um die Zahlen, die von 
2002 bis 2006 „Zahl des Jah-
res“ wurde. Nicht addierbare 
Einzelereignisse. 

Eine Zahl – mehr nicht!
Martin Schlegel, Hagen

Doch fügen wir dieser Zahlen-
reihe ein weiteres Exemplar 
hinzu. Eine Zahl aus Politik, 
Wirtschaft, Sport, Unterhal-
tung oder einem anderen 
Bereich unserer Gesellschaft. 
Welche Zahl die „Zahl des Jah-
res 2007“ wird, das liegt vor 
allem in Ihrer Hand. Denn Sie 

– als Leser oder Leserin dieser 
Zeitschrift – sind vorschlags-
berechtigt, mithin privilegiert. 
Senden Sie Ihren Vorschlag an 
die Redaktion von „Stadtfor-
schung und Statistik“, fügen 
Sie nach Möglichkeit eine kur-
ze Begründung an.

Transnationale 
Arbeitsmobilität

Fahnenflüchtige?

Über Statistik:
Wenn Entscheidun­
gen anstehen, sind 
Statistiken gefragt: 
Um sie herbeizufüh­
ren, zu begründen 
oder zu vertagen.
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Es ist immer wieder ein sati-
risches Detail, an das sich der 
Autor, damals 18 Jahre alt, zu-
erst erinnert, geht es um die 
Wahl zum 3. Deutschen Bun-
destag am 15. September 1957: 
An eine Karikatur, abgedruckt 
in einer West-Berliner Tages-
zeitung, wenige Tage vor dem 
Wahlsonntag. Sie zeigte zwei 
der „Herren in Pankow“ – so 
des damaligen Bundeskanzlers 
Konrad Adenauer Sammelbe-
zeichnung für die Machthaber 
der „Zone“ – nämlich Walter 
Ulbricht, den spitzbärtigen Ers-
ten Stellvertreter des dortigen 
Ministerpräsidenten und Ers-
ten Sekretär des Zentralkomi-
tees der SED - die eigentliche 
politische „Nummer 1“ - und 
Otto Grotewohl, Ministerprä-
sident und Mitglied des Polit-
büros der SED. Beide sinnier-
ten über den Wahlausgang im 
Bundesgebiet. Und der Zeich-
ner hatte Ulbricht, eingedenk 
seines unverwechselbaren, 
immer dahingefistelten Säch-
sisch, diesen Satz in den Mund 
gelegt: „Gugge, Oddo, geine 
Blanung bei den Gabidalisten, 
nur noch weniche Dage bis zur 
Wahl und immer noch gein Er-
gebnis.“

Der 18jährige Abiturient hat-
te, um seinen weiteren Weg 
soweit wie möglich selbstbe-
stimmt zu wählen, genau am 
1. September 1957 die „Zone“ 
verlassen. Das war, bei offenen 
Sektorengrenzen in Berlin, da-
mals mit einer Pappfahrkarte 
für die Berliner S-Bahn mög-
lich. Sie kostete drei „Alu-
Chips“, wie sie später hießen, 
nämlich drei „zonale“ Zehn-

Bundestagswahl 1957: Eine einmalige Wahl?!

Zenith der Ära Adenauer
Ulrich Naumann, Köln

pfennig-Münzen. Und so wur-
de er, von West-Berlin aus, für 
14 Tage noch Zeitzeuge eines 
intensiven und bereits damals 
materialreichen Wahlkamp-
fes. Erinnerlich blieben drei 
Dinge: „Keine Experimente“ 
– vielleicht der bekannteste 
Slogan, mit dem die CDU/CSU 
jemals eine Bundestagswahl 
bestritt. Das beinahe allge-
genwärtige, gezeichnete Kon-
terfei ihres Spitzenkandidaten 
Konrad Adenauer auf weißem 
Hintergrund: die zeichnerisch 
verjüngte, immerhin schon 
81jährige Figur eines politi-
schen Übervaters. Und nach 
dem Wahlsonntag angesichts 
eines überwältigenden Erfol-
ges – nämlich des Gewinns 
der absoluten Mehrheit für die 
CDU/CSU mit 50,2% der Zweit-
stimmen – in einem konserva-
tiven, harmoniesüchtigen und 
noch stark autoritätsfixierten 
allgemeinen Kontext ein über-
wiegend durch breite Genug-
tuung gekennzeichnetes Echo 
in Presse und Öffentlichkeit.

Westbindung und 
Wohlstand für alle
Seit Gründung der Bundes-
republik Deutschland hatten 
während zweier Legislatur-
perioden bürgerliche Koaliti-
onsregierungen mit Konrad 
Adenauer als Bundeskanzler, 
nicht zuletzt angesichts des of-
fensichtlichen Expansionsdran-
ges der UdSSR in Mittel- und 
Osteuropa, eine konsequente 
Westbindung des Landes vor-
genommen: Von der Mitglied-
schaft in der Organisation für 
europäische wirtschaftliche 

Zusammenarbeit (1949) über 
die Mitgründung der Montan-
union und die Mitgliedschaften 
im Europarat (beides 1951), 
der UNESCO, der Weltbank 
und des Weltwährungsfonds 
(jeweils 1952). 1954 wurden 
die Pariser Verträge unter-
zeichnet, 1955 erlangte das 
Land volle Souveränität und 
wurde Mitglied der Westeuro-
päischen Union (WEU) und des 
Nordatlantikpaktes (NATO), 
weswegen 1956 die allgemei-
ne Wehrpflicht eingeführt wur-
de. Aufgrund eines Vertrages 
mit Frankreich ist das Saarland 
am 1. Januar.1957 deutsches 
Bundesland geworden. Und im 
März 1957 gehörte die Bun-
desrepublik mit Frankreich, Ita-
lien, den Niederlanden, Belgien 
und Luxemburg zu den Mitbe-
gründern der Europäischen 
Wirtschafts- und Atomgemein-
schaft, der Keimzelle eines an-
visierten Vereinten Europa.1

Alles dies war, zuvorderst aus 
Sorge um die Möglichkeiten 
einer deutschen Wiederverei-
nigung in Frieden und Freiheit 
auf den Widerstand der Oppo-
sition gestoßen. Ein Wechsel-
spiel von Offerten und Drohun-
gen der UdSSR und der DDR 
begleitete diesen Integrations-
prozeß.
Zeitlich parallel dazu entstan-
den mit der UdSSR als Hege-
mon der Warschauer Pakt als 
Militärbündnis und der Rat für 
gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RWG bzw. Comecon) als Zu-
sammenschluss der Planwirt-
schaften in Mittel- und Ost-
europa mit einer verordneten 
internen Arbeitsteilung, an der 

Zeitzeuge des 
Wahlkampfes

„Geine Blanung bei den 
Gabidalisten“
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sich allerdings die Führungs-
macht selbst nicht beteiligt 
hat.
Marshallplan-Hilfe und die 
ordoliberale Wirtschaftsverfas-
sung Soziale Marktwirtschaft 
hatten sich in der Bundes-
republik als Motoren eines 
schnellen wirtschaftlichen und 
sozialen Wiederaufbaus erwie-
sen. Ein sozialökonomisches 
Erfolgsmodell war entstan-
den, von den Zeitgenossen als 
„Wirtschaftswunder“ benannt 
und fortan unter dieser irrati-
onalen Bezeichnung verklärt. 
In der Rückbesinnung bezeich-
nete dies viel später – und 
richtiger – ein französischer 
Ökonom als „Rheinischen Ka-
pitalismus“.

Dabei war eine konsequente 
Setzung auf die Kräfte einer 
durch Privateigentum an den 
Produktionsmitteln und Pri-
vatinitiative gekennzeichneten 
Wettbewerbswirtschaft erfolgt, 

deren Steuerung sich weit-
gehend über Angebots- und 
Nachfrageprozesse, den Markt 
also, vollzog.

Der Staat setzte einen „Daten-
kranz“ (Schumpeter), mithin 
Rahmenbedingungen, in de-
nen der Wirtschaftsprozeß ab-
lief. Seine Ergebnisse wurden 
in Form einer zweiten Einkom-
mens- (und Vermögens-)vertei-
lung korrigiert. Der Wirtschafts-
minister Ludwig Erhard stellte 
in diesen Jahren so etwas wie 
die Personifizierung dieses Er-
folgsmodells dar: „Wohlstand 
für alle“ hieß seine bekann-
teste Schrift – und das war 
damals verheißenes, und, so 
schien es, nicht einmal gänz-
lich utopisches wirtschaftspoli-
tisches Ziel.

Temperatursturz 
im Kalten Krieg
Trotz Ausbaus und damit 
schrittweiser Verfestigung der 
Westbindung mit dem Ergeb-
nis wachsender Sicherheit 
nach außen und erfolgreicher 
Wirtschafts- und Sozialpolitik 
im Zeichen Sozialer Marktwirt-
schaft hatte sich in der zweiten 
Hälfte der zweiten Kanzler-
schaft Konrad Adenauers die 
politische „Gesamtstimmung“ 
signifikant verändert. Die Sym-
pathiewerte für die CDU/CSU 
waren zwischen August 1955 
und August 1956, demnach 
binnen eines Jahres, von 59 
auf 37% sehr deutlich zurück-
gegangen. Nur noch 34% der 
Befragten wollten Adenauer 
weiter als Chef des Bundeska-
binetts; 44% waren für einen 
Kanzlerwechsel.2

In diese Zeit – Februar 1956 
– fiel der XX. Parteitag der 
Kommunistischen Partei der 
Sowjetunion (KPdSU), auf dem 
deren Chef Nikita Chruscht-
schow mit einer weltweit 

aufsehenerregenden Rede die 
Entstalinisierung einleitete. 
Das wurde verbunden mit der 
Hoffnung auf interne Refor-
men im Ostblock und positive 
Wirkungen auf das Verhältnis 
zwischen den Machtblöcken. 
Nicht zuletzt dies, wie eine all-
gemeine Unzufriedenheit über 
die anhaltende wirtschaftliche 
Notlage und geistigen Druck 
löste im Juni 1956 in Polen 
Unruhen in der Arbeiterschaft 
Posens aus, führte trotz Drucks 
der UdSSR im Oktober zu ei-
nem Machtwechsel an der 
Spitze von Staat und kommu-
nistischer Partei und bewirkte 
zumindest innenpolitisch eine 
relative Freiheit von sowjeti-
scher Lenkung.

Zu einem jähen Temperatur-
sturz im Kalten Krieg und er-
neuter Verfestigung der Ge-
gensätze führten indessen die 
Ereignisse im November und 
Dezember 1956 in Ungarn. Die 
Niederschlagung des Ungarn-
aufstandes durch die UdSSR 
bedingte einen Wiederanstieg 
der Sympathiewerte für die 
CDU/CSU. Nicht unerwähnt soll 
an dieser Stelle bleiben, dass 
die zeitgleiche Suezkrise (Mili-
tärisches Eingreifen Englands, 
Frankreichs und Israels wegen 
ägyptischer Nationalisierungs-
absichten für den Kanal von 
Suez) die gerechtfertigte Verur-
teilung der UdSSR wegen der 
Ereignisse in Ungarn konterka-
rierte – und eine Art „morali-
sches Gottesgeschenk“ für alle 
Propagandisten im Ostblock 
darstellte.

Innere Reformen 
und ihre Wirkung 
auf die Wahl
Der 2. Deutsche Bundestag, in 
dem eine bürgerliche Koalition 
die Mehrheit hatte, verabschie-
dete vor dem Wahltermin (15. 
September 1957) eine Reihe 
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von Gesetzen, die fraglos nicht 
ohne Einfluß auf das Wahler-
gebnis blieben:   
•	 Mit dem Gesetz über die 

Deutsche Bundesbank er-
folgte die Einrichtung einer 
unabhängigen Zentralbank 
als „Hüterin der Währungs-
stabilität“ (26. Juli 1957);

•	 Mit dem Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkun-
gen („Kartellgesetz“) soll-
te gegen den Widerstand 
mächtiger wirtschaftlicher 
Interessen die Vermachtung 
(Kartellierung) von Märkten 
verhindert werden. (27. Juli 
1957). Dieses Gesetz gilt 
heute als „Magna Charta 
der Sozialen Marktwirt-
schaft“, war Voraussetzung 
für die Aufrechterhaltung ei-
nes funktionierenden Preis-
/Leistungswettbewerbs im 
Interesse der Verbraucher. 
Es gewann Vorbildcharak-
ter für die einschlägigen 
Gesetze der europäischen 
Partnerländer und für das 
spätere Europäische Wett-
bewerbsrecht;

•	 Es gelang eine Besserstel-
lung der Arbeiter im Krank-
heitsfall;

•	 Auf Drängen des Bundes-
verfassungsgerichtes kam 
entsprechend Grundgesetz-
gebot endlich das Gesetz 
über die Gleichberechtigung 
von Mann und Frau (18. Juni 
1957) zustande. Dennoch 
behielt der Ehemann wei-
terhin das Entscheidungs-
recht in Erziehungsfragen;

•	 Zur Verbesserung der Studi-
enbedingungen wurde eine 
1955 in Bad Honnef verein-
barte finanzielle Förderung 
(„Honnefer Modell“) einge-
führt;

•	 Großen Einfluß auf die Wahl 
hatte die Rentenreform. 
„Das Gesetz bedeutete eine 
sozialpolitische Revolution: 
es führte den Grundsatz 
ein, dass die Renten mit 

wachsendem Nationalein-
kommen steigen sollten. 
Diese sogenannte „Pro-
duktivitätsrente“ wurde für 
jeden neuen Rentner ent-
sprechend dem Einkommen 
der noch Beschäftigten im 
Zeitpunkt der ersten Ren-
tenzahlung festgesetzt, und 
danach hat jede Rente an 
der alljährlichen Anpassung 
an die finanzielle Lage der 
Versicherungsfonds, an der 
wirtschaftlichen Produktivi-
tät und        dem Kopfein-
kommen der Beschäftigten 
teilzunehmen. Das System 
sollte das Realeinkommen 
nicht nur gegen Inflati-
on schützen, es sollte den 
Rentnern auch einen Anteil 
an dem wachsenden realen 
Sozialprodukt gewähren.“3

•	 Bemerkenswert und sicher-
lich nicht ohne Einfluß auf 
das Wahlergebnis war auch 
die Einführung der Fünfta-
ge-Woche in verschiedenen 
Gewerbezweigen, verbun-
den mit einer Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit auf 
45 Stunden.

Langfristige Wahl-
vorbereitungen
Die Regierungspartei CDU/
CSU zeigte bei den Vorberei-
tungen zur Wahl des 3. Deut-
schen Bundestages die größte 
Zielsicherheit, Gründlichkeit 
und Kühnheit. Das wurde be-
stimmend auch für Richtung, 
Inhalte und Tempo der Bemü-
hungen seitens der anderen 
Parteien. Die CDU/CSU baute 
auf die innen- und außenpoli-
tischen Erfolge, ihren Kanzler, 
ein erfolgreiches Einbinden 
vieler heterogener Kreise, 
Schichten, Milieus über soziale 
und, vor allem, konfessionelle 
Grenzen hinweg.

Unmittelbar nach ihrem Wahl-
sieg von 1953 initiierte sie eine 

umfassende und tiefgreifende 
Analyse aller Wahlergebnisse 
auf der Ebene von Regierungs-
bezirken seit 1871 (!) Ein hal-
bes Dutzend Statistiker bereite-
te mit Hilfe der elektronischen 
Datenverarbeitung die publi-
zierten Ergebnisse während 
eineinhalb Jahren auf. Ziel war 
es, den historischen Quellen 
der CDU-Stimmen nachzuspü-
ren. Herausgefunden werden 
sollte dabei, wo Strukturen 
und Milieus vorhanden gewe-
sen waren, die konservative 
Mehrheiten erbrachten – und: 
wie sich diese Mehrheiten im 
Zeitverlauf – wachsend, sta-
bil, schrumpfend – entwickelt 
hatten. Repräsentiert wurde 
das durch mehrheitliche Voten 
für konfessionell ausgerichte-
te Parteien wie das Zentrum 
und die Bayerische Volkspar-
tei, die Konservativen und 
die Nationalliberale Partei im 
Kaiserreich, in den Jahren der 
Weimarer Republik entspre-
chend für das Zentrum, die 
Deutsch-Nationale Volkspartei, 
die Deutsche Volkspartei, den 
Christlichen Volksdienst und 
die Bayerische Volkspartei.

Diesen durch sozialökonomi-
sche Faktoren bestimmten und 
geprägten Strukturen und Mi-
lieus wurde mithin, trotz des 
Bruches von 1933, offenbar 
eine Grundstabilität zugemes-
sen, zumal auch immerhin Tei-
le der, zwar inzwischen älter 
gewordenen, Wählerschaft aus 
den Jahren vor 1933 dort noch 
ansässig waren.

Detailliert aufbereitet und 
untersucht worden sind aber 
insbesondere die Wahlergeb-
nisse aller Städte und Dörfer 
nach 1945. Je nach prozentu-
aler Verschiebung der CDU/
CSU-Resultate nahm man eine 
Klassifizierung vor. Dort, wo 
infolge parallel dazu kleinräu-
mig aufbereiteter Daten zur 
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konfessionellen, sozialen und 
wirtschaftlichen Struktur noch 
Potential für die CDU/CSU ver-
mutet wurde, ist die Organisa-
tion der Ortsverbände verbes-
sert worden.

Der Wahlkampfleiter der CDU, 
Dr. Franz Meyers, nordrhein-
westfälischer Innenminister, 
hatte überdies die Parteiorga-
nisation überholt und in jedem 
Wahlkreis einen hauptamtli-
chen Geschäftsführer mit den 
nötigen personellen, sachli-
chen (z.B. Auto) und finanzi-
ellen Mitteln ausgestattet. Er 
und der Bundesgeschäftsfüh-
rer, „Boß“ Dr. Bruno Heck, ver-
pflichteten für den Wahlkampf 
Fachleute aus zwei Werbea-
genturen in Essen und Köln.4 
Dadurch konnte sich der Par-
teiapparat selbst auf Strategie 
und Taktik des Wahlkampfes 
konzentrieren.
Des weiteren hatten führen-
de Mitglieder der CDU/CSU 
sehr früh die Nützlichkeit von 
Ergebnissen einer politikbezo
genen, in Wahlvorbereitungs-
zeiten wahlbezogenen Um-
frageforschung erkannt. Sie 
begannen eine dauerhafte 
Zusammenarbeit mit den Ins-
tituten Allensbach (auf Kosten 
der Regierung) und Emnid (auf 
Kosten der CDU/CSU).

Die SPD als Hauptkonkurren-
tin um die Wählergunst schien 
sich um die Jahreswende 
1956/57 in einer guten Aus-
gangsstellung zu befinden. Sie 
hatte in den 1956er Kommu-
nalwahlen augenfällige Gewin-
ne und in den Meinungsumfra-
gen während der ersten Hälfte 
des Jahres 1957 einen leichten 
Vorsprung vor der CDU/CSU 
erzielt. Die FDP schien zu einer 
Koalition auf Bundesebene be-
reit und der SPD-Vorsitzende 
Erich Ollenhauer wurde bei Be-
suchen im Ausland als potenti-
eller Kanzler empfangen.

Mit Fritz Heine aus ihrem Vor-
stand als Wahlkampfleiter 
(übrigens seit 1928) setzten 
die Sozialdemokraten aus tra-
ditionellen und finanziellen 
Gründen auf das Potential des 
Parteiapparates und ihrer Mit-
gliedschaft. Sie versicherten 
sich zwar der Unterstützung 
des DIVO-Institutes, verzich-
teten indessen auf die Über-
tragung der Wahlwerbung auf 
Werbefirmen.

Gerechnet wurde aufgrund 
einer DIVO-Untersuchung auf 
Basis von 6 000 Befragungen 
bei ca. 35 Mio. Wählern mit 
9 Mio. „sicheren“ SPD-Stim-
men, 3,25 Mio. „weichen“ 
SPD-Wählern – und mit 3 Mio. 
unentschlossenen und 2 Mio. 
Wählern, die kleinen Parteien 
abgewonnen werden konnten. 
Wollte die SPD einen Stimman-
teil von mehr als 30% erzielen, 
mußte sie folglich ihren Wahl-
kampf insbesondere auf eine 
Zielgruppe von 5 Mio. Stimm-
berechtigten focussieren.

Die FDP vertrat neben libera-
len auch nationale Positionen, 
war nach politischer und re-
gionaler Herkunft heterogen, 
sah sich als eine „dritte Kraft“ 
im politischen Spektrum – und 
zwar auf allen Ebenen – in der 
Rolle des „Züngleins an der 
Waage“, zwischen CDU/CSU 
und SPD. Deshalb war sie in 
regional unterschiedlicher Wei-
se offen nach „rechts“ und 
„links“. Ihr Wahlkampfleiter 
war der Düsseldorfer „Jungtür-
ke“ Wolfgang Döring. Er richte-
te die Liberalen für die 1957er 
Wahl strategisch aus auf eine 
Verhinderung der absoluten 
Mehrheit einer der großen 
Parteien, einschließlich, soweit 
vorhanden, ihrer Satelliten.
Im Falle der drei maßgeblichen 
Parteien hatten Parteitage 
Wahlprogramme verabschie-
det. sie waren Basis für die 

Wahlpropaganda und –agitati-
on in Zeitungen, Zeitschriften, 
Wahlbroschüren, Flugblättern, 
Plakaten, Kandidatenbriefen, 
die Rundfunk- und Fernseh-
werbung, für Wahlreden von 
prominenten oder weniger 
prominenten Kandidaten.

Warnung vor 
leichtfertigen 
Experimenten
In ihrem sogenannten „Ham-
burger Manifest“ stellte die 
CDU als Hauptpunkte diese 
Forderungen heraus:
•	 Einheit des Vaterlandes, Völ

kerfreiheit, Weltfrieden und 
deshalb
-	 allgemeine und kontrol-

lierte Abrüstung aller 
Atomwaffen;

-	 Sicherung der freien 
Welt durch Stärkung des 
atlantischen Bündnisses;

-	 Verhinderung des Wie-
derauflebens von Klas-
senkampf und Konfessi-
onshader.

•	 Eigentum für jeden, Wohl-
stand für alle, Beständigkeit 
des Erreichten und deshalb
-	 Fortsetzung und Siche-

rung der Sozialen Markt-
wirtschaft unter Berück-
sichtigung der besonde-
ren Lage von Mittelstand 
und Landwirtschaft;

-	 Stabilität von Währung 
und Preisen durch maß-
volles Verhalten der So-
zialpartner, der Verbän-
de, sinnvolles Staats-
handeln;

-	 soziale Sicherheit und 
innere Freiheit aller 
durch persönliches Ei-
gentum, auch durch die 
Volksaktie.

Das Manifest schließt mit dem 
Appell an alle, in gemeinsamer 
Arbeit zusammenzustehen, der 
Warnung vor „leichtfertigen 
politischen, wirtschaftlichen 

Wahlkampfmarke der SPD für 
den 1957er Wahlkampf.
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und sozialen Experimenten“, 
nennt Festigkeit und Bestän-
digkeit als Voraussetzung für 
eine Erreichung der deutschen 
Einheit und Garanten für Frie-
den, Freiheit, Sicherheit und 
Wohlstand.

Die CSU veröffentlichte im 
Juli 1957 ein eigenes Grund-
satzprogramm, folgte dabei 
in Außen-, Sicherheits-, Wirt-
schafts- und Sozialpolitik den 
Positionen der Schwesterpartei 
und ergänzte es um landes-
politische Vorstellungen und 
Ziele.
Aufsehen erregte die Forde-
rung nach einer „Volksaktie“, 
zunächst durch Privatisierung 
des „meistbegehrten Objek-
tes des Bundesvermögens“5, 
des Volkswagenwerkes – als, 
so Ludwig Erhard, Start in die 
„zweite Phase der Sozialen 
Marktwirtschaft“, gekenn-
zeichnet durch eine breite 
Streuung von Vermögen, auch 
und gerade von Produktions-
vermögen. Damit sollten Ar-
beiterschaft und Mittelstand 
angesprochen werden. Die 
Schaffung eines Gesetzes zur 
Überführung der Volkswagen-
werke in breit gestreuten Pri-
vatbesitz unterblieb vor der 
Wahl aber einstweilen wegen 
eines Proteststreiks der VW-
Werker gegen diesen Plan.6

„Sicherheit für 
alle“
war das zentrale Motto der 
SPD für ihren Wahlkampf 
1957, wofür ein Wahlpro-
gramm Mitte Juni in Dortmund 
beschlossen wurde. Es bestand 
aus zehn Thesen:   
•	 Frieden durch Abrüstung 

und Entspannung – Schluß 
mit der Wehrpflicht und 
Wettrüsten;

•	 Wiedervereinigung in Frei-
heit und Sicherheit durch 
aktive Politik;

•	 Nur friedliche Nutzung der 
Atomenergie;

•	 Stabile Währung und stabile 
Preise;

•	 Eigentum und Wohlstand 
für jedermann;

•	 Sicherung des freien Wett-
bewerbs;

•	 Alter ohne Not;
•	 Sicherheit der Familie;
•	 Gleiche Berufs- und Bil-

dungsmöglichkeiten für 
alle;

•	 Schutz der Demokratie und 
Geistesfreiheit.7

Bemerkenswert ist, dass die 
SPD, zwei Jahre vor ihrem Go-
desberger Programm-Parteitag, 
programmatisch auf Sicherung 
des freien Wettbewerbs setz-
te, gegen die Marktvermach-
tung durch Kartelle plädierte, 
keine Verstaatlichungs- oder 
planwirtschaftliche Absichten 
erkennen ließ und trotz Ableh-
nung der Wehrpflicht keinem 
Pazifismus huldigte, sondern 
für eine Freiwilligen-Armee 
plädierte und schon gar nicht 
eine Neutralisierung der Bun-
desrepublik verfolgte.

Gegen Staats
kapitalismus und 
sozialistische 
Experimente
Auf einem Parteitag Ende Ja-
nuar 1957 in Berlin und einem 
Parteikongreß im Juni in Ham-
burg formulierte die FDP ihre 
programmatischen Aussagen 
für die Bundestagswahl:
•	 Einheit Deutschlands vor 

jener Europas als oberstes 
politisches Ziel;

•	 Verzicht der Bundeswehr 
auf atomare Waffen;

•	 Sorge für eine freiheitliche 
Gesellschaftsordnung: For-
derung nach fortschrittlicher 
Sozialpolitik, leistungsge-
rechter Entlohnung, verant-
wortungsbewußter Tarifpo-
litik der Sozialpartner, Um-

bau des Erziehungssystems 
mit der Chance gleicher 
Bildungsmöglichkeiten für 
alle;

•	 Währungsstabilität nach 
innen und außen: Senkung 
der öffentlichen Ausgaben, 
Steuerabbau, gegen Staats-
kapitalismus der CDU/CSU 
und sozialistische Experi-
mente der SPD;

•	 Eigentum für jedermann; 
weitgehende Überführung 
staatlicher Betriebe in pri-
vaten Kleinbesitz;

•	 gesundes Bauerntum – kos-
tendeckende Preise anstatt 
Subventionen;

•	 keine Allmacht des Staates;
•	 nie wieder Einparteien-

Herrschaft.8

Neuer politischer 
Stil in Europa
Für die Wahl zum 3. Deutschen 
Bundestag kandidierten insge-
samt 16 Parteien und Wähler-
gruppen9.

In allen Bundesländern stellten 
sich dem Wählervotum sechs 
Parteien und Gruppen: SPD, 
FDP, GB/BHE (Gesamtdeut-
scher Block/Bund der Heimat-
vertriebenen und Entrechte-
ten), DP (Deutsche Partei), BdD 
(Bund der Deutschen) und DRP 
(Deutsche Reichspartei).

Die CDU hatte nur in Bayern 
keine Liste aufgestellt. dort 
kandidierte die Schwester-
partei CSU; die Saarländische 
Christliche Volkspartei (CVP) 
war als „Landesverband Saar“ 
der CSU angeschlossen.

Alle anderen Parteien oder 
Gruppen traten nur in aus-
gewählten Bundesländern 
an; manche bloß in einzelnen 
Wahlkreisen.10

Erstmalig war Briefwahl mög-
lich und das Bundesverfas-
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sungsgericht entschied, dass 
die 5-Prozent-Sperrklausel 
nicht gegen das Grundgesetz 
verstößt. Damit war eine ent-
sprechende Beschwerde der 
Bayernpartei und der Gesamt-
deutschen Volkspartei (zu der 
damals die späteren Bundes-
präsidenten Dr. Gustav Heine-
mann und Johannes Rau ge-
hörten) abgewiesen.11

Der CDU/CSU-
Wahlkampf
Der Wahlkampf wurde seitens 
der bisher stärksten Partei, der 
CDU/CSU, unter Bundeskanzler 
Konrad Adenauer auf der Basis 
einer sorgfältig ausgeklügel-
ten Psychologie geführt. Zum 
Einsatz kamen zum ersten 
Mal alle Mittel der Markt- und 
Meinungsforschung und der 
Werbepsychologie. Er bestach 
durch präzises timing, eine 
zeitlich, regional und gruppen-
spezifisch flexibel und zielfüh-
rend gehandhabte Nutzung 
aller von professionellen Bera-
tern für geeignet befundenen 
Werbemitteln und –methoden. 
Sachliche, personelle und nicht 
zuletzt finanzielle Ressourcen 
wurden massiv eingesetzt. Die 
CDU/CSU blieb während des 
gesamten Wahlkampfes immer 
die führende, agierende Be-
werberin um die Wählergunst 
– und zwang ihre Konkurren-
tinnen, besonders der SPD, 
fortwährend in die Rolle von 
Reagierenden.

Der e i g e n t l i c h e Wahl-
kampf begann nach über-
einstimmender Meinung der 
meisten Beobachter mit dem 
aufsehenerregenden Appell 
von 18 führenden deutschen 
Atomwissenschaftlern, dem 
„Göttinger Manifest“. Darin 
wurde der Verzicht Deutsch-
lands auf Atomwaffen jeder 
Art und eine ausschließlich 
friedliche Nutzung der Kerne-

nergie gefordert. Anfang 1957 
hatte die Bundesregierung ver-
kündet, dass die Bundeswehr 
in der normalen Bewaffnung 
die modernsten Typen benö-
tige und zählte dazu schon 
„fast“ taktische Atomwaffen. 
Der Kanzler hielt sie für eine 
„Fortentwicklung der Artille-
rie“. Sein Verteidigungsminis-
ter Franz-Josef Strauß betonte 
zwar, es gehe nicht um strate-
gische Atomwaffen, die für die 
deutschen Streitkräfte nicht 
infrage kämen, führte aber in 
diesem Zusammenhang auch 
aus, dass er jeden einen poten-
tiellen Kriegsverbrecher nenne, 
„..der durch Schwächung der 
westlichen Abwehrkraft dem 
kommunistischen Osten stra-
tegische Vorteile verschafft.“ 
– und das bedingte 1957 eben 
auch die Verfügung über stra-
tegische Atomwaffen.
Dem Appell der 18 schlossen 
sich acht Persönlichkeiten 
der evangelischen Kirche an, 
ebenso die Parteivorsitzen-
den Ollenhauer (SPD) und Dr. 
Maier(FDP). Namens ostdeut-
scher Atomforscher erklärte 
Manfred von Ardenne Zustim-
mung. Wenig später erschien 
ein warnender Aufruf Albert 
Schweitzers zu den gleichen 
Fragen.
Das zentrale Argument des 
Wahlkampfes der CDU/CSU 
war: Weiter mit Adenauer und 
seiner Mannschaft angesichts 
außen-  und innenpolitischer 
Erfolge versus „Funktionärs-
herrschaft der SPD mit FDP-
Krücken“. Die Wahlkampf-
leitung setzte, professionell 
beraten, auf einfache Formeln 
(„Unser Erfolg ist unser Pro-
gramm“), focussierte auf ihre 
Führungspersönlichkeiten und 
ordnete ihnen Schlagtexte 
(„Hüter der Währung“, „Si-
cherheit für alle“ – was ironi-
scherweise die zentrale Parole 
der politischen Hauptgegnerin 
war) zu. Sie war überzeugt, 

dass Wahlen eben nicht auf 
rein vernunftmäßiger Basis ge-
wonnen werden können. Un-
tersuchungen hatten ergeben, 
dass bei mehr als der Hälfte 
der Wahlberechtigten Konrad 
Adenauer wie ein Monarch 
verehrt (CDU-Generalsekretär 
Dr. Bruno Heck: „Die Leute 
wollen einen herrscherhaften 
Typ.“), Staatskunst und eben 
Autorität am Ruder des Staats-
schiffes erwartet und auch 
väterlicher, eigentlich ein über-
väterlicher Tadel beinahe wie 
selbstverständlich hingenom-
men wurde. Deshalb rückte die 
CDU/CSU ihren Kanzlerkandi-
daten konsequent in den Mit-
telpunkt des Wahlkampfes.

Auf dem entscheidenden und 
bis heute bekanntesten Wahl-
plakat von 1957 wurde das 
markante Gesicht des 81jäh-
rigen vom österreichischen 
Künstler Aigner mit maleri-
schen Mitteln verjüngt und 
dramatisiert dargestellt. In 
tiefem Ernst strahlte es Le-
bensklugheit und Autorität aus 
– sonnengebräunt und blond 
war der Kanzler abkonterfeit, 
und der durchdringende Blick 
seiner strahlend blauen Au-
gen schien dem Betrachter zu 
folgen. In blauer Schrift auf 
weißem Untergrund erschien 
mit „Keine Experimente“ der 
wohl bekannteste Wahlslo-
gan der Nachkriegszeit. Er ist 
sprichwörtlich geworden für 
die Politik Adenauers und der 
CDU/CSU in den 50er Jahren. 
Der Werbeberater Herbert 
Strauf hatte ihn formuliert. 
Den Wahlkampfmanagern war 
er zu unpolitisch, aber Kon-
rad Adenauer entschied sich 
für ihn. „Keine Experimente“ 
war im Grunde nicht auf Poli-
tik, sondern allgemein auf das 
Zeitempfinden zur Politik be-
stimmt“, ist später mit Recht 
geurteilt worden.12
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Im Juni 1957 sagte Adenauer 
dann vor versammelter Geist-
lichkeit und Mitgliedern des 
Katholischen Männerwerkes 
auf einer Kundgebung vor 
dem Bamberger Dom, dass es 
bei der Wahl darum gehe, ob 
Deutschland und Europa christ-
lich bleibe oder kommunistisch 
werde und einen Monat später 
auf dem Landesparteitag der 
CSU in Nürnberg: „Wir sorgen 
dafür, dass die Sozialdemokra-
tische Partei niemals an die 
Macht kommt. Wir sind dazu 
zutiefst entschlossen, weil wir 
glauben, dass mit einem Sieg 
dieser Partei der Untergang 
Deutschlands verknüpft ist.“13 

Es war ein bewährtes Mittel 
der CDU/CSU, den sozialde-
mokratischen Gegner unter 
Fraternisierungsverdacht mit 
den Kommunisten zu stellen, 
in fundamentalen innen- und 
außenpolitischen Fragen und 
in seiner Stellung zu religiösen 
Fragen als Unsicherheitsfaktor 
par excellence zu bezeichnen.

Die CDU/CSU, unbestreitbar 
mit Hauptverdienst für den 
Aufbau der Bundesrepublik, 
benutzte, wie selbstverständ-
lich, in diesem Wahlkampf 
Gedanken und Symbole, auch 
die Hymne des Staates. Sie 
fühlte sich an Ende der von 
ihr dominierten zweiten Le-
gislaturperiode des Deutschen 
Bundestages als Staatspartei. 
In ihre Wahlwerbung einbezog 
sie ein ganzes Netz staatlicher 
oder staatliche unterstützter 
Institutionen, z.B. das Bundes-
presseamt und die Zentrale für 
Heimatdienst. Alles das lief pa-
rallel zum eigentlichen Wahl-
kampf der CDU/CSU selbst und 
war oftmals durchdringender, 
wirkungsvoller als reine Par-
teipropaganda. Hinzu traten 
viele Arbeitskreise und Arbeits-
gemeinschaften, die oftmals 
allein zu eben diesem Zweck 

gegründet, im Vorfeld Agita-
tion für ihre Politik betrieben 
haben. Die Partei selbst, staat-
liche und staatlich unterstützte 
Institutionen und eben diese 
Vorfeldorganisationen und 
CDU/CSU-orientierte mächti-
ge und finanzkräftige Interes-
sengruppen setzten, zeitlich, 
regional, gruppenspezifisch 
gezielt und flexibel alle erfolg-
versprechenden Werbemittel 
ein: Wahlillustrierten, Wahlzei-
tungen, Beilagen zu Lokalblät-
tern, einzelne Zeitungs- und 
Zeitschriftenanzeigen in fast 
allen Tageszeitungen und Illus-
trierten, ganze Anzeigenserien, 
Flugblätter, Kandidatenbriefe, 
Briefe an alle Wahlberechtig-
ten („Meine lieben Landsleu-
te!“ vom Bundeskanzler), an 
bestimmte Zielgruppen (Haus-
frauen, Rentner, Landwirte, 
Mittelständler, Flüchtlinge), 
Karikaturen. Filme wurden ge-
zeigt, Ausstellungssonderzüge 
waren unterwegs, Tagungen 
und Versammlungen wurden 
abgehalten. auch Kabarettver-
anstaltungen fanden statt. Von 
einer Werbefirma organisiert 
waren Werbemobile, bestückt 
mit Tonfilmausstattung, bis in 
die kleinsten Dörfer gefahren, 
in denen gut 1/3 der Wahlbe-
rechtigten lebte. Dabei wurden 
30 Filme eingesetzt, darunter 
auch Trickfilme.

Während die katholische Kir-
che und katholisch geprägte 
Organisationen die CDU/CSU 
offen oder, nicht weniger wirk-
sam, indirekt unterstützten, 
hielten sich die evangelische 
Kirche und ihre Organisatio-
nen summa summarum eher 
zurück.

Auffallendes Propagandamit-
tel war die Plakatierung: glän-
zend konzipiert, fachmännisch 
ausgeführt, zentralisiert, um-
fassend und kostspielig – mit 
besonderer Konzentration auf 

die letzten fünf Wochen vor 
dem Wahltermin wurden annä-
hernd 10 Mio. Plakate geklebt. 
Hierbei war die CDU/CSU nicht 
nur qualitativ, sondern auch 
quantitativ ihrer Konkurrenz 
auf dem Wählermarkt klar 
überlegen.

Zu Wahlkundgebungen, Be-
suchen in Zeitungsredaktio-
nen und Betrieben erschien 
ihr Kanzlerkandidat – fast mit 
sakralem Anspruch mit „ER 
kommt !“ auf Plakaten ange-
kündigt – im schwarzen Mer-
cedes, begleitet von Marsch-
musik, oder im Sonderzug. 
Adenauer agierte, betrachtet 
man alte Filme und Bilder, mit 
offensichtlicher Freude – und 
mit Erfolg – im Wahlgetüm-
mel.

Seine und die Reden diverser 
Kandidaten waren zu Anfang 
heftig und polarisierend ange-
legt. Sie wurden versöhnlicher 
und damit anziehender für 
kritische Zuhörer, je näher der 
Wahltermin heranrückte.

Zenith der Ära Adenauer
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Der SPD-Wahl-
kampf
Die SPD hatte sich zwischen 
den Alternativen scharf-ag-
gressive Kampagne, objek-
tiv-positive Kampagne und 
friedliche, Gemeinsamkeiten 
betonende, Differenzen ver-
kleinernde Kampagne, die so-
gar eine Große Koalition nicht 
ausschloß, für die zweite Vari-
ante entschieden: Ihre objek-
tiv-positive Kampagne setzte 
auf Argumente und Inhalte, 
weniger auf die Herausstellung 
von Kandidaten.

Bei ihrem Spitzenkandidaten 
Erich Ollenhauer („Wie ein 
Geheimrat aussehender Mag-
deburger Maurersohn“)14, vor 
der Wahl zeitweise als zukünf-
tiger Kanzler angesehen, setzte 
sie auf Verläßlichkeit und eine 
vorhandene internationale Er-
fahrung.

Die SPD bemühte sich, die 
Furcht vor Verstaatlichung 
und übermäßige Kontrollen zu 
zerstreuen und außenpolitisch 
nicht für Neutralität, sondern 
für einen Vertrag über ein 
gesamteuropäisches Sicher-
heitssystem zu werben, an 
dem Deutschland mit gleichen 
Rechten und Pflichten teilneh-
men sollte.15 Das Wort „Sozia-
lismus“ kam in allen program-
matischen Aussagen zur Wahl 
nicht vor. „Die SPD hatte somit 
im Jahr 1957 die grundlegen-
de Annahme, dass der Sozia-
lismus eine Anziehungskraft 
auf die deutsche Wählerschaft 
ausüben könnte, in Frage ge-
stellt.“16

Ein Hintansetzen personen-
bezogener Wahlwerbung be-
wirkte, dass sie erfolgreiche 
ehemalige oder aktive SPD-
Ministerpräsidenten, Regieren
de und Erste Bürgermeister 
als Ausweis administrativer 
Kompetenz und erfolgreicher 

Teilhabe am Aufbau eines 
demokratischen Nachkriegs
(teil‑)deutschland, wohl zu ih-
rem Schaden, kaum werbend 
herausstellte: 
Hans Steinhoff (Nordrhein-
Westfalen), Dr. Karl-August Zinn 
(Hessen), Dr. Wilhelm Hoegner 
(Bayern), Hinrich Kopf (Nieder-
sachsen), Wilhelm Kaisen (Bre-
men), Max Brauer (Hamburg) 
und Prof. Ernst Reuter (Berlin). 

Während des gesamten Wahl-
kampfes war die SPD in einer 
reagierenden Position. Die he-
rausfordernde Rolle Adenauers 
nötigte ihr die Linie des Ge-
genangriffs auf. Aber: Frontal-
angriffe auf den amtierenden 
Kanzler und erneuten Kanzler-
kandidaten der CDU/CSU grif-
fen im Ergebnis nicht.

Sie setzte im Wahlkampf auf 
ihren Parteiapparat und ihre 
Mitglieder. Wegen begrenz-
ter Mittel – meist aus dem 
Aufkommen an Parteibeiträ-
gen – war es ihr unmöglich, 
die Gesamtbevölkerung mit 
teuren Werbemitteln zu er-
reichen. Eingesetzt wurden, 
nicht anders als bei der großen 
Konkurrentin, Themen- und 
Bildplakate, Flugblätter, allge-
meine und gruppenbezogene 
Wählerbriefe, Illustrierte („Il-
lus“), rote Papiersegler, Kle-
bemarken und –streifen, auf 
denen, zwecks Verwendung 
auf Postsendungen neben den 
amtlichen Wertzeichen, die 
Serie der Wahlplakate repro-
duziert wurde. Das aber führte 
zu einem Zusammenstoß mit 
der Deutschen Bundespost. 
Handzettel, Kandidatenbriefe 
und Argumentationshilfen für 
ihre „Wahlkämpfer“ kamen 
hinzu. In der Filmarbeit kamen 
u.a. fünf Zeichentrick- und ein 
Marionettenfilm zum Einsatz, 
weiterhin Tonbildfolgen („Kino 
der armen Partei“), Redeent-
würfe, Tonbänder. Politisches 

und Amateurkabarett wurden 
eingesetzt, ebenso Unterhal-
tungsprogramme (etwa mit 
Max Schmeling in Bremen) 
und selbst Flugzeugmodell-
Ausstellungen veranstaltet.

Die Partei bemühte sich, frei-
lich mit nur marginalem Erfolg, 
christlich orientierte Wähler-
schichten zu gewinnen und mit 
einem Plakat „Zerrt die Religi-
on nicht in den Wahlkampf“ 
deren Instrumentierung durch 
die CDU/CSU für wahlpoliti-
sche Zwecke wenn auch nicht 
vollends zu verhindern, so 
doch einzudämmen.

Auf eine Herausstellung von 
„Ollenhauer und seine Mann-
schaft“ wurde, gewiß nicht 
zum Vorteil, verzichtet.

Willkommene Unterstützung 
leisteten intellektuelle Kreise, 
z.B. 300 Schriftsteller, Schau-
spieler und Bildende Künstler 
eines „Fränkischen Kreises“. 
Der Deutsche Gewerkschafts-
bund, politisch neutral, leistete 
keine direkte Unterstützung. 
Sehr wohl erfolgte sie indirekt, 
da in seinen Leitungsetagen 
viele Personen saßen, die Man-
datsträger der SPD im Bundes-
tag waren oder in dieser Wahl 
für einen Parlamentssitz kan-
didierten.

Ungebetete Unterstützung, ei-
nem Danaergeschenk gleich, 
war der Aufruf aus leitenden 
Kreisen der im Jahr zuvor ver-
botenen KPD, Kandidaten der 
SPD zu wählen. Schädigend 
wirkten auch ausgesandte 
Agitatoren, etwa 1 Mio. in der 
DDR gedruckte und an bun-
desdeutsche Privatanschriften 
versandte Broschüren und 
Flugblätter. Das galt ebenso 
für Aufrufe der vom Boden 
der DDR aus sendenden Rund-
funkstationen „Freiheitssender 
904“ und „Deutschlandsen-
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der“ zugunsten der SPD und 
– von ihr als „Judaskuß“ ein-
geordnet – das Angebot von 
Sendezeiten zu Wahlzwecken 
seitens des Staatlichen Rund-
funks der DDR. Die CDU/CSU 
instrumentierte das alles als 
Beweise für vorhandene poli-
tische Verbindungen oder in-
haltliche Übereinstimmungen 
der SPD zur bzw. mit der SED. 
Die Sozialdemokraten sahen 
es so, dass damit seitens der 
deutschen Kommunisten beab-
sichtigt war, sie, den nächsten 
und bittersten historischen 
Feind, zu schwächen.17

Der FDP-Wahl-
kampf
Die FDP war strategisch, wie 
schon erwähnt, auf die Rolle 
eines „Züngleins an der Waa-
ge“ ausgerichtet. Die Haupt-
stoßrichtung ging auf die CDU/
CSU und Konrad Adenauer, in 
der Hoffnung, im bürgerlichen 
Lager, und sei es durch Stim-
mensplitting, Wähler zu ge-
winnen. Sie setzte die beiden 
großen Parteien dem Vorwurf 
aus, sie wollten („Gegen den 
CDU-Staatskapitalismus und 
sozialistische Experimente“) 
aus der Bundesrepublik einen 
„totalen Versorgungsstaat“ 
machen. Faktisch sah sie sich 
in dieser Wahl im Bündnis mit 
der SPD und hoffte, die SPD-
Kampagne würde genügend 
vielen Wählern die CDU/CSU 
verleiden, die dann aus Scheu, 
sozialdemokratisch zu wählen, 
ihre Stimme der weder „roten“ 
noch „schwarzen“ FDP geben 
würden („Zwei Stimmen für 
die dritte Kraft – gegen Rom 
und Planwirtschaft“)18

Wegen des provokativen Cha-
rakters dieser Farbe waren die 
Plakate – was die anderen 
Parteien vermieden – in Rot 
gehalten. Eingesetzt wurden, 
weil wegen des Klientels der 

Partei als „zu billig“ angese-
hen, weniger Flugblätter, aber 
mehr Broschüren, Kandida-
tenbriefe, Plakate und Filme, 
des weiteren Anzeigen in 
Zeitungen und Zeitschriften. 
Wahlversammlungen, darun-
ter mit den Spitzenleuten an 
ausgewählten Orten, fanden 
statt – und bemerkenswert 
war, dass sich eine „Aktion 
Die Ehemaligen“ eigens um 
Stimmen ehemaliger NSDAP-
Mitglieder bemühte. 
Die Umfragen des Institutes 
Intermarket blieben in Form 
interner Berichte den Leitungs-
gremien der Partei vorbehalten, 
um die Mitglieder, Anhänger 
und weitere potentielle Wähler 
durch schlechte Resultate nicht 
zu demotivieren.

Triumph für 
CDU/CSU
Im professionell vorbereiteten 
und durchgeführten Wahl-
kampf hatte die CDU/CSU mit 
Erfolg die innenpolitischen 
Leistungen und außenpoliti-
schen Ergebnisse herausge-
stellt, die sie mit Konrad Ade-
nauer als Kanzler erzielte. Mit 
Erfolg sprach sie das in der 
Wählerschaft sehr weit ver-
breitete Bedürfnis nach innerer 
und äußerer Sicherheit, Konti-
nuität und Stabilität in der Po-

litik an. Alle nutzbaren Mittel, 
Methoden und Erfahrungen 
wurden eingebunden, ebenso 
staatliche und staatlich unter-
stützte Institutionen und Or-
ganisationen in ihrem Vorfeld, 
ihre Politik direkt oder indirekt, 
inhaltlich und finanziell unter-
stützende Interessengruppen.

Das alles führte im Ergebnis zu 
einem wohl einzigartig blei-
benden Erfolg in einer Wahl 
zum Deutschen Bundestag: Mit 
50,2% der Zweitstimmen die 
Erringung der absoluten Mehr-
heit durch eine Partei. Die SPD 
landete, obwohl sie gegenü-
ber 1953 um 2 Prozentpunkte 
zulegte, mit 31,8% - das ent-
sprach einer Prozentsatzdif-
ferenz zur Wahlsiegerin von 
18,4%! – deutlich abgeschla-
gen auf Platz 2. Für die CDU/
CSU war dies bis heute (Bun-
destagswahl 2005) das beste, 
für die SPD – nach 28,8% in 
der 1953er Bundestagswahl – 
das zweitschlechteste Ergebnis 
in allen bisherigen Wahlgän-
gen für das Bundesparlament. 
Sie wurde nur zweimal, in der 
Bundestagswahl von 1972 mit 
45,8% - ihrem besten Ergeb-
nis – und in jener von 1998 
(mit 40,9% der Zweitstimmen) 
stärkste Partei. 2002 gab es 
mit jeweils 38,5% ein Patt zwi-
schen SPD und CDU/CSU.

Tabelle 1
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Die FDP erreichte mit 7,7% 
ein gegenüber 1953 um 1,8 
Prozentpunkte schlechteres 
Ergebnis.
Die Wahlbeteiligung belief sich 
auf 87,8%.
Die CDU/CSU errang 270 Sitze, 
auf die SPD entfielen 169, die 
FDP 41 und die DP (Deutsche 
Partei) 17 Sitze.19

Die Tabelle 1 zeigt die Zweit-
stimmenanteile der Parteien 
(ohne DP) nach Bundesländern 
(ohne Berlin) und die Prozent-
satzdifferenz zwischen CDU/
CSU und SPD.20

Erkennbar wird, dass die 
CDU/CSU ihr bestes Ergebnis 
(57%) in Bayern, ihr schlech-
testes in Bremen (30%) erziel-
te; die SPD war am stärksten 
in Hamburg und Bremen (je 
40%), am schwächsten in Ba-
den-Württemberg und Bayern 
(je 26%). Die für die CDU/CSU 
günstigsten Prozentsatzdiffe-
renzen zur SPD weisen Bayern 
(31), das Saarland (29) und 
Baden-Württemberg (27) auf; 
dagegen konnte die SPD die 
CDU/CSU nur in Bremen (-16) 
und Hamburg (-9) überwinden.
Die CDU/CSU gewann mithin 
die Hälfte oder nahezu die 
Hälfte der Stimmen in sechs 
Bundesländern: 
in Schleswig-Holstein als ein-
zigem norddeutschen Bun-
desland, in Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz, Baden-
Württemberg, Bayern und dem 
Saarland.

Weniger als die Hälfte der 
Stimmen ergaben sich in Ham-
burg, Niedersachsen, Bremen 
und Hessen.

Die Stimmenanteile für die 
SPD waren am gleichmäßigs-
ten über die Bundesländer 
verteilt, aus sozialstrukturellen 
Gründen hoch in Hamburg und 
Bremen, auffallend niedrig da-
gegen vor allem in den katho-
lischen Bereichen des Südens. 
Auch dafür waren wirtschaft-
liche, soziale und kulturelle 
Strukturen maßgebend.

Stimmenanteile von über 10% 
verbuchte die FDP im Saarge-
biet, in Baden-Württemberg 
und in Rheinland-Pfalz.
Cum grano salis war der Stim-
menanteil der CDU/CSU in den 
größeren Städten eher niedri-
ger, während sich in kleineren 
Gemeinden höhere Stimmen-
anteile ergeben haben. Für die 
SPD war es umgekehrt.

Der konfessionelle Faktor wirk-
te besonders in kleineren und 
überwiegend katholischen Ge-
meinden, nahm aber ab, wenn 
– auch in kleinen Gemeinden 
– der Anteil evangelischer 
Wahlberechtigter zunahm. Mit 
wachsender Gemeindegröße 
ging im allgemeinen eine Ab-
nahme dieses Faktors einher.
Die CDU/CSU gewann 52% der 
gültigen Stimmen der Frauen, 
war im übrigen am erfolg-
reichsten bei alten Wählern, 
speziell älteren Frauen. Die 

SPD erzielte dagegen eher bei 
jungen Wählern Zustimmung, 
die FDP in den mittleren Alters-
gruppen.
Eine erstmalig in einer Bun-
destagswahl mögliche Brief-
wahl beantragten rund 1,7 
Mio. Wahlberechtigte, 1.6 Mio. 
Wahlbriefe kamen zurück und 
davon enthielten 1,5 Mio. die 
erforderlichen Unterlagen. 5% 
der gültigen Stimmen entfielen 
auf Briefwähler, was sicherlich 
einen Anstieg der Wahlbetei-
lung um 2% gegenüber der 
Bundestagswahl von 1953 
mitverursachte.

Die in der Bundestagswahl von 
1957 gegebene Verteilung von 
Urnen- und Briefwählern und 
den Wählern zusammen auf die 
Parteien zeigt die Tabelle 2.21

Demnach hatte mit etwas mehr 
als 60% ein sehr deutlich über-
wiegender Teil der Briefwähler 
für die CDU/CSU gestimmt.
Von allen gültigen Stimmzet-
teln wiesen 89% eine Identität 
von Erst- und Zweitstimme auf. 
Für die CDU/CSU belief sich 
dieser Loyalitätsindex 1957 
auf 93% (1953: 87%), für die 
SPD betrug er 95% (1953: 
97%), und für  die FDP 83% 
(1953: 85%), d.h. die Kandida-
ten spielten eher eine unterge-
ordnete Rolle.

Dieser Index stieg zwischen 
den beiden Bundestagswahlen 
nur im Falle des Votums für die 
CDU/CSU an, während er sich 
bei jenen, die für SPD und FDP 
stimmten, verminderte.

Erkennbar ist, dass die Wäh-
ler der „kleinen Parteien“ ein 
mögliches Splitting zugunsten 
von deren Fraktionsstärken 
– über die Zweitstimme – vor-
nahmen, die Erststimme aber 
häufig nicht (an die chancen-
losen Wahlkreiskandidaten) 
„verschenkt“ haben.

Tabelle 1

Zenith der Ära Adenauer

Großstadteffekt

Konfessioneller Faktor

Geschlechtereinfluss

Alterseffekt
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Die SPD-Wahlkampfmarke und das 
Foto mit den Ollenhauer-Plakat 
stammt aus: Faulenbach, B., Hö-
gel, G., Rudolph, K. (Hg.): Vom 
Außenposten zur Hochburg der 
Sozialdemokratie. Der SPD-Bezirk 
Westliches Westfalen, 1893-1993. 
Essen: Klartext, 1993.

Das Adenauer-Plakat wurde von der 
CDU zu Verfügung gestellt.

Die Städtestatistik wird immer 
häufiger mit der Anforderung 
konfrontiert, schnell und über-
sichtlich statistische Daten der 
Städte vergleichend zu präsen-
tieren. Für derartige Vergleiche 
benötigt man zweierlei – ein 
einfach handhabbares PC-Pro-
gramm und vergleichbare Da-
ten, wie die des europäischen 
Urban Audit. 

Eine Empfehlung zu diesem 
Thema ist im April 2007 im 
Auftrag des KOSIS-Verbundes 
durch das Deutsche Institut 
für Urbanistik (Difu) erstellt 
und unter dem Titel „Nutzung 
von Urban Audit-Daten – eine 
Arbeitshilfe für deutsche Städ-
te“ veröffentlicht worden. 
Darin enthalten ist zum einen 
eine inhaltliche Empfehlung, 
die eine begründete Auswahl 

Arbeitshilfe zur Nutzung von Urban Audit-Daten 
erschienen

Urban Audit und das 
„Dashboard“-Tool 
Antje Seidel-Schulze, Berlin

wettbewerbsrelevanter Indika-
toren aus dem umfangreichen 
Datenbestand des Urban Audit 
trifft. Zum anderen wird mit 
in dieser Arbeitshilfe ein Aus-
wertungsprogramm – genannt 
Dashboard – vorgestellt. Die-
ses Instrument  macht – auch 
über Urban Audit hinaus 
– Städtevergleiche anschaulich 
und einfach möglich und dient 
dazu, den Standort der eigenen 
Stadt im Wettbewerb mit an-
deren Städten zu bestimmen. 

Mit dem Urban Audit Projekt, 
das 1997 auf Initiative der EU-
Kommission gestartet wurde, 
liegen für 259 europäische 
mittelgroße und große Städte 
(zukünftig 360), darunter 35 
(zukünftig 40) deutsche Städte 
vergleichbare Daten aus den 
Jahren 1996, 2001, künftig 

auch 2004 vor. Im  Variablenset 
des Urban Audit, das von nati-
onalen Koordinierungsstellen 
aus amtlichen Statistiken so-
wie von den projektbeteiligten 
Städten zusammengetragen 
und bei EUROSTAT zusammen-
geführt wird, sind mehr als 300 
Variabeln enthalten, die nach 
demographischen, sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologi-
schen Indikatoren strukturiert 
sind. 

Mit der Etablierung des Urban 
Audit stellt sich gerade in der 
großen Gruppe der deutschen 
Teilnehmerstädte die Frage, 
welche erweiterten Möglich-
keiten die Daten des Urban 
Audit für die Arbeit in den 
Städten bieten. Erste Empfeh-
lungen des KOSIS-Verbundes 
hat es in der Vergangenheit 

Urban Audit und das „Dashboard“-Tool

Ein Set mit 
300 Variablen

KOSIS-Empfehlungen
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Themenfeldern: der „Wettbe-
werbsfähigkeit“ und der „So-
zialen Kohäsion“. 

Das ursprüngliche Ziel, für 
beide Themenfelder mit Hilfe 
des Dashboards einen jeweils 
stadtspezifischen Gesamtindex 
„Wettbewerbsfähigkeit“ bzw. 

„Soziale Kohäsion“ zu ermit-
teln, konnte nicht erzielt wer-
den, weil sich die jeweiligen 
Teilbereiche als zu heterogen 
darstellen, ein Gesamtindex 
daher weder statistisch und in-
haltlich vertretbar ist.

Deshalb werden die beiden 
großen Themenfelder „Wett-
bewerbsfähigkeit“ und „Sozia-
le Kohäsion“ nun über jeweils 
einzelne Teilbereiche (Indizes) 
dargestellt (siehe Abbildung 
1 und 2). Diese Teilbereiche 
wiederum setzen sich aus ein-
zelnen Indikatoren des Urban 
Audit  zusammen. 

Indizes der „Wett-
bewerbsfähigkeit“ 
•	 Arbeitskräfte
•	 Bruttoinlandprodukt
•	 Erwerbslosigkeit
•	 Erreichbarkeit
•	 Bildung

Indizes der „Sozia-
len Kohäsion“ 
•	 Armut
•	 Gesundheit
•	 Erwerbslosigkeit

Die Auswahl der Teilbereiche 
und der jeweils verwendeten 
Indikatoren erfolgte in einem 
intensiven Abstimmungsprozess 
durch die Redaktionsgruppe. 
Auf Basis inhaltlicher Vorüber-
legungen und auf der Grundla-
ge umfangreicher statistischer 
Prüfungen mittels Reliabilitäts-
tests wurden die Indikatoren in-
nerhalb der Teilbereiche zusam-
mengestellt. Nicht erklärenden 
Indikatoren wurden aus den 
Modellen entfernt. 

Für die Darstellung der genann-
ten Teilbereiche wird in der Ar-
beitshilfe ein kostenlos verfüg-
bares Online-Instrument namens 
„Dashboard“ empfohlen. Dieses 
Instrument wurde ursprünglich 
von der„Consultative Group 

bereits gegeben. Die vorliegen-
de Arbeitshilfe bündelt diese 
Vorarbeiten und empfiehlt in 
einer interdisziplinären Redak-
tionsgruppe aus Vertretern der 
Städtestatistik, des Difu und 
des BBR eine Betrachtung von 
Entwicklungsunterschieden 
insbesondere in zwei großen 

Abbildung 2

Abbildung 1

Urban Audit und das „Dashboard“-Tool



Stadtforschung und Statistik 2/ 07	 53

Abbildung 3: Dashboardansicht für den Index „Arbeitskräfte“ am Beispiel der Stadt Hannover

on Sustainable Development 
Indices“ www.iisd.org/cgsdi 
entwickelt, seit 1999 von der 
gemeinsamen Forschungsstelle 
der Europäischen Kommission 
(European Commission Joint 
Research Centre, JRC www.
jrc.ec.europa.eu im Rahmen 
des European Statistical Labo-
ratory weitergeführt. Im Jahr 
2006 hat EUROSTAT erstmals 
die Nutzung von Urban Audit 
im Zusammenhang mit Dash-
board angeregt. Diese Idee 

wurde vom KOSIS-Verbund 
aufgenommen und umge-
setzt. Das nun bereitgestellte 
„Dashboard“ – als Download 
verfügbar unter www.statis-
tik.nuernberg.de/urban-au-
dit  – ist gewissermaßen ein 
„ready-to-work-tool“, das mit 
den oben beschriebenen Daten 
befüllt und entsprechend der 
oben beschriebenen Systema-
tik voreingestellt ist. 
Das Angebot richtet sich vor 
allem an Urban Audit-Städte, 

die das Programm mit allen 
Voreinstellungen für eigene 
Analysezwecke nutzen kön-
nen. Darüber hinaus ist das 
Programm aber auch für jede 
andere Stadt nutzbar. Schließ-
lich lassen sich jenseits von 
Urban Audit eigene Daten ein-
stellen und eigene Dashboards 
erzeugen. Wie diese gelingt ist 
ausführlich in einem Handbuch 
beschrieben, das in elektroni-
scher Form über die Urban Au-
dit Website zu erhalten ist.

Urban Audit und das „Dashboard“-Tool

Über Statistik:
Eine gute Statistik 
kommt ohne Anzüg­
lichkeiten aus.
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Die Rücklaufquoten postali-
scher Befragungen stellten in 
der Vergangenheit ein großes 
Problem dar. Mittlerweile gibt 
es zahlreiche Forschungser-
gebnisse, die belegen, dass 
durch eine Vielzahl von Maß-
nahmen Ausschöpfungen er-
zielt werden, die mit Face-to-
face- und Telefonbefragungen 
vergleichbar sind. Dieser Bei-
trag ging der Frage nach, wel-
che Auswirkungen eine dieser 
Maßnahmen – Erinnerungsak-
tionen – auf die Verzerrung der 
Stichprobe hat. Die Grundlage 
der Analyse bildeten die Teil-
nahmeentscheidungen vor und 
nach einer Erinnerungsaktion. 
Mehrere Ergebnisse konnten 
dokumentiert werden.
Zunächst konnte gezeigt wer-
den, dass Erinnerungsaktionen 
einen substanziellen Beitrag 
zur Erhöhung des Rücklaufs 
leisten können. Die Tailored 
Designed Methode (TDM) ist 
– auch wenn sie nur in Teilen 
umgesetzt wird – ein geeigne-
tes Mittel, die Rücklaufquoten 
postalischer Befragungen zu 
erhöhen. Zweitens sind die 
systematischen Verzerrungen 
sowohl nach der ersten als 
auch nach der zweiten Ent-
scheidung eher gering. Dies 
gilt zumindest im Hinblick auf 
die Variablen Geschlecht, Al-
ter und Wohngebiet. Niedrige 
Rücklaufquoten bedeuten also 
nicht zwangsläufig schlechte 
Datenqualität. Dennoch wäre 
der Rückgriff auf andere, ge-

Erinnerung bei postalischen Umfragen

Das Problem Rücklaufquote
Sören Petermann, Halle

nauere Indikatoren der Teilnah-
meentscheidung wünschens-
wert. Dies ist aber für Gegenü-
berstellungen von Teilnehmern 
und Nicht-Teilnehmern relativ 
schwierig. Drittens ist es nicht 
unwahrscheinlich, dass beste-
hende Verzerrungen durch die 
Erinnerungsaktion verstärkt 
werden. Eine Verstärkung auf 
niedrigem Niveau konnte für 
die Variablen Geschlecht und 
Alter nachgewiesen werden. 
Es ist also keinesfalls so, dass 
Erinnerungsaktionen systema-
tische Verzerrungen mildem 
oder beseitigen. Jüngere Un-
tersuchungen kommen zu ähn-
lich interpretierbaren Ergeb-
nissen. Reuband (1999: 90ff.) 
untersuchte Sozialprofil und 
Antwortverhalten zwischen 
Teilnehmern ohne und mit Er-
innerungsaktionen und stell-
te fest, dass sie nicht unter-
schiedlich sind. Schneekloth & 
Leven (2003: 45) untersuchten 
Teilnehmer und durch Nachbe-
arbeitung erreichte konvertier-
te Verweigerer im ALLBUS und 
stellen fest, dass „gemeinhin 
schlechter erreichbare Grup-
pen ... durch die Nachbearbei-
tung in der Stichprobe nicht 
besser repräsentiert worden“ 
sind. Schließlich kann man 
kaum eine Empfehlung geben, 
wie viele Erinnerungsaktionen 
sinnvoll sind bzw. wie groß die 
Stichprobe sein sollte. Vehovar 
und Lozar (1998) haben den 
komplexen Zusammenhang 
zwischen Stichprobengröße, 

Bei dem folgenden Text handelt es sich um die Zusammenfassung eines Aufsatzes, der unter der Über-
schrift „Rücklauf und systematische Verzerrungen bei postalischen Befragungen. Eine Analyse der Bürge-
rumfrage Halle 2003“ in den ZUMA-Nachrichten Nr. 57 erschienen ist.

Standardfehler und Anzahl der 
Erinnerungsaktionen mathe-
matisch dargestellt. Sie kom-
men zu dem Schluss, dass eine 
Berechnung, wie viele Erinne-
rungsaktionen (unter gegebe-
ner Stichprobengröße) ausrei-
chend sind bzw. wie groß die 
Stichprobe (unter gegebener 
Anzahl von Erinnerungsaktio-
nen) sein soll, in der Praxis mit 
Schwierigkeiten verbunden ist, 
weil die Informationen über 
Rücklauf- b/.w. Ausschöpfungs-
quoten fehlen. Die Anwendung 
der TDM erlaubt, den Raum 
des möglichen Rücklaufs auf 
50 bis 75% einzuengen.
Schließlich bleibt noch festzu-
halten, dass die Modellierung 
der Teilnahmeentscheidun-
gen erweitert werden kann, 
indem Nutzen-, Kosten- und 
Vertrauenselemente subjektiv 
gewichtet werden. Allerdings 
wird die Analyse der Teilnah-
meentscheidung dadurch sehr 
komplex, weil dann erwartbar 
ist, dass durch Erinnerungsak-
tionen nicht nur Nutzen-, Kos-
ten- und Vertrauenselemente 
sondern auch deren subjekti-
ve Gewichtungen beeinflusst 
werden. Sollte eine solche 
Erweiterung erfolgreich sein, 
ließen sich Erinnerungsaktio-
nen individueller, d.h. stärker 
auf bestimmte Personentypen 
zugeschnitten, gestalten.

Zahlreiche 
Untersuchungen

Erinnerungen erhöhen 
den Rücklauf

Geringe Verzerrungen
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Nach der herkömmlichen 
Verfahrensweise bildet das 
Gesetz über die Statistik der 
Bautätigkeit im Hochbau und 
die Fortschreibung des Woh-
nungsbestandes (Hochbausta-
tistikgesetz - HBauStatG) die 
Basis der einschlägigen Ver-
öffentlichungen des Thürin-
ger Landesamtes für Statistik 
(TLS), die für die statistische 
Berichterstattung der Stadt Er-
furt übernommen wird. Darin 
wird unter Anderem die amt-
liche Zahl der Wohnungen in 
neu gebauten Wohngebäuden 
ausgewiesen.

Jeder Bauherr hat bei geneh-
migungs- bzw. zustimmungs-
bedürftigen Baumaßnahmen 
einen Erhebungsbogen für die 
Statistik auszufüllen sowie 
die Baufertigstellung anzu-
zeigen. Mit der Änderung des 
Baurechtes, auch durch die im 
Jahr 2004 modifizierte Bau-
ordnung Thüringens - ThürBO, 
gibt es genehmigungsfreie 
Bauvorhaben. Dadurch wird 
es wahrscheinlicher, dass nicht 
mehr alle neu gebauten Wohn-
gebäude in der amtlichen Sta-
tistik erfasst werden. In Ver-
bindung mit der erstmaligen 
vollständigen Auswertung der 
Statistischen Gebäudedatei 
zum Jahresende 2005 und Ver-
öffentlichung der Ergebnisse 
im Kommunalstatistischen Heft 
54 „Gebäude- und Wohnungs-
bestand 2005“ erfolgte eine 
intensive Auseinandersetzung 
mit dieser Problematik.

Seit 1994 über 11 000 neue Wohnungen in Erfurt

Zwei Quellen der 
Bautätigkeitsstatistik
Rainer Schönheit, Erfurt

Eine alternative Erfassmög-
lichkeit für neu gebaute 
Wohngebäude zur Ermittlung 
möglichst realitätsnaher jähr-
licher Ergebnisse der Neubau-
tätigkeit ergibt sich aus der 
konsequenten Anwendung des 
Qualitätsmanagements bei 
der Führung der kommunalen 
Statistischen Gebäudedatei im 
Bereich Statistik und Wahlen. 
Dabei liefert die Verknüpfung 
der neu vergebenen Adressen 
mit dem Datum des Einzugs 
des ersten Bewohners an die-
ser Adresse Hinweise auf die 
Qualifizierung eines Datensat-
zes in der Statistischen Gebäu-
dedatei. Diese Variante soll im 
Folgenden näher erläutert und 
mit den Ergebnissen der Lan-
desstatistik verglichen werden.

Die neu vergebenen Adressen 
werden aus dem Adressre-

gister ermittelt. Aus dem Ein-
wohnermelderegister ist das 
früheste Anmeldedatum für 
diese Adressen selektierbar. 
Zur Feststellung des Gebäu-
detyps (Ein- und Zweifamilien-
haus oder Mehrfamilienhaus) 
wird als weitere Quelle das im 
Bereich geführte Gebäudere-
gister ausgewertet. Alternativ 
ist zur Ermittlung des Gebäu-
detyps auch eine Haushaltege-
nerierung mit einem späteren 
Einwohnerbestand als Basis zu 
verwenden bzw. eine selektive 
Begehung möglich.

Die Grafiken stellen die Ergeb-
nisse der Landesstatistik und 
der Auswertung aus der Statis-
tischen Gebäudedatei gegen-
über. In Abbildung 1 sind die 
jährlich fertig gestellten Woh-
nungen in neuen Wohngebäu-
den dargestellt. Der Vergleich 

Abbildung 1
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nur eine geringe Differenz von 
161 Wohnungen bzw. 1,4 % 
zwischen beiden Varianten. 
In der Relation zum Gesamt-
neubauvolumen von immerhin 
mehr als 11.000 Wohnungen 
in neuen Wohngebäuden ist 
das eine eher zu vernachlässi-
gende Größe. 

Damit erweisen sich beide 
Quellen zumindest in der Lang-
fristbetrachtung als gleicher-
maßen geeignet. Die Entschei-
dung, ob das Neubauvolumen 
eher aus der Hochbaustatistik 
oder eher aus der Statistischen 
Gebäudedatei abzuleiten ist, 
dürfte daher rein pragmatisch 
erfolgen. Das wesentlichste 
Kriterium bleibt dabei ein tat-
sächlich erfolgter Bezug der 
Immobilie und die Möglichkeit 
der kleinräumigen Zuordnung 
der Daten der kommunalen 
Statistischen Gebäudedatei.

Abbildung 2
zwischen der Zahl der Landes-
statistik und der mit oben be-
schriebenem Vorgehen berech-
neten Wohnungszahl in neu 
errichteten Gebäuden zeigt ei-
nen uneinheitlichen Trend. Auf-
fallend sind die Unterschiede 
in den Jahren 2000 und 2003. 

Hier weist die Landesstatistik 
eine erheblich höhere Zahl an 
Baufertigstellungen aus. 

Die Abbildung 2 zeigt die ku-
mulierten Ergebnisse seit dem 
Jahr 1994. Am Ende des Be-
trachtungszeitraumes besteht 

Viel Kommentierendes muss 
man zu dem kleinen Zeitungs-
bericht wohl nicht schreiben. 
Da berichtet die Westfalenpost 
am 30. März 2007 über eine 
Statistik, die das Wuppertaler 
Von der Heydt-Museum be-
trieben hat. Das Museum hat 
seine Besucher gezählt. Eine 
einfache Sache, die jeder kann, 
haben die sich gesagt.
Das Ergebnis: Im Jahr 2005 
besuchten über 150 000 Men-
schen das Museum; eine schö-
ne, erfolgbezeugende Zahl. 

Wider die Eigenstatistik – Museumsprobleme

Kreative Zählung
Martin Schlegel, Hagen

Doch dann wechselte der Chef 
und  in 2006 waren es weniger 
als 80 000; ohne dass von Um-
bauten oder ähnlichen Störun-
gen zu berichten wäre.

Ohne hier auf die offizielle, 
den Ex-Chef leicht schonen-
de Begründung einzugehen, 
wird aus diesem Vergleich der 
– vorsichtig formuliert - Pfusch 
offensichtlich. Das Grundprob-
lem ist nun mal: Eigenstatisti-
ken sind nicht aussagekräftig. 
Wenn einer selbst zählt, was er 

tut, und diese Zahlen über Er-
folg oder Misserfolg Auskunft 
geben, dann ist er einfach 
nicht objektiv. 
Es wäre aber auch unver-
schämt, von ihm objektive 
Daten zu verlangen. Das kön-
nen nur neutrale Beobachter. 
Statistik sollten Statistiker ma-
chen. Denn schließlich gilt: Ein 
Profi fälscht keine Statistik.
Hoffentlich ziehen die Wupper-
taler Konsequenzen, um einem 
neuerlichen Sündenfall zu be-
gegnen. 

Kreative Zählung
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Hin und wieder sollen Kommu-
nalverwaltungen Fragen be-
antworten wie beispielsweise:
„Bitte schätzen Sie ein, welche 
Bedeutung das Entwicklungs-
konzept für die Beurteilung 
konkreter Ansiedlungsvorha-
ben hat“
„Würden Sie es begrüßen, 
wenn das Land Nordrhein-
Westfalen Kriterien für die 
Ausweisung zentraler Versor-
gungsbereiche formulieren 
würde?“
„Welche Aufgaben sind in Ih-
rer Kommune in diesem Jahr 
von besonderer Bedeutung 
für die Stadtentwicklung und 
Kommunalpolitik?“

Die Beispiele zeigen, dass es 
in an Kommunalverwaltungen 
gerichtete Befragungen nicht 
nur um die so genannten „ob-
jektiven“ Informationen geht, 
sondern auch um „subjektive“ 
Einschätzungen und Bewer-
tungen. 

Die Initiatoren
Initiiert werden dieser Befra-
gungen sowohl von der Praxis 
wie auch aus dem Wissen-
schaftsbereich:

Die staatliche Verwaltung auf 
Bundes- und Landesebene will 
mit den Befragungsergebnis-
sen die Grundlagen für das Re-
gierungshandeln verbessern. 
Die Kommunen selbst und 
ihre Spitzenverbände nutzen 
Befragungen als Instrument 
des interkommunalen Erfah-

Wie funktioniert das? Ein schwieriges Statistikfeld

Kommunen werden befragt 
Michael Bretschneider, Berlin

rungsaustauschs und der Ver-
bandsarbeit. Verbände wie In-
dustrie- und Handelskammern, 
die des Einzelhandels oder 
Wohnungswesens interessiert 
die ihren jeweiligen Wirkungs-
kreis betreffende Meinung al-
ler oder einer wie auch immer 
getroffenen Auswahl der über 
14 Tausend Kommunalverwal-
tungen der Bundesrepublik 
Deutschland.

Privatwirtschaftlich initiierte 
Befragungsvorhaben stehen 
üblicherweise in einem direk-
ten oder indirekten Kontext 
von Versuchen, Informations-
bedarf in geldwerte Nachfrage 
zu transformieren. 

Die Wissenschaft erhofft sich 
hingegen für deskriptiv, kausal 
oder normativ angelegte For-
schungsvorhaben empirische 
Belege, wenn sie umfragen-
gestützte Meinungsforschung 
bei Kommunalverwaltungen 
betreibt. Das Instrument „Be-
fragung“ lockt dabei alle Dis-
ziplinen, die sich mit kommu-
nalen Angelegenheiten oder 
Fragen befassen, bei denen die 
Meinung der lokalen Akteure 
für wichtig erachtet wird. Das 
sind nicht nur die Verwaltungs-
wissenschaften, denen der Ge-
genstand „Kommunalverwal-
tung“ besonders nahe steht. 
Befragungsvorhaben initiieren 
Geographen, Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftler, Rechts-
tatsachenforscher und Polito-
logen, aber auch Stadtplaner 
oder Verkehrswissenschaftler. 

Die Verwaltungs-
meinung
Üblicherweise zielt Meinungs-
forschung eben auf diese: die 
Meinung des Befragten. Das 
scheint eine klares Ziel zu sein, 
wenn Befragungen auf die 
Meinung der Befragten in ih-
ren eigenen Angelegenheiten 
abstellen. Befragt werden sie 
beispielsweise als Bürger, Ver-
braucher oder Wähler, und für 
derartige Befragungen steht 
ein ausgefeiltes Instrumentari-
um der empirischen Sozialfor-
schung zur Verfügung.

Ganz offensichtlich sind die 
Kunstregeln der empirischen 
Sozialforschung jedoch nicht 
unbesehen auf die Umstän-
de und Konstellationen einer 
Befragung von Korporationen 
wie (Kommunal-) Verwaltungen 
übertragbar: Die eingangs ge-
nannten Fragenbeispiele zielen 
ja eben nicht auf die persön-
liche Meinung des Befragten, 
sondern dieser dient lediglich 
als kundiger Auskunftsgeber, 
der - entsprechend seiner Stel-
lung in der Verwaltung - eine 
mehr oder weniger restriktiv 
gebundene Rolle wahrnimmt 
und dieser entsprechend Mei-
nungen „der Verwaltung“ zu 
äußern in der Lage ist. Insofern 
fallen Erhebungs- und Aussage-
einheit auseinander1 und das 
Ziel einer Befragung ist regel-
mäßig ein Ergebnis, nach dem  
„die Kommunen“ mehrheitlich 
oder zu Teilen dieser oder jener 
Meinung anhängen2.

Erstabdruck: Deutsches 
Institut für Urbanistik, 
Difu-Berichte 2/2007

Regeln der empirischen 
Sozialforschung
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Derartige Untersuchungszie-
le von Befragungen setzen 
offenbar voraus, dass es eine 
solche Verwaltungsmeinung 
tatsächlich gibt. Ein Blick in die 
Hauptsatzung einer Kommune 
zeigt, welche Rollen innerhalb 
der Verwaltung mit welchen 
Befugnissen verbunden wer-
den, eine Meinung nach innen 
oder außen bilden oder vertre-
ten zu dürfen bzw. zu müssen.

Tatsächlich ist es für die Pla-
nung einer Verwaltungsbe-
fragung jedoch wenig ratsam 
davon auszugehen, dass es um 
das Erfragen „der“ Verwal-
tungsmeinung geht, obwohl 
die Ergebnisberichte solcher 
Befragungen oft genau diesen 
Eindruck erwecken wollen. Die 
Antworten auf die Frage „Hal-
ten Sie das Gewerbeflächen-
angebot Ihrer Kommune für 
ausreichend?“ können recht 
verschieden ausfallen, wenn 
sie einerseits vom Wirtschafts-
förderungsamt, andererseits 
aber vom Stadtplanungsamt 
gegeben werden. So mag es 
in der Kommunalverwaltung 
zwar fall- und ausnahmsweise 
tatsächlich nur eine und „die“ 
Verwaltungsmeinung geben. 
Daneben geht es aber wohl 
häufiger um Prozesse einer 
permanenten Willensbildung 
in der Verwaltung, in denen 
durchaus auch konkurrierende 
und rivalisierende Meinungen 
über längere Zeit koexistieren 
können. Das war beispielswei-
se in den 70er Jahren gut am 
Beispiel der Frage der Einrich-
tung von Fußgängerzonen in 
den Innenstädten zu beobach-
ten. Erst  an dessen Ende eines 
längeren kontroversen Prozes-
ses stand eine umfassend be-
fürwortende Verwaltungsmei-
nung. 

Damit gewinnt die Frage an 
Bedeutung, welche Auswah-
leinheit innerhalb der Verwal-

tung Adressat einer Befragung 
sein soll, denn offenbar beste-
hen Möglichkeiten, das Befra-
gungsergebnis  vorab durch 
diese Auswahl zu beeinflussen: 
Eine Bewertung des Erfolgs 
der Verwaltungsmodernisie-
rung wird aus der Sicht des 
Organisationsamtes voraus-
sichtlich eher positiv ausfallen, 
aus der Sicht eines Fachamtes 
nur dann, wenn die Moderni-
sierungsgewinne deren Nach-
teile überwiegen. Den Erfolg 
der Beteiligung einer Stadt 
am Programm „Soziale Stadt“ 
wird das federführende Amt 
tendenziell positiv bewerten, 
während dem Stadtteildenken 
weniger zugetane Verwal-
tungsteile zurückhaltender ur-
teilen können. 

In zahlreichen Befragungen 
wird hingegen die Frage der 
Zuschreibung einer Befragung 
innerhalb der Verwaltung der 
Posteingangsstelle überlas-
sen. Seit dem Umbau vieler 
Verwaltungen im Rahmen der 
Verwaltungsmodernisierung 
ist die Lenkungswirkung tra-
dierter Ämterbezeichnungen  
ohnedies zurückgegangen, 
was für eine solche Delegati-
on der Auswahlfrage spricht. 
Andererseits begibt sich der 
Befragende durch eine solche 
Delegation der Kontrolle einer 
nicht unwesentlichen Stufe im 
Befragungsdesign.  

Eher selten findet sich in den 
Ergebnisberichten zu Verwal-
tungsbefragungen eine genau-
ere Überprüfung der Frage, ob 
und in welchem Umfang  die 
angestrebte Zielgruppe in der 
Verwaltung tatsächlich erreicht 
worden ist. Im Bericht zur Mit-
gliederbefragung der KGSt zur 
Verwaltungsmodernisierung 
aus dem Jahr 19973 findet sich 
hierzu eine mutige Ausnahme: 
Eine tabellarische Darstellung 
zeigt detailliert, dass der ein-

gesetzte  „Chefbogen“ tat-
sächlich nur zu etwa einem 
Drittel auch von der Zielgruppe 
der „Chefs“ ausgefüllt wurde, 
bei einer Gesamtbeteiligung 
an der Umfrage von lediglich 
43,1 % ein durchaus beacht-
licher Ausfall. Auf eine sol-
che Transparenz wird in den 
Ergebnisberichten anderer 
„Bürgermeisterbefragungen“ 
verzichtet und auf „Repräsen-
tativität“ allein aufgrund der 
Beteiligungsquoten etwa ver-
schiedener Gemeindegrößen-
klassen geschlossen.

Diese wenigen Beispiele zei-
gen, dass die Planung einer 
Befragung von Kommunalver-
waltungen mit durchaus eige-
nen methodischen und organi-
satorischen Fragen verbunden 
ist. Antworten hierzu können 
den gängigen Lehrbüchern der 
empirischen Sozialforschung 
nicht entnommen werden.

Verblüffend, dass die Häu-
figkeit der Befragungen von 
Kommunalverwaltungen bis-
her noch keine erkennbare 
Aufmerksamkeit bei der Me-
thodenforschung ausgelöst 
hat. Befragungen von Kommu-
nalverwaltungen werden zwar 
zahlreich und in verschiedenen 
Varianten der Methodentrian-
gulierung durchgeführt, aber 
wissenschaftlich-methodisch 
kaum systematisch reflektiert. 

Die Befragten
Aus der Sicht der befragten 
Kommunen ist der auf sie ge-
richtete breite Strom von ex-
ternen Befragungswünschen 
eine zwiespältige Angelegen-
heit: Als grundsätzlich positiv 
für die Kommunen kann das 
Interesse an ihrer Arbeit gel-
ten, als problematisch hinge-
gen der Bearbeitungsaufwand. 
Vor allem aber ist die Frage 

Kommunen werden befragt

Wo bleibt die 
Methodenforschung?

Zwiespältige 
Angelegenheit
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der zu erwartenden Ergebnis-
verwertung von Befragungen 
von Bedeutung: Wird sich eine 
Kommune mit ihren Antworten 
am Ende eines wie auch im-
mer konstruierten Städteran-
kings wieder finden, das bei-
spielsweise die Familien- oder 
Wirtschaftsfreundlichkeit der 
Kommunen in schwer nachzu-
vollziehender Weise abzubil-
den beansprucht? Erhalten die 
Teilnehmerkommunen über-
haupt eine Kenntnis von den 
Befragungsergebnissen? Wie 
nützlich sind wissenschaftliche 
Ergebnisse für die kommuna-
le Praxis, wenn zwischen dem 
Befragungszeitpunkt und der 
Veröffentlichung unter Um-
ständen ein mehrjähriges Pro-
motions- oder Habilitationsver-
fahren liegt? Wann also ist es 
für eine Kommune insgesamt 
ratsam, an einer Befragung 
teilzunehmen oder besser, dar-
auf zu verzichten?

Erstaunlicherweise gehört 
eine vergleichsweise hohe 
Antwortbereitschaft zum re-
gelmäßigen Befragtenverhal-
ten der Kommunalverwaltun-
gen. Das Umfragennachweis-
system KOMM.DEMOS des 
Difu enthält zur Zeit 285 stan-
dardisierte Beschreibungen 
von Verwaltungsbefragungen 
mit Angaben zur Beteiligung. 
Auf dieser Grundlage lassen 
sich die folgenden Angaben 
errechnen:

Innerhalb eines breiten Streu-
ungsbereichs liegen Verwal-
tungsbefragungen mit einem 

durchschnittlichen Rücklauf 
von 64 Prozent klar über der 
durchschnittlichen Beteiligung 
an Bevölkerungsumfragen und 
mit großem Abstand vor der 
Beteiligung an Betriebsbefra-
gungen. Kommunalverwaltun-
gen sind also nicht nur eine be-
liebte, sondern auch ergiebige 
Zielgruppe von Befragungen.

Die im Deutschen Städtetag 
zu sammengesch lossenen 
Kommunen widmeten der 
Frage der Steuerung ihrer Be-
teiligung an externen Verwal-
tungsbefragungen seit jeher 
besondere Aufmerksamkeit. 
Über lange Zeit galt die vom 
Präsidium des Städtetags be-
schlossene  Regel, dass sich 
die Städte nur dann an einer 
Befragung beteiligen, wenn 
die Hauptgeschäftsstelle des 
DST das Befragungsvorhaben 
vorab geprüft und befürwortet 
hatte. Es ist nicht klar, wie die 
Hauptgeschäftsstelle hier ver-
fahren ist und welche Wirkung 
dieser Steuerungsversuch ge-
habt hat. Im Oktober 2002 hat 
das Präsidium des Deutschen 
Städtetags dieses Verfahren 
jedoch abgeschafft. Stattdes-
sen sollen die Städte nunmehr 
selbst über die Beteiligung an 
externen Umfragen befinden.4

Das führt zu den Fragen, mit 
welchen Vor- und Nachteilen 
die Teilnahme einer Kommune 
an Befragungen verbunden 
sein kann und wie eine Teil-
nahmeentscheidung gefunden 
werden kann.
Grundsätzlich ergeben sich 
Vorteile vor allem dann, wenn 
ein eigenes Interesse am Be-
fragungsthema und an der 
Herstellung eines kommuna-
len Meinungsbildes zu diesem 
besteht. Über das thematische 
Interesse wird am besten die 
zuständige Fachverwaltung be-
finden können. Zusätzlich sind 
ein qualifiziertes Befragungs-

design und eine entsprechende 
Qualifikation des persönlichen 
oder institutionellen Bearbei-
ters der Befragung erforderlich. 
Fehlt das Wissen zu Bewertung 
dieser Frage in der Fachverwal-
tung, dann sollte hierzu der 
Rat der kommunalen Statis-
tikstelle eingeholt werden, die 
ihrerseits in interkommunale 
Kooperationen eingebunden 
sein sollte, wie sie etwa vom 
Verband Deutscher Städtesta-
tistiker ermöglicht werden.

Schwierig kann die Bewertung 
der vom persönlichen Befrager 
bzw. der befragenden Instituti-
on vorgesehenen Ergebnisver-
wertung sein. Hier sind privat-
wirtschaftliche, wissenschaftli-
che oder öffentliche Kontexte 
zu bewerten, in deren Zusam-
menhang das Befragungsan-
liegen steht. Bei vor Ort unbe-
kannten Befragern enthält das 
an die Kommune gerichtete 
und um Befragungsteilnahme 
werbende Anschreiben erste 
Anhaltspunkte für Rückfragen 
oder die Beschaffung weiterer 
Informationen. Von Bedeutung 
ist dabei auch die Frage, ob 
und in welcher Form den be-
fragten Kommunen ein Zugang 
über die Befragungsergebnisse 
angeboten wird.

Nahe liegende Bewertungs-
notwendigkeiten ergeben sich 
aus dem absehbaren Bearbei-
tungsaufwand im Verhältnis 
zur jeweils vorhanden Bearbei-
tungskapazität.      

Bestimmte Befragungsthemen 
können zu „Themenkonjunk-
turen“ gehören. Hier ist mit 
der Gefahr von Mehrfachbe-
fragungen durch unterschied-
liche Befrager zu rechnen, die 
möglicherweise keine Kennt-
nis von Parallelbefragungen 
anderer zum gleichen Thema 
haben. Hier sind kommunal-
freundliche Informationsange-

Kommunen werden befragt
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bote hilfreich, welche Beiträge 
zur Transparenz im schwer zu 
durchschauenden kommuna-
len Umfragenmarkt leisten.5

Erkennbar führen solche Kri-
terien nicht zwingend zur 
Begründung einer Teilnahme 
oder ihrer Ablehnung, und so 
verbleibt ein Restrisiko bei der 
befragten Kommune.

Wohl aber können auch die Be-
fragungsinteressenten auf die-
se Situation reagieren, indem 
sie ihre Befragungskonzepte 
bewusst kommunalfreund-
lich ausrichten, sich aktiv um 

die Beteiligungsbereitschaft 
bemühen und damit auf Ent-
scheidung einer Kommune in-
direkt einwirken.

Von Interesse wäre darüber 
hinaus ein interkommunaler 
Erfahrungsaustausch zu der 
Frage, welche Lösungen die 
Städte seit dem Jahr 2002 zum 
Umgang mit der Teilnahme-
entscheidung an Verwaltungs-
befragungen gefunden haben 
und als erfolgreich empfehlen.     
 

Anmerkungen:
1 	 Siehe hierzu Hans-Ulrich Derlien, 

Standort der empirischen Ver-

waltungsforschung, in: K. König 
(Hg.), Deutsche Verwaltung an 
der Wende zum 21. Jahrhundert. 
Forschungsinstitut für öffentliche 
Verwaltung bei der Deutschen 
Hochschule für Verwaltungswis-
senschaften, 2000, S.15 – 44.

2 	 Anders beim Typ der Mitarbeiter-
befragung, wo es tatsächlich auf 
die Meinung des Befragten selbst 
ankommt.

3	 KGSt, Verwaltungsmodernisierung 
und Einsatz von Informations- und 
Kommunikationstechnik (TUI): 
Neues Steuerungsmodell und TUI-
Einsatz, Bericht Nr. 10/1998.

4	 Deutscher Städtetag, Geschäfts-
bericht für die Jahre 2003 und 
2004, Köln und Berlin, Mai 2005, 
S. 165.

5 	 Hierzu kann auch das Informati-
onssystem KOMM.DEMOS des 
Difu Beiträge leisten.
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Grundsätzlich lassen sich Städ-
te in unterschiedliche Typen 
einteilen. Unter dem Gesichts-
punkt der Topografie ist zu un-
terscheiden zwischen Städten 
in der Ebene und solchen in 
Tälern, auf Bergkuppen usw. 
Hinzu kommen Unterschei-
dungsmerkmale hinsichtlich der 
Funktionen einer Stadt. Wurde 
die Entwicklung stärker durch 
Verwaltungsaufgaben, Handels-
unternehmen oder Industriebe-
triebe geprägt? Da es hierbei 
häufig zu einer Mischung un-
terschiedlicher Aufgaben einer 
Stadt kommt, ist zu klären, wel-
che Funktion der entscheidende 
Motor für das Wachstum einer 
Stadt darstellte. 

Entwicklung der 
Vergleichsstädte
Die Stadt Hagen gehört zu 
den Talstädten, die in ihrer 
Hauptwachstumsphase von 
der industriellen Entwicklung 
geprägt wurde. In der Disser-
tation „Industriell geprägte 
Talstädte – Zum Einfluss der 
Topografie auf die Stadtent-
wicklung - ein Städtevergleich 
unter besonderer Berücksichti-
gung der Stadt Hagen“ wer-
den der Stadt Hagen ebenso 
industriell geprägte Talstädte 
gegenübergestellt. Es handelt 
sich hierbei um Wuppertal, 
Saarbrücken, Siegen und Gera. 
Der Städtevergleich konzen-
triert sich auf die räumliche 
Struktur, insbesondere auf 
die Ausdehnung der Wohn-
bebauung, sowie auf die ver-

Städtevergleich/ Vorgehensweise/ benötigte Daten

Entwicklung industriell 
geprägter Talstädte
Christian Strähler, Hagen

kehrliche und die gewerbliche 
Entwicklung. Gemeinsam ist 
den untersuchten Städten die 
starke räumliche Begrenzung 
durch die besonderen Gege-
benheiten der Topografie. Die 
Industrieansiedlungen folgen 
ebenso wie die Verkehrsadern 
den Flussläufen. Der Flächen-
bedarf für die Industrie wuchs 
ständig. Auch noch zu der Zeit, 
als die Industrie bereits auf die 
Nutzung elektrischer Energie 
übergegangen war, wurden 
die Tallagen bevorzugt, weil 
hier die überwiegende Zahl der 
Verkehrsanbindungen bestan-
den. Die Täler wurden im Ge-
gensatz zu den höheren Lagen 
von einer Vielzahl von Eisen-
bahnlinien erschlossen. Mit der 
Ausweitung der industriellen 
Produktion entwickelten sich 
die Talstädte zu regelrechten 
Eisenbahnknotenpunkten, de-
ren Ausbau bis 1900 weitge-
hend abgeschlossen wurde.

In den Tälern kommt es zu li-
nearen Strukturen, die vom 
Anfang der Industrialisierung 
bis in die zweite Hälfte des 
20. Jahrhunderts einem ste-
ten Prozess der Konzentration 
und Verdichtung unterlagen. 
Die Wohnstandorte wanderten 
gleichzeitig von den Talsohlen 
hinauf auf die Höhen. Auf-
grund unterschiedlicher Hang-
neigungen kam es bezogen 
auf die Talachse zu asymmetri-
schen Ausformungen des Sied-
lungskörpers. Besonders steile-
re Hänge wurden häufig aus 
wirtschaftlichen, in letzter Zeit 

auch aus Gründen des Land-
schaftsschutzes, nicht bebaut. 
Die schlechteren Wohnlagen, 
die Standorte, die in besonde-
rem Maße den Verkehrs- und 
Industrieimmissionen aus-
gesetzt sind, liegen nahe der 
Talsohle, die besseren Wohn-
standorte sind weiter oberhalb 
zu finden. Mit der Qualität der 
Wohnlagen nimmt die Bebau-
ungsdichte ab. Die großzügige 
Ausweisung von Baugebieten 
in ausgesprochenen Hochlagen 
– Bergkuppen oder Hochebe-
nen - setzt überwiegend nach 
dem zweiten Weltkrieg ein.

Die Aufgabe
Schwerpunktmäßig setzt sich 
der Städtevergleich mit der 
Frage auseinander, wie die 
Vergleichsstädte mit den Um-
strukturierungsprozessen der 
Tallagen in den letzten drei 
Jahrzehnten umgegangen sind. 
Die Strukturkrise der Städte 
Wuppertal, Saarbrücken, Sie-
gen und Hagen begann in den 
60er Jahren des 20. Jahrhun-
derts, in Wuppertal hauptsäch-
lich ausgelöst durch den Nie-
dergang der Textilindustrie und 
in den übrigen drei Städten mit 
der Krise der stahlerzeugen-
den und stahlverarbeitenden 
Industrie. In Gera wurde die 
Phase des Umbruchs mit der 
Wende 1989 eingeleitet. Hier 
stellte auch der Niedergang 
der Textilindustrie ein besonde-
res Problem dar. Ein großer Teil 
der in den Vergleichsstädten 
durchgeführten und geplanten 
Maßnahmen lässt sich auf die 

Schlechtere Lagen im Tal

Strukturkrise
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Situation von Hagen anwen-
den, insbesondere auf die Tal-
räume der Flüsse.

Es gilt die Annahme, dass mit 
Hagen vergleichbare Städte 
auf dem Weg sind, Lösungs-
wege für ihre eigne spezifische 
Situation zu suchen. Es gilt 
im Städtevergleich Fehlent-
wicklungen genauso deutlich 
zu machen wie erfolgreiche 
Handlungsstrategien. Die Un-
tersuchung wurde auf die Be-
reiche begrenzt, die sich bei 
Industriestädten in Tallage in 
besonderer Weise in Abhängig-
keit zur Topographie befinden. 
Im wesentlichen handelt es 
sich hier um planerische Auf-
gaben in den Talachsen. Hier 
besteht in allen vergleichbaren 
Talstädten der größte Hand-
lungsbedarf. Nicht nur weil es 
sich hier um die Flächen han-
delt, die zuerst besiedelt wur-
den und somit noch heute am 
intensivsten genutzt werden, 
sondern weil hier zur Zeit die 
größten Nutzungsänderungen 
stattfinden.

Es wird untersucht, welche 
Komponenten in der Vergan-
genheit auf die Stadtstruktur 
Einfluss genommen haben. 
Dabei ist zu unterscheiden 
zwischen den konstanten Be-
dingungen, wie der Topografie, 
und den variablen Größen, wie 
zum Beispiel dem Wirtschafts-
wachstum usw.. Es wird auf-
gezeigt, welche dieser Kompo-
nenten heute noch bestehen 
und zu welchen Zeitpunkt 
bestimmte Einflussfaktoren 
aufgehört haben zu existie-
ren. Dabei wird geprüft, ob 
neue Komponenten hinzu ge-
kommen sind und ob sie den 
Wegfall alter Entwicklungs-
bedingungen kompensieren 
konnten.

Wichtig ist die Frage, ob die 
Vergleichsstädte die Tallagen 

in ihren Entwicklungskonzep-
ten als Hauptentwicklungsach-
sen betrachten und in welcher 
Weise erfolgten bzw. drohen-
den Funktionsverlusten entge-
gengewirkt wird. Wie vollzieht 
sich in den alten Achsen ein 
Funktionswechsel? Wird er 
durch städtebauliche Maßnah-
men gesteuert? Welche Strate-
gien wurden entwickelt, den 
Talraum zu stärken?

Von besonderem Interesse ist 
die Frage, wie sich die Besie-
delung in Abhängigkeit von 
der Topografie entwickelt hat 
und wie bei einer stagnie-
renden oder schrumpfenden 
Bevölkerungsentwicklung der 
Gesamtstadt innerhalb der 
Stadtgrenzen kleinräumige 
Veränderungen der Einwohner-
dichte erfolgen. Gibt es bei den 
Vergleichsstädten topografisch 
benachteiligte Bereiche, die 
sich schneller entleeren, wie 
andere Quartiere mit besseren 
Lebensbedingungen?

Für die Beantwortung der 
Fragen wurden die folgenden 
Erhebungen durchgeführt: Mit-
tels Interviews, die vor Ort mit 
den Planungsbehörden geführt 
wurden, und der Auswertung 
von statistischen Materialien 
wurden die gemeinsamen 
Merkmale der Vergleichsstädte 
herausgefiltert. Zahlenanga-
ben über die Einwohner- und 
Arbeitsplatzdichten und die 
Verkehrsströme, so weit vor-
handen, sollen in Relation zur 
Topografie Aufschluss über die 
Bedeutung der Tallagen ge-
ben. Bei dem Vergleich wurden 
ausschließlich vorhandene Da-
ten ausgewertet, die von den 
Städten zur Verfügung gestellt 
wurden.

Die Besiedlung der Täler, die 
Ausdehnung der gewerblichen 
Flächen und der Wohngebiete 
konnten anhand historischer 

Karten, denen Höhenlinien-
pläne unterlegt wurden, sowie 
stadtgeschichtlicher Literatur 
rekonstruiert werden. Hinzu 
kam die Auswertung von Anga-
ben zur Einwohnerentwicklung 
in den statistischen Bezirken 
bzw. Distrikten, die bis auf die 
Stadt Gera, etwa den Zeitraum 
von 1980 bis 2000 umfassen. 
Alle Pläne zur Auswertung des 
statistischen Materials wurden 
auch mit Höhenlinien unterlegt.

Ergebnisse
Trotz erheblicher Funktionsver-
luste in der Talachse haben die 
Städte ihren ursprünglichen 
Charakter weitgehend erhal-
ten können. Obwohl die besie-
delten Flächen in allen Städten 
kontinuierlich gewachsen sind, 
stellen die den Talraum be-
grenzenden Berge noch immer 
natürliche Barrieren dar, deren 
Bebauung nur eingeschränkt 
möglich ist. 
Die Komponenten Gewerbe, 
Wohnen und Verkehr, die zur 
Ausbildung des Stadtkörpers 
beigetragen haben, sind in der 
Talachse alle noch vorhanden. 
Allerdings gibt es erhebliche 
Einbußen im gewerblichen Be-
reich. Die Verluste an Arbeits-
plätzen in den ursprünglich 
vorhandenen Industriezweigen 
konnten durch die Zuwäch-
se im Dienstleistungsbereich 
nicht ausgeglichen werden. 
Firmenabwanderungen der 
letzten Jahre wurden auch mit 
dem fehlenden Flächenange-
bot begründet. 
Die Städte Siegen und Ha-
gen haben in den 70er Jahren 
durch Flussbegradigungen 
zusätzliche gewerbliche Bau-
flächen in bis dahin wenig 
genutzten Talräumen schaffen 
können. Zur Maximierung des 
Flächengewinns musste die 
Lenne in Hagen auf einer Län-
ge von ca. 3,6 km in ein neues 
Bett verlegt werden. Ähnlich 

Entwicklung industriell geprägter Talstädte
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wurde in Siegen mit der Sieg 
verfahren, um dort ein großes 
zusammenhängendes Gewer-
begebiet erschließen zu kön-
nen. Die Städte Wuppertal und 
Saarbrücken bauen die Talach-
se zu einem wichtigen Stand-
ort für das Dienstleistungsge-
werbe aus. Durch die Stärkung 
des Dienstleistungssektors soll 
teilweise der Rückgang von 
Arbeitsplätzen im produktiven 
Gewerbe aufgefangen werden. 
Während Wuppertal und Gera 
zusätzliche Gewerbeflächen 
in höheren Lagen entwickeln, 
wird in Saarbrücken versucht, 
den Flächenbedarf für gewerb-
liche Ansiedlungen überwie-
gend auf Gewerbebrachen in 
der Talachse abzudecken. Die 
Stadt Siegen bereitet die Aus-
weisung neuer Gewerbestand-
orte auch in Hochlage in der 
Nähe von Autobahnabfahrten 
vor. In Nordrhein-Westfalen 
hat Wuppertal eine Vorreiter-

funktion hinsichtlich der Wie-
deraufbereitung von Eisen-
bahnbrachen.

Die Tallagen leiden zum Teil un-
ter einem erheblichen Image-
problem. Dazu zählen die 
hohen Lärm- und Schadstoff-
belastungen, die hauptsächlich 
auf den Straßenverkehr zurück-
zuführen sind. Hinzu kommt 
das äußere Erscheinungsbild, 
das durch Gewerbebrachen, 
minderwertige Nachnutzun-
gen in ehemals für industrielle 
Zwecke errichteten Gebäuden, 
gesichtslosen Fassaden von 
neuen Fachmärkten und unü-
bersichtlichen Kleingewerbe-
strukturen geprägt ist. 

Vergleichsstädte wie Wuppertal 
haben deshalb damit begon-
nen, in sogenannten Sorgfalts-
bereichen in der Talachse noch 
intakte Strukturen zu stärken 
und weiterzuentwickeln. Durch 

Rückbau der Straßen wurden 
Flächen für Begrünungsmaß-
nahmen geschaffen. Es wird 
versucht, an mehreren Stellen 
der Talachse gute Adressen 
für Dienstleistungsbetriebe zu 
schaffen. 

Die Wiederaufbereitung von 
Gewerbebrachen ermöglich-
te den Vergleichsstädten eine 
Aufwertung der Tallagen. Es 
wurden Flussufer zugäng-
lich gemacht und zusätzliche 
Grünanlagen angelegt. An 
vielen Stellen wurden auf den 
Gewerbebrachen Einzelhan-
delsnutzungen und Dienstleis-
tungsbetriebe angesiedelt, die 
sich weniger störend auf die 
benachbarte Wohnbebauung 
auswirken, als die früheren 
Industriebetriebe. Allerdings 
ist es nur in Einzelfällen gelun-
gen, höherwertiges Gewerbe 
der Technologiebranche anzu-
siedeln.

Entwicklung industriell geprägter Talstädte
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In den Vergleichsstädten ist 
es nicht gelungen, die Wohn-
verhältnisse in den Tallagen 
insgesamt zu verbessern. Die 
schwindenden Industrieimmis-
sionen wurden zum Teil durch 
zunehmende Verkehrsimmis-
sionen ausgeglichen. Die Vor-
belastung der Tallagen durch 
Verkehrsimmissionen ist an 
einigen Stellen so groß, dass 
hier die Wohnnutzungen nicht 
weiter ausgedehnt werden 
können. Gewerbebrachen wer-
den zum Teil sehr stark durch 
Verkehrsstränge beeinträchtigt, 
sodass sie für eine Umnutzung 
zu Wohnzwecken nicht mehr in 
Frage kommen. Aufgrund der 
genannten Beeinträchtigungen 
ist eine Vermehrung des Wohn-
raumes in den Tallagen aller 
Vergleichsstädte nur bedingt 
möglich. 

Dass die Wohnstandorte in den 
Tallagen weniger nachgefragt 

werden, zeigt sich an der Leer-
standsquote, die hier höher ist 
als in anderen Gegenden.

Die generellen Probleme der 
Suburbanisierung bestehen 
in den Talstädten ebenso wie 
in anderen Großstädten. Die 
Randwanderung lässt sich auf-
grund des Bodenpreisgefälles 
in Richtung der Umlandge-
meinden - so wie in allen Bal-
lungsräumen - nicht aufhalten.

Hinzu kommt der stetig stei-
gende Bedarf an Wohnfläche 
pro Kopf der Bevölkerung, so 
dass grundsätzlich mit einem 
Rückgang der Bevölkerung 
zu rechnen ist, wenn die Ge-
samtwohnfläche nicht ver-
größert werden kann. In den 
Altbaugebieten ist daher im-
mer von einem Rückgang der 
Bevölkerung auszugehen, da 
hier die Wohnbaufläche kaum 
vermehrbar ist und selbst bei 

einem guten Investitionskli-
ma damit zu rechnen ist, dass 
durch Sanierungsmaßnahmen, 
wie zum Beispiel durch den 
Abriss von Hintergebäuden, 
der Wohnraum verknappt 
wird. Hinzu kommt der Seg-
regationsprozess, von dem in 
hohem Maße die Altbaugebie-
te betroffen sind. Da sich die 
Altbaugebiete überwiegend in 
den Tallagen befinden, ist der 
Segregationsprozess in den 
Vergleichsstädten hauptsäch-
lich ein Problem der Talachsen. 
Es gibt nicht nur ein Preisgefäl-
le zwischen den Kernbereichen 
der Ballungsräume und den 
Umlandgemeinden, sondern 
ein deutliches Gefälle in Ab-
hängigkeit von der Topografie: 
Die Bodenpreise steigen in der 
Regel mit der Höhenlage der 
Baugrundstücke. Kostengünsti-
ger Wohnungsbau kann somit 
am ehesten in Tallagen statt-
finden.

Entwicklung industriell geprägter Talstädte
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Stadterneuerungsprojekte in 
Altbaugebieten der Talachse, 
wie zum Beispiel in Wuppertal, 
und die Förderung der Iden-
tifikation der Einwohner mit 
ihrem Stadtteilen haben zu-
mindest teilweise zu einer Sta-
bilisierung der Bevölkerungs-
struktur beigetragen. Auch die 
Schaffung von zusätzlichen 
Grünflächen auf Gewerbebra-
chen und die Herausnahme 
des Durchgangsverkehrs aus 
Wohnvierteln haben, wie zum 
Beispiel in Hagen, in der Talla-
ge die Wohnverhältnisse zum 
Teil spürbar verbessert.

In allen Vergleichsstädten ha-
ben die Tallagen ihre Funktion 
als Wohnstandort behalten. 
Sofern Bevölkerungsrückgänge 
zu verzeichnen sind, verhalten 
sich diese in der Summe nicht 
überproportional zu den Ver-
lusten der Gesamtstadt.

Wuppertal ist die einzige Stadt, 
mit durchgängig starken Be-
völkerungsrückgängen in den 
Altbaugebieten der Talachse 
im Vergleichszeitraum. Diese 
resultieren allerdings zual-
lererst aus dem gestiegenen 
Wohnraumbedarf pro Einwoh-
ner. Trotz sich abzeichnender 
Leerstände, weisen diese Quar-
tiere immer noch die größten 
Bevölkerungsdichten von ganz 
Wuppertal auf. Da von dem 
steigenden Wohnraumbedarf 
auch die Wohnquartiere be-
troffen sind, die seit den 50er 
Jahren entstanden sind, zeich-
nen sich in den Vergleichs-
städten auch dort stellenweise 
Bevölkerungsverluste ab. Die 
hohen Einwohnerverluste der 
Plattenbausiedlungen in Gera 
sind jedoch überwiegend auf 
den Wegzug der Bewohner zu-
rückzuführen. Es ergeben sich 
Leerstandsquoten von 20% 
und mehr. Die entsprechenden 
Quoten in den Altbauquartie-
ren in der Talachse von Gera 

liegen nicht höher. Aufgrund 
der Wiederherstellung vie-
ler Wohnungen in Altbauten 
können diese Quartiere stel-
lenweise sogar relativ hohe 
Zuwächse trotz der Leerstände 
aufweisen.

Seit dem Ende der 70er Jahre 
hat in den Vergleichsstädten 
weitgehend eine Abkehr vom 
Leitbild der autogerechten 
Stadt stattgefunden. In den 
Talachsen von Saarbrücken, 
Wuppertal und Hagen werden 
keine zusätzlichen Schnell-
straßen mit kreuzungsfreien 
Anschlüssen mehr gebaut. 
Lediglich in Siegen wurde der 
Bau der autobahnähnlichen 
Hüttentalstraße fortgesetzt. 
Die Vergleichsstädte haben 
sich in den vergangenen zehn 
Jahren dafür eingesetzt, die 
Verkehrsemissionen zu redu-
zieren. Hauptsächlich wurden 
seit Anfang der 90er Jahre die 
ÖPNV-Angebote verstärkt. 
Saarbrücken und Gera setz-
ten erfolgreich auf den Aus-
bau des schienengebundenen 
Personenverkehrs. Der Anteil 
der Radfahrer am Gesamtver-
kehrsaufkommen konnte trotz 
Schaffung zusätzlicher Rad-
wege aufgrund der topografi-
schen Situation der Vergleichs-
städte nicht spürbar erhöht 
werden. Den Bemühungen der 
Städte, den Umweltverbund zu 
stärken, stehen die Verschlech-
terungen des Angebotes im 
Bahnverkehr entgegen. Die 
Bahn lässt auf Mittelgebirgs-
strecken keine Fernzüge mehr 
fahren, wovon insbesondere 
die Städte Gera und Siegen be-
troffen sind.

In allen Vergleichsstädten be-
steht die Möglichkeit, entlang 
der Schienstränge in den Tal-
lagen zusätzliche Haltestellen 
einzurichten. Es bestehen Be-
strebungen, wie zum Beispiel 
in Wuppertal, Nebenstrecken 

auch für den Ausflugsverkehr 
aufzuwerten.

Der Güterverkehr auf den Stra-
ßen stellt für die Vergleichs-
städte zur Zeit noch ein unge-
löstes Problem dar. Weil sich 
die Bahn zu großen Teilen aus 
dem Güterverkehr zurückzieht 
und Industrieanschlussgleise 
in den Tallagen aufgibt, wer-
den immer mehr Altstandorte 
der Industrie ausschließlich 
über die Straße angedient. Die 
Verbindung zu den überwie-
gend in Hochlage befindlichen 
Autobahnen verläuft an vielen 
Stellen durch Wohngebiete. Die 
noch vorhandene Bahninfra-
struktur in den Tallagen bietet 
allerdings das Potenzial, den 
Güterverkehr zu einem großen 
Teil wieder auf die Schiene zu-
rück zu verlagern. Auch bieten 
schienengebundene Systeme 
des Personennahverkehrs die 
Möglichkeit, den Transport von 
Gütern mit zu übernehmen.

Der Ausweitung der Siedlungs-
flächen sind bei Talstädten auf-
grund der Topografie engere 
Grenzen gesetzt als bei Städ-
ten im Flachland. Noch unbe-
baute Flächen in der Talsohle 
sind in Abhängigkeit von der 
Höhenlage entsprechend den 
gesetzlichen Vorgaben als Re-
tentionsflächen von Bebauung 
freizuhalten. Bisher unbebau-
te Seitentäler und Hanglagen 
können nur dann baulich ge-
nutzt werden, wenn sie keine 
wichtige Funktion als Entste-
hungs- und Abflussgebiete für 
die Kaltluft haben. Die land-
schaftlich bedingten Restrikti-
onen tragen zum Erhalt einer 
großen Randlänge des Sied-
lungskörpers im Verhältnis zu 
seiner Fläche bei. Das bedeutet, 
dass auch weiterhin ein sehr 
hoher Anteil der Bevölkerung 
am Stadtrand, in unmittelba-
rer Nähe zusammenhängender 
Naturräume leben wird.

Entwicklung industriell geprägter Talstädte
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Bis auf Wuppertal wurde in 
den Vergleichsstädten noch 
nicht damit begonnen, in grö-
ßerem Umfang Hochflächen zu 
bebauen. Weil die Autobahnen 
in Kammlinie der Mittelgebir-
ge verlaufen, besteht teilwei-
se das Interesse, in ihrer Nähe 
in Kuppenlagen gewerbliche 
Bauflächen auszuweisen. Ab-
gesehen von aufwendigen Ge-
ländemodellierungen, die mit 
der Erschließung und dem Bau 
von Hallen verbunden sind, ist 
zu bedenken, dass diese Flä-
chen in der Regel nicht über 
den Schienenverkehr erschlos-
sen werden können.

Die vorhandene Verkehrsinfra-
struktur und die vielfältigen 
Nutzungen in den Talachsen 

werden auch in Zukunft dazu 
beitragen, dass sie das Rück-
grat der Vergleichsstädte dar-
stellen. Die Tallagen haben 
das Potenzial, langfristig zu 
attraktiven Einzelhandels- und 
Dienstleistungszentren aus-
gebaut zu werden. Die Kultur- 
und Freizeitangebote können 
hier dem Bedarf entsprechend 
auch in Gebäuden, die die In-
dustriegeschichte bezeugen, 
weiterentwickelt werden.

Anders als in andern Städten 
besteht in den Talstädten ein 
spannungsreiches Gegenüber 
von Natur- und Stadträumen, 
von Dichte und Weite. Maß-
nahmen zur Entzerrung des 
Verkehrs und zur Verhinderung 
von Monostrukturen könnten 

langfristig dazu beitragen, dass 
die Tallage für einen Teil der 
Bevölkerung ein Wohnstandort 
mit eignen hohen Qualitäten 
bleibt.

Die aufgestellte These, dass 
die Topografie der Tallagen ei-
nerseits zu einem bestimmten 
Stadttyp, der „Industriell ge-
prägten Talstadt“ geführt hat; 
dass andererseits diese einst 
für die Entwicklung günstige 
Topografie zu besonderen Pro-
blemen führt und besondere, 
vom gängigen abweichende 
Maßnahmen erfordert, wurde 
durch die Untersuchung der 
Talproblematik an den Bei-
spielstädten belegt.

Politik muss Spaß machen, 
schließlich wollen die Bundes-
tagsabgeordneten nicht nur 
bierernst sein. Solche Fälle 
von „Heiterkeit“ oder sogar 
„Lachen“ werden akribisch im 
Plenarprotokoll vermerkt und 
irgendwer hat jüngst die Sit-
zungen 1 bis 80 der laufenden 
Legislaturperiode daraufhin 
ausgewertet.
Keiner hat soviel Spaß wie die 
CDU/CSU-Fraktion. 730 Mal 
notierten die Protokolle „Hei-
terkeit“ oder „Lachen“ bei den 
Christsozialen. Doch liegen sie 
damit nur drei Lacher vor der 
SPD. Ein paar weitere originel-
le Formulierungen oder hüb-
sche Versprecher und die Sozis 
ziehen lachend an ihrem Part-

Einwegunterwäsche/ Schweine im Bett

Lustiger Bundestag
Martin Schlegel, Hagen

ner vorbei. Lachender Dritte 
– aber mit klarem Abstand zu 
den beiden großen Vorbildern 
– ist die FDP. 541 Mal kam bei 
die Liberalen Freude auf. Da-
mit besetzen sie unangefoch-
ten die Mitte, denn Linke (416) 
und Grüne (411) haben im 
Bundestag derzeit eher wenig 
zu lachen. 

Wenn es immer noch richtig ist, 
dass Lachen befreit, dann be-
kommt diese Plenarstatistik ei-
nen ganz anderen Stellenwert. 
Ein paar Kostproben aus dem 
lachenden Parlament:
„Ihre Aussagen haben die Halb
wertszeit von Einwegunterwä-
sche.“ Klaus Ernst (Die Linke.).
„Ein vierköpfiger Familienva-

ter...“ Michael Hennrich (CDU).
„Herr Kollege Bahr, Sie den-
ken daran, dass Sie nur eine 
begrenzte Redezeit zur Verfü-
gung haben. Sie reicht nicht 
aus, wenn Sie jetzt mit der Ver-
lesung des Dudens beginnen.“ 
Bundestagspräsident Norbert 
Lammert (CDU).
„Ein Einzelbett hat eine Größe 
von einem mal zwei Metern, 
also zwei Quadratmetern. Jetzt 
rechnen Sie sich das einmal 
aus: Drei Schweine à 110 Ki-
logramm sollen in dieses Ein-
zelbett passen. Ich sage Ihnen: 
Drei Schweine im Bett, das 
ist zu viel! ... Zwei Schweine 
im Bett, das finde ich okay.“ 
Bärbel Höhn (Bündnis 90/Die 
Grünen).

Lustiger Bundestag

Die Täler bleiben 
das Rückgrat

Über Statistik:
„Warum haben viele 
Menschen etwas ge­
gen: Mehr Zahlen?“ 
„Weil sie ein kleines 
z befürchten.“
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Es ist schon ein par Jahre her. 
Hagens Oberbürgermeister 
hatte mich zu sich gebeten, um 
mit mir über ein paar Statis-
tiken zu reden. Der damalige 
OB war beileibe kein Zahlen-
freak, aber dennoch jemand, 
der mit Zahlen argumentierte 
und argumentieren wollte. So 
hatte er sich bereits mit einem 
ziemlichen Zahlenkranz ver-
sorgt. Daten vom Arbeitsamt, 
der Industrie- und Handels-
kammer, der Handwerkskam-
mer, den Kirchen und vielen 
anderen. Das Problem war: 
Jede Institution lieferte Zahlen 
für ihr Gebiet und jedes war 
anders, keines deckte sich mit 
dem der Stadt Hagen. Die Da-
ten mochten alle stimmen, ihr 
Informationswert war nicht 
berauschend.
Fazit: Das Amt für Statistik und 
Stadtforschung nahm sich der 
Sache an und brachte 1999 
das Heft „Stadtteildaten“ 
heraus. Jedem der 39 Wohn-
bezirke widmete dieses Heft 
zwei Seiten. Eine Seite war 
dem Bezirks-Plan vorbehalten, 
die andere Seite bestand aus 
Zahlen über Einwohner, PKW, 
Wohnungen, Sozialhilfeemp-
fänger, Schulen, Kindergärten 
usw. Um den Bezirk besser ins 
Stadtgefüge einordnen zu kön-
nen, enthielt die Tabelle den 
Bezirks- und den Stadtwert.
Diese Broschüre erfüllte offen-
bar das, was Politik und Ver-
waltung wünschten, wie vielen 
zustimmenden Äußerungen 
zu entnehmen war. Kurz und 

Statistik im Sommerloch – Zeitungs-Oskar - Stadtteildaten

Hohe Ehrung auf 
internationalem Parkett
Martin Schlegel, Hagen

knapp, informativ und leicht 
verständlich. Deswegen er-
schien 2004 eine zweite Aufla-
ge mit frischen Zahlen.
In 2006 erfuhr das Heft Beson-
deres. Die Lokalredaktion der 
Hagener Westfalenpost stand 
wieder vor dem alljährlichen 
Problem Sommerflaute. Weni-
ge Nachrichten fallen an und 
es sind auch wenige Leute da, 
die sie zu Artikeln verarbeiten 
konnten. Schließlich fahren 
auch die Journalisten gerne in 
Urlaub. In der Situation ent-
wickelte ein Redakteur  das 
Konzept „Wir sind Hagen“. Er 
nahm das Stadtteilheft, ließ 
die Daten aktualisieren und 
hatte so eine Grundlage für 
39 Beiträge. 39 Tage nachein-
ander wurde jeweils ein Bezirk 
vorgestellt. Jeder Bezirk hatte 
eine ganze Zeitungsseite für 

sich. Gefüllt war sie mit einem 
Bericht über einen Stadteilspa-
ziergang, in dem prominente 
und andere Bürger zu Wort 
kamen, etlichen Bildern, einer 
bisweilen frechen Überschrift 
und eben dem, was die Statis-
tik geliefert hatte. 
Viele harte Fakten, locker ver-
packt und griffig präsentiert; 
eine der besten Statistiken, die 
ich je gesehen habe.
Auch anderen gefiel diese 
Sommerserie. Und so erhielt 
die Westfalenpost beim 8. Eu-
ropäischen Zeitungskongress, 
der im März 2007 in Wien 
tagte, einen „Award of Excel-
lence“, der auch schon mal 
als Zeitungs-Oskar bezeichnet 
wird. Eine riesige Auszeich-
nung, schließlich haben sich 
bei dem Wettbewerb Zeitungs-
titel aus 26 Ländern beteiligt.

Das Bild zeigt (v.l.n.r.) 
Torsten Berninghaus, für die Serie ver-
antwortlicher Redakteur, Norbert Küp-
per, Gründer des Wettbewerbs, sowie 
Jörg Bartmann, stellvertretender Chef-
redakteur der Westfalenpost nach der 
Ehrung in Wien.



68	 Stadtforschung und Statistik 2/ 07

Schon dem Stadtgründer, dem 
Schauenburger Graf Adolf  IV, 
fiel die exponierte Lage am 
Wasser auf und er ließ um 
1233 die „Holstenstadt tom 
Kyle“ anlegen. Seit 1242 mit 
den Stadtrechten ausgestat-
tet, entwickelte sich Kiel, ver-
stärkt nachdem die Marine 
1865 ihren ersten Hafen hier 
errichtete, zum Mittelpunkt der 
Wirtschafts- und Kulturregion 
Schleswig-Holstein.

1946 zur Landeshauptstadt 
gekürt, diente vor allem die 
„Kieler Woche“, ein weltweit 
bekanntes Segel- und Kulturer-
eignis jedes Jahr im Juni, als 
Plattform für die Grundlagen 
internationaler Beziehungen 
nach Skandinavien und später 
besonders in Richtung Osteur-
opa. Heute ist die Kieler Woche 
die größte Segelveranstaltung 
der Welt und das größte Som-
merfest im Norden Europas.

Kiel ist Sitz der schleswig-hol-
steinischen Landesregierung 
und wichtigstes Dienstleis-
tungs- und Bildungszentrum 
des Landes, fast drei Viertel der 

Von der „Holstenstadt tom Kyle“ zur „Welthauptstadt des 
Segelns“

Willkommen zur 
Statistischen Woche
Eyk-Röttger Naeve, Kiel

hier Beschäftigten arbeiten in 
diesen beiden Bereichen.

Das Element Wasser prägt das 
Erscheinungsbild der Stadt in 
vielfältiger Weise, sei es durch 
die Förde mit ihren Stränden, 
die Hafenanlagen mit ihren 
Portalkränen, die riesigen Pas-
sagierfähren, die renommier-
ten Werften, die internationale 
Meeresforschung und nicht 
zuletzt dem Weltklasse-Was-
sersport. 1972 war Kiel zum 
zweiten Mal nach 1936 Aus-
tragungsort der olympischen 
Segelwettbewerbe. 

Zu den obersten Stadtzielen 
der rund 232.000 Einwohner/
innen starken Landeshaupt-
stadt gehören heute u. a. Kin-
der– und Familienfreundlichste 
Stadt werden,  Arbeitsplätze 
schaffen und die Wissenschaft 
stärken, KIEL.SAILING CITY - 
Welthauptstadt des Segelns.
Kiel heißt Sie willkommen in 
einer traditionsreichen, le-
bendigen Stadt, die sich zum 
zweiten Mal nach 1978 freut, 
Gastgeberin der „Statistischen 
Woche“ seien zu dürfen.
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Dies ist ein Bericht über eine 
Reise zur Erkundung der politi-
schen Kultur in der ehemaligen 
reußischen Residenzstadt und 
Bezirkshauptstadt der DDR, 
Gera, aus Anlass einer Statisti-
ker-Tagung. [www.gera.de; 
www.gera-tourismus.de]

Zum dritten Treffen der Ex-AG 
im Verband Deutscher Städ-
testatistiker (VDSt), im Vorfeld 
seiner Frühjahrstagung in Gera 
vom 19. bis 21. März 2007, sind 
vierzehn Teilnehmer gefahren. 
Die als Schlagzeile formulierte 
Frage des Editorials der Ausga-
be 1-2007 dieser Zeitschrift ist 
mithin beantwortet. Sechs, elf 
und Gera: 14!

Auch diesmal wieder profitier-
ten die Beteiligten von der pro-
fessionellen und anspruchsvoll 
kollegialen Vorbereitung des 
AG-Leiters, Dr. Ludwig von 
Hamm: Unterkunft, Exkursio-
nen, Besichtigungen und Orte 
des geselligen Treffens – alles 
war vorher erkundet, aus- und 
aufgesucht worden und er-
möglichte nun die freundliche 
Zuwendung unterwegs. Und 
sie genossen, auch in der Erfül-
lung ihrer spontanen Wünsche, 
die Gastfreundschaft des ger-
schen Statistikchefs, Bernhard 
Schletz. Die Wahl des regio-
nalspezifischen Adjektivs mag 
verdeutlichen, dass der in der 
Verwaltung und im sozialen 
Leben der Stadt fest verwur-
zelte Kollege Schletz, es auch 
deswegen schaffte, spontane 
Wünsche zu erfüllen, die – ein 
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Beispiel – an Verwaltungsmit-
arbeiter heranzutragen, man 
sich eigentlich genieren sollte: 
Unser Samstagswunsch war, 
am geschlossenen Montag 
eine Ausstellung im Stadtmu-
seum Gera zu besichtigen. Er 
wurde erfüllt, wie später be-
richtet werden kann.

Das Quartier
Unser Standquartier war das 
Hotel „Brüning’s Linden“ (so 
von den Besitzern geschrie-
ben). Es liegt in dem vor über 
50 Jahren nach Gera einge-
meindeten Zeulsdorf, ruhig 
und beschaulich am Rande 
der Stadt, ist gleichwohl vom 
Zentrum aus mit der Straßen-
bahn rasch und regelmäßig zu 
erreichen, weil der Ort an den 
einwohnerstärksten Stadtteil 
Geras angrenzt: Lusan, domi-
niert von industriellen Fertig-
bauten, zählt um die 25 000 
Einwohner und beherbergt 
mithin etwa ein Viertel der Be-
wohner der Stadt. Das Hotel 
hat einen älteren VDSt-Bezug: 
Als die Zukunft der ehemali-
gen Jugendherberge noch un-
gewiss war, im Jahre 1993, hat 
dort eine der Tagungen der Re-
gionalen AG Ost unseres Ver-
bandes stattgefunden, an der 
ich teilgenommen habe. Als ich 
mir jetzt bei der Anreise mei-
nes Weges nicht mehr sicher 
war, fragte ich eine Passantin 
nach „Brüning’s Linden“; sie 
antwortete freundlich und be-
stimmt mit der Wegbeschrei-
bung zur Jugendherberge. Die 
Jugendherberge war ein ange-

nehmer Rückzugs- und Aufent-
haltsort für die älteren Herren 
Statistiker im Ruhestand und 
ihre Begleiterinnen.

Die Gedenkstätte 
im Torhaus
Den Rückzugsraum zu haben, 
war der Bewältigung des an-
spruchsvollen Programms för-
derlich. Eingetroffen am 16. 
März 2007, machten wir uns 
am Sonnabend, dem 17. März, 
auf den Weg zur Gedenk- und 
Begegnungsstätte im Torhaus.  
[www.torhaus-gera.de] 
Im ehemaligen Verwaltungs-
trakt des Gerichtsgefängnisses 
unterhält der Verein „Gedenk-
stätte Amthordurchgang“ e. V. 
mit Bundes- und Landesför-
derung seit dem 18. Novem-
ber 2005 eine Anlaufstelle für 
Kommunikation, Information 
und Dokumentation über die 
politische Haftanstalt 1933-
1945 und 1945-1989. Die 
Geschäftsführerin der Einrich-
tung, Kathrin Zimmer, 1984 In-
sassin des dort gelegenen Stasi 
– Untersuchungsgefängnisses, 
stellte uns die Arbeit der Ge-
denkstätte vor. 

Auf der Website des Vereins 
sind die Ziele so formuliert: 
„Der „Amthordurchgang“, 
der Name einer Straße im 
Stadtkern Geras, war für viele 
Menschen Synonym für Poli-
zei, Haft und politische Will-
kür. Unser Verein will mit der 
Errichtung einer Gedenk- und 
Begegnungsstätte im Torhaus 

Montag im Museum

Bericht einer 
Betroffenen
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der ehemaligen politischen 
Haftanstalt und anderen Pro-
jekten Raum schaffen, um die 
Geschichte politischer Straf-
justiz zu dokumentieren, die 
tatsächlichen Geschehnisse 
darzustellen, zu diskutieren, an 
die Opfer politischer Gewalt-
herrschaft vor und nach 1945 
zu erinnern, zu gedenken und 
in das öffentliche Bewusstsein 
zu rücken.“ 

Die Gedenkstätte ist der noch 
erhaltene Rest des Gefängnis-
ses, das in der ehemaligen Be-
zirkshauptstadt 1952/53 dem 
Ministerium für Staatssicher-
heit übergeben worden war 
und von da an bis zum Ende 
der DDR als Untersuchungs-
haftanstalt für politische Häft-
linge gedient hat. Sie soll vor 
allem dazu beitragen, das De-
mokratieverständnis der jun-
gen Generation zu begleiten 
und zu sichern. Schön, dass es 
in Gera dafür einen besonde-
ren Ort gibt. Da man – Goe-
the paraphrasierend - nur das 
sieht, was man weiß, könnten 
die für den Tourismus Verant-
wortlichen uns Gästen diesen 
bedeutsamen Ort in ihren zur 

beitet worden ist, und zwar 
für die Sowjetunion, die damit 
Atomwaffen herstellte. Und 
dies in einer Menge, die im 
Laufe der Jahre für rund 500 
Atomtests gereicht hat. 

Wismut war – keineswegs zu-
gespitzt formuliert – ein Staat 
im Staate. Rasch nachdem die 
„Staatliche Aktiengesellschaft 
der Buntmetallindustrie „Wis-
mut“ -  Zweigniederlassung 
der unter der gleichen Firma in 
Moskau bestehenden Haupt-
niederlassung“ 1947 gegrün-
det wurde, wurde die sowjeti-
sche Aktiengesellschaft (SAG) 
zu einer wichtigen Quelle für 
die Reparationsleistungen 
an die Sowjetunion (bis Ende 
1953). Bei der Bedeutung des 
Unternehmens konnten sich 
die Beschäftigten vieler Privile-
gien erfreuen; bei den Arbeits-
bedingungen waren die in der 
Förderung Arbeitenden jedoch 
nicht privilegiert.

Am Beginn der fünfziger Jahre 
hatte die Wismut rund 117.000 
Beschäftigte, 1960 waren es 
etwa 51.500 und seit 1962 
bis zum Ende bei der Wende 
blieb die Beschäftigtenzahl 
mit 45.000 relativ konstant. 
Gefördert wurden zwischen 
1945 und 1990 rund 231.000 t 
Uran.
Nach der Vereinigung der ehe-
mals getrennten Teile unse-
res Landes, ist die Sowjetisch 
– Deutsche  Aktiengesell-
schaft (SDAG) Wismut in eine 
GmbH umgewandelt worden. 
[www.wismut.de.] Uran-
erze werden nicht mehr abge-
baut. Die Folgen der rabiaten, 
reichlich sorg- und bedenken-
losen Abbau- und Verhüttungs-
methoden des Uranerzes in 
Sachsen und Thüringen zeigte 
uns ein Film des Mitbegrün-
ders der DDR–Umweltbewe-
gung, Michael Belaites. Die 
Beseitigung der Folgen wird 

Bild 1: Gedenkstätte im Torhaus Bild 2: Ausstellungsstücke in der Gedenk-
stätte – Geruchsproben
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Bundesgartenschau (BUGA 
’07) zahlreich erschienenen 
neuen Stadt - Prospekten nahe 
bringen, ihn dokumentieren 
und in den Stadtplänen mar-
kieren. www.buga2007.de.

BUGA und Wismut
Die Folgen gesellschaftlicher 
Systeme zu überwinden, dau-
ert bisweilen länger als ihr Be-
stand. Die Widersprüchlichkeit 
der Bewältigungsarbeit wurde 
uns auch beim herausragenden 
Ereignis im Gera des Jahres 
2007 offenbart. Die BUGA ’07 
findet vom 27. April bis zum 14. 
Oktober 2007 in zwei benach-
barten Orten statt. In Gera ist 
es der Hofwiesenpark am Ufer 
der Weißen Elster und in Ron-
neburg eine Gegend, die jetzt 
so heißt: „Neue Landschaft 
Ronneburg“. Aber eigentlich 
ist das in Ronneburg altes, ge-
beuteltes Wismut – Land, was 
allerdings auch schon eine mit 
Bedacht gewählte Beschöni-
gung für den Sachverhalt war, 
dass dort – wie an anderen 
thüringischen und sächsischen 
Orten in der ehemaligen DDR 
– von der Wismut seit 1946 
Uranerz gefördert und verar-

Stasi-Gefängnis

BUGA in Gera und 
Ronneburg
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von der Bundesrepublik mit 
6,2 Milliarden EURO finanziert, 
wenn das denn reicht... Zu be-
arbeiten sind 1400 km offene 
Grubenbaue, 311 Millionen 
Kubikmeter Haldenmaterial 
und 160 Millionen Kubikmeter 
radioaktiver Schlamm. Einiges 
davon liegt in Gegenden um 
Gera, die wir besucht haben. 
Zur Beseitigung der Schäden 
können nun – wenn man die 
gegenwärtigen Arbeits- und 
Lebensbedingungen mitfühlt: 
erfreulicherweise - manche 
von denen beschäftigt werden, 
die sie zu produzieren hatten. 

Der Zusammenbruch der In-
dustrie in der Industrieregion 
Gera hatte, wie andernorts in 
der ehemaligen DDR auch, dra-
matische Folgen fürs Leben der 
Menschen. Was sich an Ver-
besserungen und Aufschwung 
in Gera nun wieder tut, do-
kumentiert der anschauliche 
Statistische Quartalsbericht 
für die Stadt. [Über die Rubrik 
„Zahlen & Fakten“ in www.
gera.de].

Vom „Balkon“ aus haben wir 
die alte, neu hergerichtete 
Ronneburger Landschaft ge-
sehen. „Gast in Gera, Reisen 
für Gruppen“ verstellt den 
Blick so: „Den Kontrast zur 
städtischen Nähe des Hof-
wiesenparks bildet die unver-
wechselbare Neue Landschaft 
Ronneburg mit ihrer Weite. Die 
neue Landschaft Ronneburg 
entsteht als völlig neu gestal-
teter Natur- und Erlebnisraum 
auf dem Gelände des einstigen 
Erzbergbaus. Die Renaturie-
rung des Ronneburger Gebie-
tes gilt als weltweit größtes 
Sanierungsprojekt im Bergbau 
und Umweltschutz.“

Als Anteil nehmender Exkursi-
onist und Flaneur habe ich Ver-
ständnis dafür, dass der Auf-
schwung für die Region durch 

die BUGA ’07 nicht durch 
negative Konnotationen ge-
bremst werden soll. Aber einer 
von uns stellte in der Diskus-
sion – immer noch im Torhaus 
– die Frage, welche Schäden 
man eigentlich in Kauf neh-
me, wenn man nicht nur die 
Umweltschäden verschweige, 
sondern auch noch die Schä-
den des großen Schweigens 
darüber akzeptiere.

Bei der Exkursion zu den ehe-
maligen Abbaustätten bei 
Ronneburg begleitete uns 
Ulrich Zippel, Mitarbeiter der 
Gedenkstätte für die „Ver-
schwundenen Orte in der 
Wismut-Region“. Er ist in ei-
nem der Dörfer am Rande des 
(ehemaligen) Tagebaus da-
heim. Wie seine Versuche und 
die anderer, das unangemesse-
ne Schweigen der Wismut über 
die verschwindenden Dörfer 
Gessen und Lichtenberg in der 
DDR zu durchbrechen, in po-
litischer Gefährdung endeten, 
war eine der undramatisch 
übermittelten Erfahrungen un-
ter vielen an jenem frostigen 
Sonnabendnachmittag. Die 
Flucht vor dem kalten Wind in 
die Wärme des Cafés in Col-
lis am jetzt leidlich entlaste-
ten Gessenbach förderte die 
Diskussion über das, was sich 
an diesem Tag bei allen einge-
prägt hatte: Die Ermunterung 
der Initiatoren, ihren differen-
zierten, einfühlsamen Weg be-
hutsam, gleichwohl selbstbe-
wusst weiter zu gehen, weil es 
zu ihm aus unserer Sicht keine 
akzeptable Alternative gibt. 
Und die Erkenntnis, dass das 
Schweigen über Folgeschäden 
gesellschaftlichen Handelns 
weitere Schäden produziert. 

Der Blick hinter die heile Welt 
der BUGA ’07 [Suche nach 
Buga in: www.fettgusche.
net] eröffnet die Perspekti-
ven des künftigen Handelns: 

Wie wird die Beseitigung aller 
Schäden und Giftstoffe aus 
dem jahrzehntelangen Uran-
bergbau zu schaffen sein? 
Und: Welchen Stellenwert hat 
auf diesem Weg die gute Ar-
beit für die BUGA ’07? Dass 
die recht schön anzusehende 
BUGA-Welt nicht heil ist, zeigt 
auch die Geraer Statistik: Sig-
nifikant höhere Anteile älterer, 
verwitweter Frauen an den 
Einwohnern der traditionellen 
Wohngegenden der Wismut-
Arbeiter als in anderen Gegen-
den der Stadt dokumentieren 
es zum einen. Die Wismut-
Witwen: Auch sie ein Erbe der 
Wismut: Zum anderen: Auch 
die Scheidungsrate ist dort hö-
her als woanders in der Stadt. 
Die Männer sind zum Arbeiten 
in den österreichischen Berg-
bau gefahren und irgendwann 
nicht mehr nach Hause gekom-
men; Fernpendeln als Vorspiel 
zum Wechsel.
Unser Besuch bei den ver-
schwundenen Dörfern war ein 
Probelauf für die Wanderun-
gen zu den ehemaligen Dör-
fern Gessen und Lichtenberg, 
die der Verein „Gedenkstätte 
Amthordurchgang“ e.V. wäh-
rend der BUGA ’07 zu be-
stimmten Terminen kostenlos 
anbietet. [www.torhaus-
gera.de/Doerfer2.htm]

Die Höhler
Am späten Nachmittag noch-
mals Bergbau, obschon auf 
weithin entspanntere und be-
kömmlichere Weise. Die Geraer 
Höhler [www.gera-hoeh-
ler.de] sind bergmännisch 
angelegte Stollen zur Lage-
rung von Bier. Wie in anderen 
deutschen Städten war in der 
frühen Neuzeit das Schank- 
und das Baurecht verknüpft: 
Wer ein Haus hatte, konnte in 
Gera Bier brauen und brauchte 
die „Keller unter den Kellern“ 
zur Lagerung und Kühlung. Um 
1850 hatten 221 Bürgerhäuser 

Wismut, BUGA, Greiz ... und Statistik

Wismut-Witwen

Verschwundene Dörfer

Besondere Bierkeller ... 



72	 Stadtforschung und Statistik 2/ 07

Brau- und Schankrecht. Bald 
darauf, 1872, war wegen der 
Reichsgewerbeordnung priva-
tes Brauen nicht mehr mög-
lich. Die dem Bier gewidmeten 
Höhler wurden danach genutzt 
wie andere Kellerräume auch: 
Kohle, Eingemachtes und 
Nutzloses wurde gelagert. Bei 
der Besichtigung der Höhler, 
sie gehören zum Geraer Stadt-
museum, war zu erfahren, dass 
viele Bewohner Geras den 
großen Stadtbrand des Jahres 
1780 in ihnen überlebt hat-
ten. Im Zweiten Weltkrieg wa-
ren die unterirdischen Räume 
Bunker. Und als sollten wir den 
roten Faden des Tages nicht 
verlieren, berichtete unser 
sachkundiger Begleiter, dass 
unter dem NS - Regime schon 
1935 damit begonnen worden 
war, die Höhler zu vermessen, 
um sie auf ihre Tauglichkeit für 
den „Luftschutz“ zu prüfen. 
Die Prüfung war erfolgreich, 
manche der Höhler wurden für 
diesen Zweck untereinander 
verbunden. „Hitler bedeutet 
Krieg“ war eine der Parolen 
des frühen Widerstandes ge-
gen das NS – Regime. Die er-
hoffte mobilisierende Wirkung 
erzielte sie bekanntlich nicht.

Von Gera nach 
Greiz
Am Tag darauf fuhren wir 
von der Residenzstadt des 
Fürstentums Reuß jünge-
re Linie – Gera – in die des 

Fürstentums Reuß ältere Linie 
– Greiz. [www.greiz.de] 
Vieles, was die Residenz des 
bis 1918 bestehenden kleinen 
Fürstentums beherrscht hatte, 
war noch zu besichtigen: Eine 
Wache, das obere Schloss und 
das untere und ein reizvoller 
Landschaftspark im englischen 
Stil. Darin das ehemalige Som-
merpalais der Landesherren, 
heute Kunst-Museum und Sitz 
des Satiricums, einer Samm-
lung zeitgenössischer Karika-
turen und Pressezeichnungen. 
[www.sommerpalais-
greiz.de] Die unverhoffte Be-
gegnung mit Manfred Bofinger 
in einer Karikaturen–Ausstel-
lung wurde genüsslich aus-
gedehnt. Bofinger, im Januar 
2006 verstorbener Grafiker 
und Karikaturist, bekannter 
Eulenspiegel–Illustrator und 
–Autor, fügte unserer anhal-
tenden Beschäftigung mit der 
politischen Kultur unseres Lan-
des am regionalen Exempel 
auf seine Weise köstliche, bis-
sige und wehmütige Nuancen 
hinzu: Zu sehen waren seine 
Karikaturen der Wende- und 
Nachwendezeit.

Beeindruckend die zahlreichen 
Zeugnisse der Jugendstilarchi-
tektur im Städtchen, die – so 
der Ortsprospekt  - „in dieser 
Gesamtheit anderswo kaum 
zu sehen sind“. Grundlage 
war der Reichtum der Region 
um die Wende vom 19. zum 
20. Jahrhundert und die nach 
den Stadtbränden von 1902 
und 1908 genutzte Chance, 
ihm städtebaulich ein zeitge-
nössisches Denkmal zu setzen. 
Die Geraer Parallele dazu war 
mir dort schon beim Flanieren 
aufgefallen. Gera zählte – so 
wird berichtet – um 1900 zu 
den zehn reichsten Städten 
Deutschlands. Seine Fabrikan-
ten und Kaufleute ließen sich 
prächtige Villen bauen. Einige 
davon stehen noch, so bei-

spielsweise das 1913 von Hen-
ry van de Velde entworfene 
Haus Schulenburg.

Nach der Mittagspause – dem 
Grundakkord der Reise an-
gemessen im Restaurant des 
Greizer Theaters verbracht 
– die Weiterfahrt zu einem 
grandiosen Industriedenkmal. 
Die Göltzschtalbrücke [www.
goeltzschtalbruecke.de] 
ist mit einer Höhe von 78 m 
und einer Länge von 574 m die 
größte Ziegelbrücke der Welt. 
Errichtet für die Eisenbahn-
verbindung von Leipzig nach 
Nürnberg in den Jahren 1846 
bis 1851, wurden für ihre vier 
Etagen mit 81 Bogen rund 23 
Millionen Ziegel vermauert. 
Bis zu 1700 Arbeiter waren 
im Monatsschnitt beschäftigt; 
31 Menschen starben beim 
Brückenbau. Wir haben diese 
Brücke im gemächlichen Spa-
ziergang auf würdige, nahezu 
tibetanische Weise im Uhr-
zeigersinn umrundet, die ins-
besondere im Brückengrund 
gewaltigen Perspektiven ge-
nossen. Und mir kam in den 
Sinn, was für eine hoffnungs-
frohe und für manchen wohl 
auch beängstigende Perspek-
tive der Eisenbahnbau damals 
geboten hatte. Mit ungewohn-
ter Technik Raum und Zeit zu 
überwinden, die Entstehung 
eines Verkehrs – Netzes, die 
für manchen Ort an der Strecke 
den Einbruch einer fremden 
Umwelt bedeutete und nicht 
zuletzt, die Abschaffung der 
uneinheitlichen regionalen und 
lokalen Uhrzeiten in den deut-
schen Landen: um des Fahrpla-
nes der Grenzen überwinden-
den Bahn willen.

Gartenstädte in 
Deutschland
Die erfreuliche Nachricht für 
den nächsten Tag: Bernhard 
Schletz hatte mit der Leiterin 
des Stadtmuseums Gera, Ute 

Bild 3: Göltzschtalbrücke
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Heckmann, einen Termin für 
uns verabredet, insbesondere 
zum Besuch der Ausstellung 
„Neue Lebenswelten! Garten-
städte in Deutschland“, deren 
Plakate in der Stadt uns neu-
gierig gemacht hatten. [Infor-
mationen zum Stadtmuseum 
www.gera.de] Geplante Abrei-
sen und Beteiligungen an der 
Frühjahrstagung am Dienstag 
oder Mittwoch waren das Mo-
tiv für die Zumutung, um einen 
Termin am Ruhetag des Muse-
ums zu bitten.

Welch ein grandioser Blick in 
die deutsche Geschichte am 
Beispiel einer Stadt, den uns 
Frau Heckmann bot. Es war 
eine abwechslungsreiche tour 
d’horizon durch die Regional-
geschichte; die Industriege-
schichte stand im Mittelpunkt. 
Denn sie war der Prospekt vor 
dem sich das abspielte, was 
ein besonderer Teil der Garten-
stadt – Ausstellung, nämlich: 
„Heinrichsgrün“ in Gera – die 
erste Gartenstadt in Thüringen, 
darstellte.

Ausgangspunkt für das Städ-
tebau - Projekt waren die be-
engten und hygienisch unzu-
reichenden Wohnverhältnisse 
von Arbeitern in der Phase der 
rasanten Industrialisierung 
zwischen 1870 und 1910. Ini-
tiiert von einem in der Gesund-
heitsfürsorge tätigen Geraer 
Arzt, entstand ein Bauverein 
mit dem Ziel – so ein Infor-
mationsblatt zur Ausstellung 
– „für minderbemittelte Fa-
milien (in erster Linie Arbei-
tern, aber auch Angestellten, 
Kleingewerbetreibenden usw.) 
gesunde und zweckmäßig ein-
gerichtete, das Familienleben 
fördernde Einfamilienhäuser 
mit Gartenland – einzeln, in 
Gruppen oder in Siedlungen 
zu errichten.“ Entstehung, Ent-
wicklung und Durchführung 
(zwischen 1912 und 1929) des 

anspruchsvollen Projektes und 
seine gelungene Realisierung 
haben wir gesehen und erläu-
tert bekommen. Was sich der 
Initiator zur sozialen Struktur 
der Bewohner vorgenommen 
hatte, war freilich nicht zu ver-
wirklichen. Arbeiter schafften 
den Umzug nach Heinrichsgrün 
zum Haus, zu Licht und Luft 
nicht. Denn ihnen fehlte das 
Geld dafür. Lehrer, Post- und 
Eisenbahnbeamte waren in der 
Mehrzahl. Nichts unbekanntes 
Altes und Neues für Städtesta-
tistiker: Bis heute blieb uns die 
sozialstrukturelle Selektivität 
von Wanderungs- und Sukzes-
sionsprozessen erhalten.

Das Arbeiterleben
Fast schon dramatisch die 
Begegnung mit dem Arbei-
terleben in der Region. Doku-
mentiert waren im Museum 
Passagen aus einer der ersten 
deutschen Arbeiterautobiogra-
fien: Moritz Th. W. Brommes 
1905 erschienene „Lebensge-
schichte eines modernen Fa-
brikarbeiters“. Sie gibt einen 
Einblick ins Leben von Arbei-
terfamilien und in die Arbeits-
verhältnisse in Schmölln, Ron-
neburg und Gera aus der Sicht 
eines in Partei und Gewerk-
schaft engagierten ungelern-
ten Arbeiters. Das Besondere 
an dieser Lebensgeschichte 
ist, dass Bromme an manchen 
Stellen über den Alltag und die 
Ansichten seiner Frau schreibt: 
Arbeiterfrauen – Leben in un-
ermesslicher materieller und 
seelischer  Not. Als während 
eines Aufenthalts ihres Man-
nes in der Lungenheilanstalt 
bei ihr die Schwangerschaft 
zum sechsten Kind festgestellt 
wurde, schrieb sie ihm einen 
Brief: „Ich bin wirklich zum 
Unglück geboren. Während an-
dere gar keine Kinder haben, 
oder gleich wieder durch den 
Tod von ihnen befreit werden, 
bin ich dazu verdammt, das 

Menschenmöglichste in Kum-
mer und Sorgen zu ertragen 
…“ Und wenig später berich-
tet Bromme von ihrer Reakti-
on auf einen Zeitungsbericht 
übers Kindersterben: „Dem 
oder jenem ist das Kindchen 
schon wieder gestorben! Die-
se Menschen haben ein Glück! 
Die hätten nun auch sechs 
und so haben sie nur das eine, 
während unsereins im Über-
maß geplagt ist. Uns stirbt kein 
solcher Balg weg.“

Gera, die Stadt
Nach der Teilnahme an der 
Eröffnungsveranstaltung der 
Frühjahrstagung begleitete uns 
Frau Gunhild Schletz auf einem 
Spaziergang zum Bergfried 
von Schloss Osterstein, dem 
verbliebenen Rest des Resi-
denzschlosses der Reußen der 
jüngeren Linie, von dem aus 
wir nach Heinrichsgrün, der 
Gartenstadt, absteigen woll-
ten. Das hat sie uns gezeigt: 
Am Rande der kurz vor der 
Eröffnung noch heftig bear-
beiteten BUGA-Stätte Hofwie-
se überquerten wir die Weiße 
Elster und passierten jenes bei 
Fotografen aus aller Welt be-
liebte Ensemble im Stadtteil 
Untermhaus, passierten die 
sehenswerte Marienkirche und 
das Geburtshaus von Otto Dix. 
Beim Aufstieg zum Berg war 
der Blick frei auf die neu ge-
staltete Landschaft an der Wei-

Bild 4: Das Gebäude des Stadtmuseums Gera

Wismut, BUGA, Greiz ... und Statistik

Kindstod als Glück

Beeindruckendes Gera
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ßen Elster. Dann setzte heftiger 
Schneefall ein und statt Hein-
richsgrün besuchten wir das 
Restaurant auf dem Hainberg 
und wärmten uns mit heißem 
Kaffee und freundschaftlicher 
Unterhaltung.

Neben dem gemeinsamen Pro-
gramm der Ex-AG nutzten viele 
der Teilnehmer die Zeit davor 
und danach und zwischen-
durch fürs Flanieren durch 
Gera auf eigenen Wegen: Rat-
haus, Stadtapotheke, Markt 
insgesamt, Kirchen, Museen 
und das Jugendstil-Theater, 
das ich in seiner farblichen Ge-
staltung in Grün aus dem Jah-
re 1993 schöner, weil besser 
proportioniert und zierlicher in 
Erinnerung hatte. Ein Pflicht-
ziel war das Gebäude, in das 
die Räume des Geburtshauses 
von Otto Dix einbezogen sind. 
[www.kunstsammlung-
gera.de] Und darin die eine 
Überraschung für mich, den 
durchschnittlich informierten 
Kunstinteressierten, dem 1993 
die Zeit zum Besuch gefehlt 
hatte: Im Mittelpunkt der Ge-
mäldesammlung steht der im 
Vergleich mit den übrigen aus-
gestellten Objekten wuchtige 
„Heilige Christopherus VI“, 

in einer Broschüre des Otto-
Dix-Hauses charakterisiert als 
„herausragendes Beispiel der 
zeitpolitisch bezogenen, reli-
giös eingekleideten Allegorien 
im Stil der alten Meister aus 
den Jahren der inneren Emig-
ration.“ Dix, der gesellschafts-
kritische bildende Künstler der 
zwanziger Jahre, der Chronist 
des Krieges, dessen entfes-
selter Stil der entfesselten 
Kriegsgewalt entsprach, hat in 
der Zeit des NS-Regimes den 
Christusträger im klassischen 
Renaissance-Stil gemalt und 
die auch zu besichtigenden 
Landschaften. Und die zweite: 
Mit seiner anderen, eigenen 
künstlerischen Art der Wider-
spiegelung der gesellschaft-
lichen Verhältnisse, als es die 
Art von Statistikern sein kann, 
hat er gleichwohl eine Maxime 
vertreten, der ich mich nicht 
entziehen kann: „… die Dinge 
geben, wie sie sind.“(So neh-
men muss man sie nicht.)

Eindrücke
Am Ende dieses persönlichen 
Reiseberichts noch einige mit 
Fleiß aufbewahrte Eindrü-
cke aus Gera: Die erhaltenen, 
schönen Jugendstil-Keramik-
fliesen einer ehemaligen Flei-
scherei im Süßwarengeschäft 
Arco in der Sorge; der tägliche 
Wandel des Plattenbau-Trüm-
merbergs, Stadtumbau in Akti-
on, am Rande der Strecke der 
Straßenbahnlinie 3 von Lusan 
ins Zentrum; die Hauszeichen 
in der Schuhgasse, die die Flä-
che über den Haustürstürzen 
gewöhnlicher Plattenbauten 
in schmucke Tympana verwan-
deln; die bleibende Erinnerung 
an den deftigen Genuss der 
sauren Fleck und Nierchen 
und Kartoffelrädchen aus 
der Fleischerei in der Großen 
Kirchstraße; die großformatige 
Hausinschrift am Anfang der 
Zschochernstraße „Liberal-De-

mokratische Partei Deutsch-
lands“, die die Partei seit nun-
mehr 17 Jahren, wenngleich 
altersschwach, überlebt; die 
sehr jungen Mütter mit dem 
einen Kind im Wagen und in 
Erwartung des nächsten, die 
die Fußgängern vorbehaltene 
Sorge und deren Umgebung 
tagsüber heiter bevölkerten.

Wieder einmal habe ich in 
Gera die Erfahrung gemacht, 
dass ich mehr und mit anderen 
Augen sehe, wenn Geschichte 
und Statistik präsent sind oder 
präsentiert werden. Auch dafür 
sei all unseren Begleiterinnen 
und Begleitern gedankt.

Und zu guter Letzt: die Ver-
trautheit und der Respekt 
unter den Teilnehmern aus 
gemeinsamen Jahren für die 
gemeinsame Sache: die (Städ-
te-)Statistik, die in gleicher 
Weise wie die nicht endende 
Lust, Fragen zu stellen, um zu 
entdecken, zum Gelingen der 
entspannten gemeinsamen 
Unternehmungen in Gera bei-
getragen haben, einer Stadt 
in der so vieles aus der deut-
schen Geschichte exemplarisch 
erfahrbar und nachvollziehbar 
ist. Für jeden – sicher – auf ei-
gene und – womöglich – ganz 
andere als meine Weise.
Gera ist eine Reise wert. Die 
Lust auf Kiel und die Erwartun-
gen an diese Stadt sind jetzt 
ganz groß.

Die Fotos stammen vom Autor.

Literaturhinweis: 
Moritz Th. W. Bromme, Lebens-

geschichte eines modernen 
Fabrikarbeiters, Nachdruck der 
Ausgabe von 1905, Mit einem 
Nachwort herausgegeben von 
Bernd Neumann, Frankfurt/
Main 1971, Antiquariatsange-
bote: [www.zvab.com]

Bild 5: Geras Markt-
platz

Wismut, BUGA, Greiz ... und Statistik

Otto Dix
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„Was will ich in Gera?“ ant-
wortete ein Kollege aus der Ex-
AG, als ich ihn fragte, ob wir 
uns dort sehen würden. Er hat 
ungemein viel verpasst – bei 
den Vorträgen der Tagung und 
der vorgelagerten Ex-AG. 

Denn Gera ist überraschend 
anders. Es ist gar nicht die 
Bergbau-geprägte Indus-
triestadt;  der Uranabbau ist 
Vergangenheit, wird abge-
wickelt. Das Stadtbild ist klar 
gegliedert. Hier das Viertel mit 
altehrwürdigen Geschäften, 
auch hochpreisigen Läden - an 
einer Straße mit dem Namen 
„Sorge“. Dort – klar abgesetzt 
– mehrere Malls. Dazu die Höh-
ler aus dem Mittelalter, tief un-
ter den Kellern der Wohnhäuser 
angelegte Bierkeller. Und nicht 
zu vergessen: Das Torhaus mit 
seiner eindrücklichen Gedenk-

Dix, Drechsler, Hertie, Höhler, Sorge, Torhaus

Gera – die Überraschung
Martin Schlegel, Hagen

stätte. Umkränzt wird die In-
nenstadt von großzügigen Vil-
len auf entsprechenden Grund-
stücken, vor gut 100 Jahren 
von reichen Textilindustriellen 
errichtet. Doch lesen Sie besser 
den Schmollinger-Artikel.

Zu diesem Anders-Sein gehört 
auch Bürgermeister Hein. Beim 
Empfang hatte er den Mut zu 
einer lockeren 5-Minuten-Rede. 
So war – wie er gewollte hatte 
– Zeit für Worte von unserer 
Seite. Ein Kollege ergriff spon-
tan die Gelegenheit und wies 
ihn lobend auf die Gedenkstät-
te im Torhaus hin, worauf der 
Bürgermeister ehrlich entgeg-
nete, dass diese Stätte von vie-
len Geraern nun wirklich nicht 
gewollt gewesen sei.
Aus dieser Stadt stammt nicht 
nur der bekannte Maler Otto 
Dix, hier startete auch Heike 

Drechler ihre weiten Sprünge. 
Und Herrmann Tietz legte hier 
die Grundlage für seine Hertie-
Kaufhauskette.
Zur Frühjahrstagung selbst 
wäre vieles positives zu ver-
melden. Auf jeden Fall die Tat-
sache, dass Hotel und Tagungs-
ort eins waren. Aber auch die 
Vorträge hinterließen wieder 
viele positive Eindrücke, das 
Thema VZ und der Kampf um 
Einzeldaten. 
Doch wenn ein Gliederungs-
punkt eines Vortrags „Talents, 
Technology and Tolerance“ 
lautet, dann bekomme ich To-
leranzprobleme. Ich bin über-
zeugt, die Mehrheit der Statis-
tikerkollegen hätte die Passa-
ge auch unter der Überschrift 
„Talente, Technologie und 
Toleranz“ kapiert. Kluge Men-
schen wirken auch mit Deutsch 
überzeugend. 
 

Man kann nicht glauben, dass 
die folgende Nachricht erst 50 
Jahre alt ist.
Mit Beginn des Schuljahres 
1957/58 müssen in den Süd-
staaten der USA die Schulen, 
die bisher weißen Schülern 
vorbehalten waren, schwar-
ze Schüler aufnehmen. Vor 
allem im Bundesstaat Arkan-
sas kommt es zu schweren 
Konflikten. Dort lässt Gouver-

Schwarze und Schule
Martin Schlegel, Hagen

neur Orval E. Faubus die High 
School in der Hauptstadt Little 
Rock von der Nationalgarde 
umstellen, um den Zutritt von 
schwarzen Schülern zu verhin-
dern. Erst am 20. September 
1957 beugt er sich dem Druck 
aus Washington und zieht die 
Nationalgarde ab. Als drei Tage 
später farbige Schüler das Ge-
bäude betreten, verlässt ein 
großer Teil der weißen Kinder 

das Gebäude. Auf der Straße 
kommt es zu blutigen Ausein-
andersetzungen zwischen wei-
ßen und schwarzen Demonst-
ranten. Präsident Eisenhower 
schickt 1000 Fallschirmjäger 
nach Little Rock und verfügt 
eine teilweise Entmachtung 
des Gouverneurs. Doch auch 
dadurch beruhigt sich die Situ-
ation nicht wesentlich.

Über Statistik:
Eine Zahl ist Dünger 
für die Information. 
Zu viele Zahlen sind 
ihr Tod.
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Hätten Sie es gewusst: Die 
Halbjahreszeitschrift erschien 
erstmals 1988. Nachdem im 
Verbandsvorstand länger er-
örtert worden war, welchen 
Zielen eine Verbandszeitschrift 
dienen solle, war der  Beschluss 
klar formuliert: 
1.	 Transportweg von For-

schungsergebnissen der 
Städtestatistik nach draußen

2.	 Diskussionsforum für die 
Verbandsmitglieder. 

Und selbstverständlich ist die 
Zeitschrift offen für die Veröf-
fentlichung von Forschungser-
gebnissen über den Kreis der 
Verbandsmitglieder hinaus: 
„Externe“ machen zunehmend 
Gebrauch von der Möglichkeit, 
auf dem Weg über die Zeit-
schrift die Praktiker vor Ort zu 
erreichen. 

20 Jahre “Stadtforschung und 
Statistik“
Horst-Jürgen Wienen, Bochum 

Es hatte seinerzeit noch ein 
wenig gedauert, bis die Zeit-
schrift ihr Format gefunden 
hatte, „Format“ im wörtlichen 
und im übertragenden Sinn: 
Im Format DIN 4 kam sie ab 
Heft 1/2/1990 heraus, dann in 
einer inneren Strukturierung 
mit „Werkstattberichten“, 
„Hauptbeiträgen“ und Derglei-
chen mehr. In den ersten Jah-
ren brachte sie einen rund 20 
Seiten umfassenden Anhang 
mit aktuellen statistischen 
Angaben für die Städte; der 
wurde jedoch bald aufgege-
ben, sodass seitdem die rund 
80 Seiten Heftumfang voll für 
die Textbeiträge zur Verfügung 
stehen.  
Was die Skeptiker nicht für 
möglich gehalten hatten, wur-
de der langjährige Normalfall: 
Die Redaktion, die ich vie-

le Jahre (von 1990 bis 2001) 
geleitet habe und der ich mit 
großem Vergnügen auch nach 
meiner Pensionierung angehö-
re, wählt unter den vorliegen-
den Beiträgen aus – das Ange-
bot ist wirklich reichlich. 

Die Zeitschrift, eine Erfolgs-
geschichte? Man kann die-
se Frage meines Erachtens 
uneingeschränkt mit einem 
“Ja“ beantworten. Dass diese 
Einschätzung keine Einzelmei-
nung ist, zeigt die vor einiger 
Zeit durchgeführte Leserbe-
fragung: Ganz überwiegend 
gab es positive Urteile, und 
etwa abschaffen wollte die 
Zeitschrift niemand. Ad multos 
annos! Vielleicht ist es mir ja 
vergönnt, auch noch auf 40 
Jahre Verbandszeitschrift zu-
rückblicken zu können ... 

... nur der Statistik, die ich 
selbst gefälscht habe. 
Ich weiß gar nicht, wie oft ich 
diesen Satz gehört habe. Als 
neckische Begrüßung, als Witz, 
um ein wenig zu sticheln; aber 
häufig ernst gemeint. Vorwie-
gend von Leuten, die mit Zah-
len nichts im Sinne haben, mit 
ihnen nicht umgehen können. 
Ich weiß bestens, wie unge-
mein dumm ich den Satz finde, 
ihn genau genommen hasse. 
Steckt dahinter doch ein ver-
queres Bild: Lug und Betrug 

als Normalfall, Ethik und Mo-
ral als Ausnahme, Statistik als 
willkürliches und willfähriges 
Instrument. 

Und ich weiß, dass ich mir 
angewöhnt habe, darauf zu 
antworten: „Da fehlt noch 
etwas. Der Satz geht weiter.“ 
Dann eine kleine Pause, da-
mit der Gegenüber Zeit zum 
Nachdenken hat. Ruhig eine 
Sekunde länger warten, diese 
Leute brauchen Zeit, Gedanken 
zu formen. Wenn der Andere 

nun fragend guckt, darf er die 
Auflösung erfahren: „Hinter 
den Halbsatz „... die ich selbst 
gefälscht habe“ gehört kein 
Punkt, sondern ein Komma.“ 
Wieder eine kleine Pause und 
die Frage, ob ich überhaupt 
Lust habe, noch mehr zu sa-
gen, muss durch den Raum 
schweben. Doch dann: „sagt 
der Laie. Das gehört unbedingt 
hinter das Komma. Denn kein 
Profi würde solch einen Satz 
von sich geben, kein Profi wür-
de eine Statistik fälschen.“

Ich glaube
Martin Schlegel, Hagen
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„Statistiken sind besser als Bomben: Sie zerfetzen Vorurteile und setzen an ihre Stelle unwiderrufli-
che Tatsachen“ (nach A. Schwarzer 2007). Diese Umformulierung, die einer Rückmeldung beigefügt 
war, sagt doch viel Positives aus. 
Wenige Zeilen weiter unten können Sie noch mehr über Frau Horch und Herrn Nirschl erfahren, also 
über die beiden Neuen im Verband Deutscher Städtestatistiker, die die Möglichkeit genutzt haben, 
ein paar der gelieferten Halbsätze zu ergänzen und so etwas über sich zu verraten.
Ein besseres Bild von den Beiden können Sie sich natürlich auf der Statistischen Woche in 
Kiel machen. Nutzen Sie die Chance.

Eine gute Statistik erkennt man daran, dass sie selbst komplexe Zusammenhänge ver-
ständlich und übersichtlich darstellt.
Eine gute Tabelle erklärt sich von selbst.
Wichtig bei einer Grafik ist, dass sie dieselben Eigenschaften hat wie eine gute Tabelle.
Der zu einer Statistik gehörende Text ist leider oft viel zu klein oder unverständlich.
Meine Hoffnung heißt: Künstliche Intelligenz.
Ein Computer ist für mich Fluch und Segen zugleich.
Der Aussagewert von Statistiken wird mindestens genauso oft über- wie unterschätzt.
Der größte denkbare Fehler eines Statistikers liegt darin, zu glauben er könne keinen machen.

Die Stadt, in der ich arbeite, wird 2010 gemeinsam mit dem Ruhrgebiet Kulturhaupt-
stadt Europas sein. 
Wäre ich nicht Statistikerin geworden, würde ich vielleicht als Stadtplanerin oder Dozen-
tin arbeiten – oder die Welt bereisen und Bilder malen. 
Mein Lieblingsgebiet in der Statistik umfasst alles, was zu einer gelungenen Regionala-
nalyse beiträgt. 
Statistik und Politik ist bestenfalls ein kybernetisches System mit vielen Rückkopp-
lungseffekten, in dem die Statistik öffentlich breit diskutiert wird. 
Vor allem eins sollte Städtestatistik leisten: Sie sollte Hinweise auf vordringliche (lo-
kal‑)staatliche Interventionen geben. 
Meine Hoffnung heißt, dass Analysen Taten folgen. 

„Eberhard Schubert geht in den 
Ruhestand.“
„Wer ist denn das?“
„Der mit dem Bart.“
„Ach der! Der ist schon so alt?“
Dieser gedachte Dialog vermit-
telt schon einiges über Erfurts 
Chefstatistiker. Vielleicht sollte 
ich ihn als Meister des Zwie-
gesprächs bezeichnen. Denn er 

Der Bart ist weg
Martin Schlegel, Hagen

gehört nicht zu denen, die uns 
vom Podium herab die Welt 
der Statistik erklären wollen. 
Oder die in einem Vortrag mit 
ausuferndem Titel dann den 
Ausländeranteil in Erfurt mit-
teilen. Er liebt – anders als sein 
Äußeres vermuten lässt – den 
unspektakulären Stil, den hin-
tersinnigen, in einen Satz kom-

primierten, aber dennoch tref-
fenden Humor, der auch bissig 
ausfallen kann.
Eberhard Schubert, Erfurt, das 
ist so einer, den ich mir gut in 
einer Crew vorstellen könnte, 
die Texte für Kabarettisten ver-
fasst. Wäre das nicht eine Idee 
für die nun anstehende Nach-
Dienst-Zeit?

Bilder malen und Künstliche Intelligenz 

Neue über sich
Martin Schlegel, Hagen

Nirschl, Thomas, 
M.A., Wissenschaftlicher Mit-
arbeiter im Amt für Stadtfor-
schung und Statistik für Nürn-
berg und Fürth, 
thomas.nirschl@stadt.nuern-
berg.de 

Claudia Horch
Regionalverband Ruhr 
Leiterin Team Strukturanalyse 
und -entwicklung Essen 
horch@rvr-online.de
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Seit 1879 treffen sich die Städtestatistiker, um von einander zu lernen - aber auch, um dieses und je-
nes abzustimmen, um so dem Spruch „divide et impera“ zu begegnen. Im Vergleich zu den heutigen 
Statistischen Wochen waren es nicht viele, die vom 4. bis 6. Oktober 1879 in – selbstredend – Berlin 
zusammenkamen. „Conferenz der Direktoren der statistischen Bureaux deutscher Städte“ nannte 
sich die Versammlung. 

Werfen wir doch einfach einen kleinen Blick auf das, was in früherer Zeit beredet wurde. Schauen wir 
auf die Themen, die damals von Bedeutung waren. Zu diesem Zweck liste ich hier das auf, was vor 
100, 75 und 50 Jahren auf der Tagesordnung stand. Einige Themen kommen jedem von uns bekannt 
vor; es gibt eben Dauerbrenner.
In einigen wenigen Fällen sind die Titel gekürzt. Die Langfassung wie auch die Namen der Referenten 
– fast ausschließlich Männer – finden sich unter: Verband Deutscher Städtestatistiker: Die Städtesta-
tistik im Wandel der Zeit – Berichte über die 1. bis 75. Tagung, Köln 1975.

XXI. Konferenz der Vorstände Statistischer Ämter Deutscher 
Städte
Diese Tagung fand vom 3. bis 5. Mai 1907 in Dortmund statt und hatte folgende Themen auf der 
Tagesordnung:
•	 Ausführung der Berufs- und Betriebszählung
•	 Lohnstatistik nach dem Material der Krankenkasse
•	 Statistik der kleinen Einkommen aus Gehalt und Lohn nach den Auskünften der Arbeitgeber für 

Steuerzwecke
•	 Bericht über die Herausgabe des Statistischen Jahrbuchs Deutscher Städte
•	 Ermittlungen der Werte städtischer Grundstücke
•	 Erhebungen über Haushaltsrechnungen
•	 Herstellung einer übereinstimmenden Statistik der Fleischpreise
•	 Todesursachenschema von mittlerem Umfange
•	 Morbiditätsstatistik der Krankenanstalten

Verbandsbesprechung der Deutschen Städtestatistiker
Dieses Treffen fand vom 27. bis 29. Oktober 1932 in Berlin statt. Es trug nicht den Titel „Konferenz“ 
oder „Tagung“ und zählt auch nicht als Statistische Woche. Dennoch aber war ein anspruchsvolles 
Programm abzuarbeiten:
•	 Die Entwicklungstendenzen der großstädtischen Bevölkerung
•	 Die hauptberuflich erwerbstätigen sog. mithelfenden Ehefrauen in der Landwirtschaft
•	 Zählergewinn für Reichs- und Landeszählungen
•	 Todesursachenverzeichnis mittleren Umfangs
•	 Statistische Maßstäbe des gemeindlichen Steuerkraftausgleichs
•	 Maßnahmen zur Verhütung von Verkehrsunfällen

Von der Betriebszählung bis zur Solinger Laufzettelregelung

Statistische Themen 
1907 – 1932 – 1957
Martin Schlegel, Hagen



Stadtforschung und Statistik 2/ 07	 79

57. Tagung des Verbandes Deutscher Städtestatistiker
Nach 1904, 1927 und 1931 trafen sich die Statistiker 1957 wieder in Nürnberg. Und zwar am 8. und 
9. Oktober. Trotz einer recht kurzen Tagung war die Tagesordnung ausgesprochen umfangreich:
•	 Wandlungen der Familienstruktur und ihre Wirkung auf die Arbeit der kommunalen Verwaltung
•	 Die Messung von Social coasts als statistisches Problem
•	 Prüfung der repräsentativen Aussagekraft der Einzelhandelspreisstatistik
•	 Erfahrungen bei Vorbereitung und Durchführung der Kommunalwahlen 1956 in NRW
•	 Organisation und Durchführung der Bundestagswahl 1957
•	 Zusatzerhebungen der Städte bei der Wohnungszählung 1956
•	 Lehren aus der Wohnungs- und Bevölkerungszählung 1956
•	 Erfassung der Wohnbevölkerung bei der Wohnungsstatistik 1956/57
•	 Fortschreibung des Wohnungsbestandes im Anschluss an die Wohnungsstatistik
•	 Gemeindliche Wohnungsbedarfsberechnungen nach den Ergebnissen der Wohnungsstatistik
•	 Stellungnahme zum Zensus 1960
•	 Die Problematik des ehrenamtlichen Zählers
•	 Haushaltsquerschnitte
•	 Gebundenheit finanzstatistischer Urteile an das Ist bzw. Soll der Rechnung
•	 Probleme gemeindlicher Verkehrszählungen
•	 Verkehrszählungen als statistische Grundlage für Schlüsselelemente des Finanzausgleichs im Stra-

ßenwesen
•	 Verweildauer in Krankenanstalten
•	 Zur Statistik des deutschen Krankenhausinstituts
•	 Klinisch-anatomische Todesursachenstatistik
•	 Tuberkulosestatistik
•	 Statistik der Personalausgaben und des Personalstandes
•	 Schulden-Statistik
•	 Technik der Fürsorgestatistik
•	 Neuordnung der Theaterstatistik
•	 Berufsschulstatistik in NRW
•	 Begriffsbestimmung in der Büchereistatistik
•	 Kritik der VHS-Statistik
•	 Sportstatistik
•	 Erweiterte Auskünfte aus dem Melderegister an Auskunfteien
•	 Durchführung von Betriebserhebungen für das Gewerbekataster
•	 Gewerbesteuerstatistik und gemeindliche Wirtschaftsordnung
•	 Städtestatistik und Handwerkszählung 
•	 Solinger Laufzettelregelung

Da fehlte etwas

Jede Ausgabe dieser Zeitschrift 
weist ein paar Fehler auf. So 
spielt das Leben. Aber ärger-
lich ist schon, dass ich Ihnen 
in Ausgabe 1/2007 auf Seite 
70 rate, das NZZ-Folio zu le-
sen, dann aber die zugehörige 
Internetanschrift vergesse. Die 
höchst unterhaltende Ausgabe 

Ja. Nein. Weiß nicht.

Da fehlte etwas
Martin Schlegel, Hagen 

mit dem Schwerpunkt „Statis-
tik“ kann unter www.nzz-
folio.ch im Archiv gelesen 
werden (Januar 2006). Darin 
finden sich unter anderem Ar-
tikel zum Bibelcode, ein Porträt 
von Björn Lomborg, Statistik 
vor Gericht und beim Sport. 
Natürlich auch der in „Stadt-

forschung und Statistik“ be-
reits abgedruckte Beitrag „Ja. 
Nein. Weiß nicht.“ 

Sollte „Stadtforschung und 
Statistik“ einmal keinen Fehler 
enthalten, verweise ich auf das 
Editorial der Ausgabe 1/2002.
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